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Geschäftsbereich des Auswärtigen Amts
1. Abgeordnete
Marieluise

Beck

(Bremen)
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Hat die Bundesregierung Kenntnis von den
Bedingungen, unter denen die wegen ihrer
Teilnahme am Forum der Zivilgesellschaft der
Östlichen Partnerschaft im November 2009
zwangsexmatrikulierte belarussische Studentin
Tazjana Schapuzka ihr Studium an der Bela-
russischen Staatlichen Universität fortsetzen
kann, und erscheinen ihr diese Bedingungen
unter den gegebenen Umständen angemessen?
Antwort des Staatssekretärs Dr. Wolf-Ruthart Born

vom 3. November 2010
Trotz Intervention der örtlichen EU-Präsidentschaft in Minsk, die
sich beim belarussischen Erziehungsminister nachdrücklich für die
belarussische Studentin Tazjana Schapuzka eingesetzt hat, konnte
diese ihr Studium an der Belarussischen Staatlichen Universität
(BSU) bisher nicht wieder aufnehmen. Das dortige Rektorat begrün-
det die Zwangsexmatrikulation mit mangelnder Studienleistung.

Die Bundesregierung hat die Lage der Studentin Tazjana Schapuzka
zuletzt in den politischen Konsultationen der Außenministerien am
11. Oktober 2010 thematisiert und freien, ungehinderten Zugang be-
larussischer Teilnehmer zum nächsten Forum der Zivilgesellschaft
der Östlichen Partnerschaft Mitte November 2010 in Berlin gefor-
dert.
2. Abgeordnete
Marieluise

Beck

(Bremen)
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Was ist nach Kenntnis der Bundesregierung
die Ursache für die Verzögerungen bei der
Entsendung von kriminologischen Experten
aus dem OSZE-Raum (OSZE: Organisation
für Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa)
zur Aufklärung der Todesumstände des am
3. September 2010 tot aufgefundenen belarus-
sischen Journalisten Aleh Bjabenin, die erst
am 26. Oktober 2010 in Minsk eintrafen, ob-
wohl die belarussische Regierung bereits am
9. September 2010 im Rahmen der OSZE Ex-
perten aus den Ländern der Organisation zur
Teilnahme an den Ermittlungen eingeladen
hatte, und wie ist nach Kenntnis der Bundesre-
gierung der aktuelle Ermittlungsstand?
Antwort des Staatssekretärs Dr. Wolf-Ruthart Born

vom 4. November 2010
Um internationalen Experten Einsichtnahme in die Unterlagen zum
Todesfall Aleh Bjabenin zu ermöglichen, mussten zunächst Hunderte
von Ermittlungsakten ins Englische übersetzt werden. Dies hat einige
Zeit in Anspruch genommen, so dass die von der OSZE entsandten
Kriminalistikexperten aus Norwegen und Schweden erst am 25. Ok-
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tober 2010 einreisen konnten. Vor Ort haben die Experten neben
dem Aktenstudium mit den mit dem Fall betrauten belarussischen
Ermittlern sowie Verwandten, Freunden und Kollegen Aleh
Bjabenins gesprochen und den Ort untersucht, an dem Aleh
Bjabenin tot aufgefunden wurde.

Die belarussischen Behörden haben die Arbeit der Experten nach
deren eigenen Angaben unterstützt; allen Anfragen, Gesprächs- und
Besichtigungswünschen wurde stattgegeben. Ein Abschlussbericht
der Expertenmission ist in Vorbereitung, Rahmen und Termin der
Veröffentlichung stehen noch nicht fest.
3. Abgeordnete
Marieluise

Beck
(Bremen)

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Wie bewertet die Bundesregierung die Not-
wendigkeit einer Exhumierung und nachfol-
genden Autopsie zur Aufklärung der Todes-
umstände des am 3. September 2010 in der
Nähe von Minsk tot aufgefundenen und be-
reits bestatteten belarussischen Journalisten
Aleh Bjabenin, und ist ein solches Vorgehen
nach Kenntnis der Bundesregierung geplant?
Antwort des Staatssekretärs Dr. Wolf-Ruthart Born

vom 4. November 2010
Eine Exhumierung ist nach Erkenntnissen der Bundesregierung bis-
her nicht beabsichtigt. Die Einschätzung der internationalen Exper-
ten dazu bleibt abzuwarten.
4. Abgeordnete
Annette

Groth

(DIE LINKE.)
Mit welchen konkreten Maßnahmen haben
sich bislang die Bundesregierung und ihre dip-
lomatische Vertretung in Israel gegenüber der
israelischen Regierung für die Freilassung des
palästinensischen Menschenrechtsverteidigers
Abdallah Abu Rahma eingesetzt, und warum
hat die Bundesregierung bisher, trotz der re-
pressiven Maßnahmen der israelischen Regie-
rung gegen Menschenrechtsverteidiger, noch
nicht die EU-Richtlinien zum Schutz von Men-
schenrechtsverteidigern in Israel umgesetzt
(s. Antwort der Bundesregierung auf meine
Schriftliche Frage 2 auf Bundestagsdrucksache
17/3114 vom 29. September 2010)?
Antwort des Staatssekretärs Dr. Wolf-Ruthart Born

vom 4. November 2010
Am 11. Oktober 2010 wurde Abdallah Abu Rahma zu 12 Monaten
Haft, 6 Monaten Bewährungsstrafe und 5 000 Schekel Kaution ver-
urteilt. An dem Gerichtstermin nahmen Diplomaten aus Belgien,
Spanien, dem Vereinigten Königreich, der EU-Delegation und
Deutschland teil. Entsprechend der EU-Menschenrechtspolitik prak-
tizieren die Vertretungen der EU-Mitgliedstaaten in Ramallah, Tel
Aviv und Jerusalem ein System rotierender Prozessbeobachtung, um
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eine möglichst vollständige Prozessbeobachtung von Verfahren ge-
gen Menschenrechtsverteidiger sicherzustellen. Ein Rechtsvertreter
von Abdallah Abu Rahma brachte gegenüber der EU-Delegation
zum Ausdruck, dass internationales Engagement und Interesse dazu
beigetragen hat, dass die Strafe deutlich niedriger ausfiel als von der
Staatsanwaltschaft beantragt.

Die Leiter der Vertretungen der EU-Mitgliedstaaten in Ramallah
und Jerusalem haben zudem – wie zuvor die Hohe Vertreterin der
EU für Außen- und Sicherheitspolitik Catherine Ashton – in einer
Presseerklärung ihre Besorgnis über die Verurteilung von Abdallah
Abu Rahma zum Ausdruck gebracht.

Die Bundesregierung hat diesen und andere Fälle von Menschen-
rechtsverteidigern darüber hinaus in hochrangigen Gesprächen mit
der israelischen Regierung wiederholt thematisiert und wird dies wei-
terhin tun.

Die EU-Leitlinien zum Schutz von Menschenrechtsverteidigern rich-
ten sich an alle EU-Mitgliedstaaten, die diese vor Ort gemeinsam um-
setzen. Die Leitlinien sehen eine Vielzahl möglicher Maßnahmen
vor. Die Bundesregierung setzt sich dafür ein, dass diesem Thema in
der EU-Koordinierung vor Ort verstärkt Aufmerksamkeit gewidmet
wird.
5. Abgeordnete
Annette

Groth

(DIE LINKE.)
Welche Informationen und Zahlen liegen der
Bundesregierung bezüglich Erschießungen, In-
haftierungen, Umständen der Inhaftierung,
Haftbedingungen sowie Folter von palästinen-
sischen Kindern durch israelische Streitkräfte
im Zeitraum der letzten 12 Monate, aufge-
schlüsselt nach dem Alter der Kinder, vor?
Antwort des Staatssekretärs Dr. Wolf-Ruthart Born

vom 4. November 2010
Laut der internationalen Nichtregierungsorganisation (NRO) De-
fence for Children International/Palestine Section sowie auch der pa-
lästinensischen Nichtregierungsorganisation Addameer-Prisoners’
Support and Human Rights Association werden in den palästinensi-
schen Gebieten, einschließlich Ostjerusalem, pro Jahr im Durch-
schnitt 700 Minderjährige festgenommen.

Die meisten Festnahmen der letzten 12 Monate fanden im Zusam-
menhang mit Protesten gegen Sperranlagen und Siedlungsbau, wie
in Ni’lin und Bil’in bei Ramallah, statt. Weitere Festnahmen erfolg-
ten während Auseinandersetzungen mit Siedlern, wie in Silwan in
Ostjerusalem oder in der Altstadt von Hebron, oder nach Steinwür-
fen auf Autos israelischer Siedler, insbesondere auf sogenannten
Siedlerstraßen bei Nablus oder in Ostjerusalem.

Nichtregierungsorganisationen berichten regelmäßig, dass Minder-
jährige während der oft nächtlichen Festnahmen und der Befragun-
gen misshandelt werden, unter anderem durch den Gebrauch von
Handschellen und Augenbinden sowie durch verbale und physische
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Angriffe. In mehreren Fällen wurden Minderjährige angeblich verbal
sexuell belästigt. Die NRO Defence for Children International/Pales-
tine Section berichtet ferner davon, dass Minderjährige in der Unter-
suchungshaft bisweilen schriftliche Geständnisse auf Hebräisch un-
terzeichnen mussten oder tagelang in Einzelhaft gehalten wurden.

Laut der NRO Addameer-Prisoners’ Support and Human Rights
Association“ befinden sich mit Stand Oktober 2010 264 Minderjähri-
ge in israelischer Haft, darunter 32 Minderjährige, die zwischen 12
und 15 Jahre alt sind. Die Gesamtzahl der inhaftierten Minderjähri-
gen ist gegenüber den Vormonaten rückläufig, allerdings ist die Zahl
der unter 16-Jährigen zuletzt angestiegen. Zwei Minderjährige (16
und 17 Jahre alt) befinden sich laut der NRO Defence for Children
International/Palestine Section zurzeit in dreimonatiger Administra-
tivhaft.

Die inhaftierten Minderjährigen befinden sich laut der NRO De-
fence for Children International/Palestine Section teilweise in
Gefängnissen innerhalb Israels und werden nicht immer von erwach-
senen Häftlingen getrennt. Die Minderjährigen berichten von unzu-
reichender Ernährung und Unterkunft sowie faktisch eingeschränk-
ten Familienkontakten.
6. Abgeordnete
Annette

Groth

(DIE LINKE.)
Hat die Bundesregierung gegenüber der israeli-
schen Regierung die Verstöße gegen humanitä-
res Völkerrecht und die internationalen Men-
schenrechtskonventionen im Falle der Erschie-
ßungen, Inhaftierungen, Umstände der Inhaf-
tierung, Haftbedingungen sowie Folter von pa-
lästinensischen Kindern durch israelische
Streitkräfte gegenüber der israelischen Regie-
rung thematisiert, und wenn ja, mit welchen
Forderungen und mit welchem Ergebnis?
Antwort des Staatssekretärs Dr. Wolf-Ruthart Born

vom 4. November 2010
Die Bundesregierung verfolgt die Menschenrechtssituation in den
palästinensischen Gebieten aufmerksam und steht hierzu in regelmä-
ßigem Kontakt mit israelischen, palästinensischen und internationa-
len Nichtregierungsorganisationen. Die Bundesregierung interve-
niert regelmäßig mit dem ihr zur Verfügung stehenden Instrumenta-
rium gegenüber der israelischen Regierung, u. a. mit bilateralen Ein-
zelfalldemarchen. Andere Maßnahmen, wie z. B. Prozessbeobach-
tungen, werden gemeinsam mit EU-Partnern durchgeführt. Men-
schenrechtsfragen sind regelmäßig Gegenstand von Gesprächen zwi-
schen der Bundesregierung und der israelischen Regierung. Auch im
Rahmen des EU-Israel-Dialogs wird die Menschenrechtssituation in
Israel und den besetzten palästinensischen Gebieten thematisiert.
7. Abgeordnete
Dr. Gesine

Lötzsch

(DIE LINKE.)
Wie erklärt die Bundesregierung den sprung-
haften Anstieg der vom Auswärtigen Amt aus-
gestellten Dienstpässe in diesem Jahr?
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Antwort des Staatssekretärs Dr. Peter Ammon

vom 4. November 2010
Das Auswärtige Amt (AA) hat in diesem Jahr zum Stichtag 1. No-
vember 2010 bislang 4 907 Dienstpässe ausgestellt. Die auf Ihre
Berichtsanforderung vom 30. September 2010 für den Zeitraum
1. Januar bis 5. Oktober 2010 mitgeteilte Zahl von 8 555 beruhte auf
einem Eingabefehler in dem von der Pass- und Visastelle des AA ver-
wendeten IT-gestützten Bearbeitungsprogramm, den ich außeror-
dentlich bedaure.

Die Gesamtzahl der für 2010 zu erwartenden Neuausstellungen von
Dienstpässen wird sich damit nach derzeitigem Stand in dem Ihnen
für die Jahre 2000 bis 2009 bereits mitgeteilten Rahmen bewegen.
Die im Vergleich zu den beiden Vorjahren gleichwohl festzustellende
steigende Tendenz ist darauf zurückzuführen, dass die seit 2005 nach
der Einführung des maschinenlesbaren Passes neu ausgestellten und
in ihrer Gültigkeitsdauer in der Regel auf fünf Jahre beschränkten
Dokumente nunmehr sukzessive ablaufen.

Nach der geänderten Rechtslage können diese Dokumente nicht
mehr verlängert werden, was eine kontinuierliche Zunahme der Neu-
ausstellungen zur Folge haben wird.
8. Abgeordneter
Dr. Rolf

Mützenich

(SPD)
Welche Position vertritt die Bundesregierung
im Hinblick auf eine vertragliche Begrenzung
von Raketenabwehrsystemen, und welche Ini-
tiativen beabsichtigt sie in diesem Zusammen-
hang zu ergreifen?
Antwort des Staatsministers Dr. Werner Hoyer

vom 3. November 2010
Derzeit existieren weltweit keine vertraglichen Begrenzungen von
Raketenabwehrsystemen. Die Präambel des in diesem Jahr unter-
zeichneten neuen START-Vertrags zwischen den USA und Russland
enthält jedoch eine kurze Passage, welche die Wechselbeziehung zwi-
schen Offensiv- und Defensivsystemen anerkennt.

Vertragliche Regelungen zur Begrenzung des Umfangs hält die Bun-
desregierung derzeit weder für realisierbar noch erforderlich. Bezüg-
lich der Frage des Aufbaus einer NATO-Raketenabwehr verfolgt die
Bundesregierung einen kooperativen Ansatz mit dem Ziel, Partner-
staaten der NATO und insbesondere Russland so weit wie möglich
in ein Abwehrsystem mit einzubinden, um der gemeinsamen Bedro-
hung zu begegnen und Transparenz zu fördern.
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9. Abgeordneter
Wolfgang

Neskovic

(DIE LINKE.)
Handelt es sich bei dem nach Medienberichten
Anfang Oktober 2010 in Pakistan durch einen
Drohnenangriff getöteten „Deutschtürken“
(vgl. DerWesten, „Neue Terror-Spur führt ins
Ruhrgebiet“, vom 15. Oktober 2010, www.der-
westen.de) um einen Deutschen im Sinne des
Artikels 116 des Grundgesetzes (GG)?
Antwort des Staatsministers Dr. Werner Hoyer

vom 3. November 2010
Der Bundesregierung liegen über die mutmaßliche Tötung eines
„Deutschtürken“ durch einen Drohnenangriff Anfang Oktober 2010
in Pakistan keine offiziell bestätigten Informationen vor.

Das AA und die deutsche Botschaft in Islamabad sind weiterhin um
Aufklärung bemüht und stehen dazu in Kontakt mit den pakistani-
schen Behörden.
10. Abgeordneter
Johannes

Pflug

(SPD)
Wie weit sind Überlegungen im Auswärtigen
Amt gereift, die Erteilung von Visa aus den
Konsularabteilungen auszugliedern und an pri-
vate Unternehmen zu vergeben?
Antwort des Staatssekretärs Dr. Peter Ammon

vom 5. November 2010
Es gibt keine Überlegungen, die Erteilung von Visa an private Unter-
nehmen zu vergeben; dies wäre im Übrigen schon nach dem EU-
Visakodex nicht möglich.

Das AA prüft jedoch fortlaufend, welche Möglichkeiten bestehen,
den Service an den deutschen Visastellen zu optimieren. Dazu gehört
je nach Situation an den jeweiligen Dienstorten auch die Option, Tei-
le des Visumverfahrens, die nicht die hoheitliche Entscheidung über
die Visumvergabe betreffen, an private Dienstleister auszulagern. An
mehreren großen Visastellen werden seit Jahren erfolgreich die Ter-
minvergabe, die telefonische Informationserteilung, die Vollständig-
keitsprüfung der vorzulegenden Unterlagen und die Passrückgabe
(per Kurier an weit entfernt wohnende Anstragsteller) von externen
Dienstleistern vorgenommen.

Der seit dem 5. April 2010 in weiten Teilen anwendbare EU-Visako-
dex, der das Visumverfahren für die Schengenstaaten einheitlich re-
gelt, sieht auch die Möglichkeit vor, die Antragsannahme und die
künftige Erfassung biometrischer Daten (diese beginnend ab Mitte
2011 an einzelnen Standorten) durch externe Dienstleister vorneh-
men zu lassen. Das AA sowie eine Mehrzahl der anderen Schengen-
partner prüfen gegenwärtig, ob auch die Biometrieerfassung ausgela-
gert werden kann.
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11. Abgeordneter
Johannes

Pflug

(SPD)
Ist die Bundesregierung der Auffassung, dass
es sich bei der Visavergabe um eine hoheitliche
Aufgabe der Verwaltung handelt, und wenn
nein, warum nicht?
Antwort des Staatssekretärs Dr. Peter Ammon
vom 5. November 2010
Die Bundesregierung ist der Auffassung, dass die Entscheidung über
den Visumantrag eine ausschließlich hoheitliche Aufgabe ist, die
nicht an private Dienstleister abgegeben werden kann. Es handelt
sich dabei um die unmittelbare Anwendung von europäischem Vi-
sum- und deutschem Aufenthaltsrecht, das keine auftragsweise Um-
setzung durch Private erlaubt. Nach dem EU-Visakodex zulässig ist
ausschließlich die Vergabe an Dritte von Teilen des Visumverfah-
rens, die nicht seinen hoheitlichen Kern ausmachen.
12. Abgeordneter
Johannes

Pflug

(SPD)
Wie beurteilt die Bundesregierung die Chan-
cen, gemeinsame Konsularabteilungen von
EU-Mitgliedstaaten als Alternative zu einer
eventuellen Privatisierung einzurichten?
Antwort des Staatssekretärs Dr. Peter Ammon

vom 5. November 2010
Die Zusammenarbeit mit externen Dienstleistern ist subsidiär zur
Zusammenarbeit der Schengenmitgliedstaaten untereinander (siehe
Artikel 40 Absatz 3 des EU-Visakodex). Der EU-Visakodex lässt ver-
schiedene Formen der Zusammenarbeit zwischen den Schengenmit-
gliedstaaten zu; dazu gehören beispielsweise die Vertretung in be-
schränktem Umfang, die gemeinsame Unterbringung der Konsulate
und die Einrichtung gemeinsamer Visumantragstellen (siehe Arti-
kel 40 f. des EU-Visakodex). Auch die gemeinsame Beauftragung
von externen Dienstleistern durch zwei oder mehrere Mitgliedstaaten
ist möglich. Das AA prüft laufend, welche Möglichkeiten am jeweili-
gen Dienstort für eine solche Zusammenarbeit gegeben sind und
strebt eine diesbezügliche Abstimmung mit den Partnern an. Dane-
ben existiert das Instrument der sog. Schengenvertretung, bei dem
ein Schengenmitgliedstaat einen anderen Schengenmitgliedstaat in
einem Drittland bei der Erteilung von Schengenvisa vertritt. Von die-
sem Instrument macht Deutschland vor allem an Dienstorten Ge-
brauch, an denen es keine eigene konsularische Vertretung unterhält.
Im Gegenzug vertritt Deutschland vor allem kleinere Schengenmit-
gliedstaaten an Dienstorten, wo diese keine Vertretung unterhalten.
13. Abgeordnete
Katrin

Werner

(DIE LINKE.)
Wie beurteilt die Bundesregierung vor dem
Hintergrund der zeitweiligen Inhaftierung und
Anklage des früheren Regisseurs des Bayeri-
schen Rundfunks, Michael Kreitmeir, die ak-
tuelle Gefährdungslage von ausländischen Ent-
wicklungs- und zivilen Aufbauhelfern in Sri
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Lanka, und inwieweit ist die Bundesregierung
im Fall Michael Kreitmeir konsularisch und
diplomatisch aktiv geworden?
Antwort des Staatssekretärs Dr. Wolf-Ruthart Born

vom 4. November 2010
Die Deutsche Botschaft Colombo wurde über die am 17. August
2010 erfolgte Verhaftung von Michael Kreitmeir am folgenden Tag
durch seinen Sohn informiert. Sie hat sich sofort bei Polizei, Justiz
und auf politischen Kanälen für Michael Kreitmeir eingesetzt.

Die Botschaft hat Michael Kreitmeir nach seiner Verhaftung zügig
zu anwaltlicher Betreuung verholfen und lässt sich über den Fort-
gang des noch andauernden Gerichtsverfahrens seit Anbeginn fort-
laufend unterrichten. Bei einem zentralen Gerichtstermin in Monara-
gala war eine Botschaftsmitarbeiterin als Beobachterin anwesend.
Kurz nachdem Michael Kreitmeir am 25. August 2010 auf Kaution
freigelassen worden war, erfolgte ein Besuch an seinem Wohnort.

Die Botschaft ist in der Angelegenheit mit den zuständigen sri-lanki-
schen Stellen weiterhin im Kontakt. Auch zu Michael Kreitmeir steht
die Botschaft weiter in Verbindung. Das AA hat den Fall auch gegen-
über dem sri-lankischen Botschafter in Deutschland thematisiert.

Der Fall von Michael Kreitmeir ist als Einzelfall anzusehen und
bietet keinen Anlass, für die als Mitarbeiter deutscher oder interna-
tionaler Organisationen der Entwicklungszusammenarbeit oder der
humanitären Hilfe in Sri Lanka tätigen Deutschen eine spezielle
Gefährdungslage festzustellen.
14. Abgeordnete
Katrin

Werner
(DIE LINKE.)
Erfolgt zwischen deutschen und sri-lankischen
Sicherheitsbehörden eine Kooperation bei der
Terrorbekämpfung und -prävention, die sich
gegen in der Bundesrepublik Deutschland an-
sässige Exiltamilen richtet, und falls ja, auf wel-
cher Rechtsgrundlage erfolgt diese Zusammen-
arbeit, und wie viele Personen tamilischer Her-
kunft wurden seit Ende des Bürgerkriegs in Sri
Lanka 2009 in der Bundesrepublik Deutsch-
land bereits festgenommen und ggf. nach Sri
Lanka abgeschoben?
Antwort des Staatssekretärs Dr. Wolf-Ruthart Born

vom 4. November 2010
Seit dem Ende des Bürgerkriegs in Sri Lanka wurden in Deutschland
unter Beteiligung des Bundeskriminalamtes insgesamt 8 Personen im
Zusammenhang mit ihrer Zugehörigkeit zu den Liberation Tigers of
Tamil Eelam (LTTE) festgenommen. Die LTTE ist seit 2006 in der
Europäischen Union als terroristische Organisation gelistet. In die
entsprechenden Ermittlungen sind keine Informationen der
sri-lankischen Behörden eingeflossen. Darüber hinaus wurde im
angefragten Zeitraum ein Exiltamile durch die Bundespolizei fest-
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genommen. Der Festnahme lag ein Haftbefehl der belgischen Be-
hörden zugrunde. Keine der betroffenen Personen wurde nach Sri
Lanka abgeschoben.
15. Abgeordnete
Uta
Zapf

(SPD)
Welches Stimmverhalten plant die Bundesre-
gierung bei der Abstimmung in der General-
versammlung der Vereinten Nationen (VN)
zur Resolution A/C.1/65/L.50 „Follow-up to
the advisory opinion of the International Court
of Justice on the Legality of the Threat of Use
of Nuclear Weapons“ vor dem Hintergrund
der Aufforderung des Deutschen Bundestages
an die Bundesregierung, „sich weiterhin proak-
tiv an der Diskussion über die verschiedenen,
auch zivilgesellschaftlichen Ansätze für eine
vollständige nukleare Abrüstung zu beteiligen,
wie beispielsweise an der ,Global-Zero‘-Initiati-
ve oder der Diskussion über den Vorschlag für
eine Nuklearwaffenkonvention zur Ächtung
der Atomwaffen“ (Bundestagsdrucksache 17/
1159), und mit welcher Begründung?
Antwort des Staatsministers Dr. Werner Hoyer
vom 3. November 2010
Die Bundesregierung hat zu dem Resolutionsentwurf in der am
29. Oktober 2010 erfolgten Abstimmung im 1. Ausschuss (Abrüs-
tung und internationale Sicherheit) der 65. VN-Generalversammlung
wie in den Vorjahren mit „Nein“ gestimmt. Sie sieht die zentrale
Forderung der Resolution, einen sofortigen Beginn von Verhandlun-
gen über eine Nuklearwaffenkonvention, als nicht realistisch und da-
her nicht zielführend an. Ein Konsens für die Aufnahme derartiger
Verhandlungen ist nicht in Sicht. Ein weiterer Grund für das ableh-
nende Votum ist, dass bei Aufnahme dieses Punktes in die Tagesord-
nung der Genfer Abrüstungskonferenz die Gefahr besteht, dass von
vordringlichen richtungsweisenden Zielen, insbesondere den Ver-
handlungen über einen Produktionsstopp für waffenfähiges spaltba-
res Material (Fissile Material Cut-off Treaty – FMCT), abgelenkt
würde. Die Bundesregierung verfolgt die Diskussion um eine Nuk-
learwaffenkonvention weiterhin sehr aufmerksam.
16. Abgeordnete
Uta

Zapf

(SPD)
Welche Maßnahmen und konkreten Schritte
mit anderen Partnern hat die Bundesregierung
unternommen oder plant sie zu unternehmen,
um Wege zur Umsetzung einer Nuklearwaf-
fenkonvention zur Ächtung der Atomwaffen
zu finden?
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Antwort des Staatsministers Dr. Werner Hoyer

vom 3. November 2010
Die Bundesregierung sieht den nuklearen Nichtverbreitungsvertrag
(NVV) als die wesentliche Grundlage der weiteren nuklearen Abrüs-
tung nach Artikel VI NVV. Sie verfolgt dabei weiterhin einen schritt-
weisen Ansatz und setzt sich für die rasche Umsetzung des von der
Überprüfungskonferenz zum Nichtverbreitungsvertrag im Mai 2010
angenommenen Aktionsplans ein, sowohl national als auch im Rah-
men der EU sowie als Mitglied einer im September 2010 gegründe-
ten Initiative von 10 Staaten, die hierzu gruppen- und regionenüber-
greifend zusammenarbeiten wollen.
Geschäftsbereich des Bundesministeriums des Innern
17. Abgeordneter
Alexander

Bonde

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Wie viele Mitarbeiter von welchen Sicherheits-
behörden des Bundes sind seit Juni 2010 in
und um Stuttgart zur Durchsetzung des Pro-
jekts „Stuttgart 21“ im Einsatz gewesen?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Ole Schröder

vom 11. Oktober 2010
Die Bundespolizei hat im eigenen Aufgabenbereich in Stuttgart (Ge-
biet der Bahnanlagen der Eisenbahnen des Bundes, § 3 des Bundes-
polizeigesetzes) im Zusammenhang mit der Baumaßnahme „Stutt-
gart 21“ seit dem 1. Juni 2010 insgesamt 2 822 Polizeivollzugsbeamte
der Bundespolizei eingesetzt.

Darüber hinaus hat die Bundespolizei dem Land Baden-Württem-
berg aufgrund eines Unterstützungsersuchens nachfolgende Einsatz-
kräfte unterstellt:

30. September 2010

Eine Beweissicherungs- und Festnahmehundertschaft und eine Ein-
satzhundertschaft, insgesamt 184 Poizeibeamte

1. Oktober 2010

Eine Beweissicherungs- und Festnahmehundertschaft, insgesamt
86 Polizeibeamte.
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18. Abgeordneter
Alexander

Bonde

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Waren Mitarbeiter von Sicherheitsbehörden
des Bundes am 30. September 2010 an der
Auflösung der Schülerdemonstration gegen
„Stuttgart 21“ unter Einsatz von Schlagstö-
cken, Tränengas und Wasserwerfern gegen
Minderjährige direkt oder vorbereitend betei-
ligt, und welche Behörden waren dies gegebe-
nenfalls?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Ole Schröder

vom 11. Oktober 2010
Nach den derzeit hier vorliegenden Erkenntnissen begann die geneh-
migte Schülerdemonstration gegen „Stuttgart 21“ am 30. September
2010 um 9.45 Uhr in der Lauterschlägerstraße. Die Versammlungs-
leiterin beendete die Versammlung um 10.15 Uhr. Einsatzkräfte der
Bundespolizei waren insofern nicht an der Auflösung der genehmig-
ten Schülerdemonstration beteiligt.
19. Abgeordneter
Alexander

Bonde

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Waren Mitarbeiter von Sicherheitsbehörden
des Bundes am 30. September 2010 im Stutt-
garter Schlossgarten und dessen Umfeld in
Zivil im Einsatz und ggf. mit welchen Aufga-
ben?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Ole Schröder

vom 29. Oktober 2010
Die dem Land Baden-Württemberg unterstellte Beweissicherungs-
und Festnahmehundertschaft hatte für das Land entsprechend ihrer
Grundstruktur 8 Tatbeobachter in Zivil im Einsatz. Diese Tat-
beobachter haben und hatten auch am 30. September 2010 die Auf-
gabe, Straftaten zu dokumentieren, damit strafverfolgende Maßnah-
men gegen die erkannten Straftäter durchgeführt werden konnten.

Für den Einsatz im Einzelnen zeichnet das Land Baden-Württem-
berg verantwortlich.

Ferner hatte die Bundespolizeidirektion Stuttgart insgesamt 14 Be-
amte der Mobilen Fahndungseinheit in Zivil in Trupps à zwei Beam-
te von 12.12 bis 23 Uhr im Einsatz, um im Rahmen der eigenen,
bahnpolizeilichen Zuständigkeit der Bundespolizei Gefahren für den
Bahnverkehr und Anlagen der Bahn aufzuklären und gegebenenfalls
Maßnahmen im bahnpolizeilichen Zuständigkeitsbereich durchzu-
führen. Zu Maßnahmen kam es am 30. September 2010 nicht. Der
Einsatzraum umfasste die Bahnanlagen bis hin zu den direkt an den
Hauptbahnhof Stuttgart angrenzenden Flächen.
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20. Abgeordneter
Wolfgang

Gunkel

(SPD)
Wie ist der personelle Soll-Ist-Sachstand zum
30. September 2010 in den Inspektionen der
Bundespolizei Ludwigsdorf und Ebersbach,
und wie viele Beamtinnen und Beamte sind zu
anderen Dienststellen abgeordnet?
Antwort des Staatssekretärs Klaus-Dieter Fritsche

vom 2. November 2010
21. Abgeordnete
Ulla

Jelpke

(DIE LINKE.)
Mit wie vielen Beamten und welchem Einsatz-
material beteiligt sich die Bundesrepublik
Deutschland an den schnellen Eingreiftruppen
(Rapid Border Intervention Teams – RABITs)
zur Stärkung des griechischen Grenzschutzes
an der griechisch-türkischen Landgrenze in der
Evrosregion, die der griechische Minister für
Bürgerschutz von der Europäischen Agentur
für die operative Zusammenarbeit an den Au-
ßengrenzen (FRONTEX) angefordert hat?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Ole Schröder

vom 2. November 2010
Der Einsatz beginnt am 2. November 2010. Ab dem 4. November
2010 wird sich die Bundesrepublik Deutschland mit zunächst
24 Angehörigen der Bundespolizei, 7 Streifenfahrzeugen und 4 Fahr-
zeugen zur Wärmebildüberwachung beteiligen. Die personelle Betei-
ligung Deutschlands variiert und wird zeitweise bis zu 40 Beamte
umfassen.



Deutscher Bundestag – 17. Wahlperiode Drucksache 17/3620– 13 –
22. Abgeordnete
Ulla

Jelpke

(DIE LINKE.)
Werden sich die eingesetzten Beamten an den
Einsätzen des griechischen Grenzschutzes
auch dann beteiligen, wenn eindeutig ist, dass
diese allein der Flüchtlingsabwehr (unmittelba-
re Zurückweisung an der Grenze) dienen und
gerade verhindert werden soll, dass die Flücht-
linge ein faires Asylverfahren in Griechenland
durchlaufen können?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Ole Schröder

vom 2. November 2010
Der Einsatz der Beamten erfolgt auf der Grundlage der Vorschriften
der Verordnungen (EG) Nr. 2007/2004 und (EG) Nr. 863/2007.
Diese Verordnungen stehen im Einklang mit den Grundrechten und
Grundsätzen, die insbesondere in der Charta der Grundrechte der
Europäischen Union niedergelegt sind. Sie werden unter Beachtung
der Verpflichtungen der Mitgliedstaaten in den Bereichen internatio-
naler Schutz und Nichtzurückweisung angewandt. Die Zuständigkeit
für die Entscheidung über Einreise, Aufenthalt und Flüchtlings-
schutz liegt bei den nationalen griechischen Behörden.
23. Abgeordnete
Dr. Gesine
Lötzsch

(DIE LINKE.)
Wie erklärt die Bundesregierung den Um-
stand, dass laut dem Korruptionspräventions-
bericht 2009 die Korruptionsrisikoanalyse in
mehreren Bundesbehörden Handlungsbedarf
bei 100 Prozent ihrer besonders korruptionsge-
fährdeten Arbeitsplätze ergeben hat, aber in
weniger als 10 Prozent der Fälle Maßnahmen
ergriffen wurden?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Ole Schröder
vom 5. November 2010
Die Bundesregierung bezieht die Frage auf die Tabellen 1 und 2 des
Korruptionspräventionsberichts 2009 und hier auf die Spalten 9 und
10. In zwei Fällen wurde für alle Arbeitsplätze, die als besonders kor-
ruptionsgefährdet eingestuft wurden und für die eine Risikoanalyse
durchgeführt wurde, Handlungsbedarf zur Verbesserung der Kor-
ruptionsprävention festgestellt. Bis auf Fortbildung und Sensibilisie-
rung wurden weitere geplante Maßnahmen innerhalb des Berichts-
zeitraums noch nicht im vorgesehenen Umfang abgeschlossen. Dies
ist auf im Berichtszeitraum eingeleitete organisatorische Änderungen
in den betroffenen obersten Bundesbehörden zurückzuführen. Nach
Abschluss der organisatorischen Änderungen werden unverzüglich
Neubewertungen durchgeführt und Maßnahmen ergriffen.
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24. Abgeordnete
Dorothee

Menzner

(DIE LINKE.)
Welche Informationen hat die Bundesregie-
rung bezüglich der Mobilisierung von Polizei-
kräften zu den angekündigten Castorprotesten
im Wendland im November 2010 (Anzahl der
Polizeikräfte, Hilfe durch welche Bundeslän-
der und voraussichtliche Kosten des Polizeiein-
satzes)?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Ole Schröder

vom 8. Oktober 2010
Die Lagebewertung der Bundespolizei hinsichtlich des Kräftebedar-
fes für den Einsatz aus Anlass des Transportes nach Gorleben ist der-
zeit noch nicht abgeschlossen. Angaben zu Kosten können insofern
noch nicht erfolgen.
25. Abgeordneter
Dr. Konstantin

von Notz

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Wie bewertet die Bundesregierung, auch vor
dem Hintergrund, dass man im Zuge der Aus-
setzung des Zugangserschwerungsgesetzes das
Bundeskriminalamt (BKA) in einem Minister-
erlass dazu angewiesen hat, Darstellungen von
sexuellem Kindesmissbrauch im Internet zu lö-
schen bzw. deren Löschung zu veranlassen,
den Umstand, dass nun bekannt wurde, dass
innerhalb des eigens zu diesem Zwecke neu ge-
schaffenen BKA-Arbeitsschwerpunktes „Lö-
schen statt Sperren“ nach Aussagen des Bun-
deskriminalamtes lediglich 6,3 Vollzeitstellen
für die Erledigung dieser Aufgabe zur Verfü-
gung stehen, und ist die Bundesregierung, un-
abhängig von den Aussagen des Bundeskrimi-
nalamtes, der Ansicht, dass ihr Ziel einer mög-
lichst effektiven Löschung von Internetseiten,
die den sexuellen Missbrauch von Kindern im
Internet dokumentieren, angemessen verfolgt
werden kann?
Antwort des Staatssekretärs Klaus-Dieter Fritsche

vom 3. November 2010
Das Hinwirken auf die Löschung kinderpornographischer Inhalte im
In- und Ausland gehört seit jeher zu den Aufgaben des Referates
„Sexualdelikte zum Nachteil von Kindern und Jugendlichen“ des
Bundeskriminalamtes. Die Veranlassung der Löschung kinderporno-
graphischer Inhalte im Inland fällt dabei regelmäßig in den Zustän-
digkeitsbereich der Länder. Zur Verlassung der Löschung kinderpor-
nographischer Inhalte im Ausland werden seitens des BKA folgende
Arbeitsschritte durchgeführt:

1. Hinweisaufnahme zu kinderpornographischen Internetseiten;

2. Prüfung, ob die gemeldete Internetseite tatsächlich Missbrauchs-
darstellungen von Kindern enthält;
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3. Feststellung des Staates in dem der Rechner betrieben wird, der
das gemeldete Material bereitstellt;

4. Meldung an die Strafverfolgungsbehörde des zuständigen Staates
und Bitte um unverzügliche Löschung über den Interpolmelde-
weg; parallele Meldung an die Beschwerdestelle „jugendschutz.
net“ mit der Bitte, die Löschung über den INHOPE-Partner im
Standortland des Rechners bzw. durch unmittelbare Kontaktauf-
nahme zum Betreiber zu betreiben;

5. Kontrolle, ob der Inhalt unter der gemeldeten Adresse nach 7 Ta-
gen noch verfügbar ist; bei fortdauernder Abrufbarkeit der Seite
erneute Meldung verbunden mit erneuter Löschbitte an den Staat,
in dem der Rechner betrieben wird;

6. Führen der Evaluationsstatistik.

Für diese Aufgaben werden 6,3 Vollzeitäquivalente im BKA einge-
setzt. Weiteres Personal ist in anderen Arbeitseinheiten mit unter-
stützenden Tätigkeiten befasst. Im Mittel werden ca. 150 kinderpor-
nographische Webseiten pro Monat durch das BKA an das Ausland
gemeldet. Verbesserungsmöglichkeiten für das Vorgehen auch im
Hinblick auf das eingesetzte Personal werden ständig geprüft.
26. Abgeordneter
Jürgen
Trittin

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Wie beurteilt die Bundesregierung die Pläne
der niedersächsischen Landesregierung, im
Grenzdurchgangslager Friedland demnächst
Asylbewerber unterzubringen, und gibt es Pla-
nungen, eine Außenstelle des Bundesamtes für
Migration und Flüchtlinge in Friedland einzu-
richten?
Antwort der Staatssekretärin Cornelia Rogall-Grothe

vom 2. November 2010
Im Zuge der bestehenden guten Bund-Länder-Kooperation sowie im
Hinblick auf eine zügige Durchführung des Asylverfahrens wird das
Land Niedersachsen in seiner Entscheidung durch das Bundesamt
für Migration und Flüchtlinge (BAMF) in Friedland im Rahmen der
verfügbaren Ressourcen unterstützt werden. Es wird hierfür keine
zusätzliche organisatorische Einheit (Außenstelle) geschaffen. Die
fachliche Steuerung erfolgt über die Außenstelle des BAMF in
Braunschweig.
Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Justiz
27. Abgeordneter
Wolfgang

Neskovic

(DIE LINKE.)
Betreibt die Bundesanwaltschaft wegen des
Drohnenangriffs Anfang Oktober 2010 in Pa-
kistan ein (Vor-)Ermittlungsverfahren, und in
welche Richtung gehen die Ermittlungen gege-
benenfalls?
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Max Stadler

vom 2. November 2010
Der Generalbundesanwalt beim Bundesgerichtshof hat wegen des
Drohnenagriffs am 4. Oktober 2010 auf ein Gehöft bei der Stadt
Mir Ali (Pakistan) einen Prüfvorgang angelegt. Gegenstand der Prü-
fung ist die Frage, ob Anlass besteht, ein Ermittlungsverfahren we-
gen eines in die Zuständigkeit des Generalbundesanwalts fallenden
Straftatbestandes einzuleiten.
28. Abgeordneter
Dr. Wolfgang

Strengmann-

Kuhn

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Welche Maßnahmen ergreift die Bundesregie-
rung aufgrund des Beschlusses des Petitions-
ausschusses des Deutschen Bundestages (Bun-
destagsdrucksache 17/2449), in welchem im
Hinblick auf die im Versicherungsvertragsge-
setz vorgesehene Erstattungspflicht des Kran-
kenversicherers festgestellt wird, dass die Un-
sicherheit im Hinblick auf die Übernahme der
Kosten durch den Versicherer zusätzlich zu
einer gesundheitlichen Belastung führen kann,
und welche Maßnahmen hält die Bundesregie-
rung für geeignet, das mit der Erstattungs-
pflicht des Krankenversicherers einhergehende
Risiko gesundheitlicher Dauerschäden infolge
einer zu Unrecht abgelehnten Erstattung einer
Heilbehandlung für den Versicherungsnehmer
zu minimieren?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Max Stadler

vom 5. November 2010
Der Petitionsausschuss des Deutschen Bundestages, dessen Be-
schluss der Deutsche Bundestag bestätigt hat, hat zum Anliegen des
Petenten in dem in der Frage genannten Petitionsverfahren u. a. aus-
geführt:

„Der Petent macht Änderungsbedarf zu dem Gesetz über den Versi-
cherungsvertrag (VVG) geltend. Dazu hatte er ursprünglich vorge-
tragen, zur Optimierung des Schutzes sei die Ergänzung des Versi-
cherungsvertragsgesetzes um eine Garantenstellung und die sich da-
raus ergebende Garantenpflicht dringend erforderlich. [. . .] Inzwi-
schen richtet sich das Anliegen insbesondere darauf, dass der Versi-
cherer verpflichtet werden müsse, im ambulanten und stationären
Bereich in vollem Umfang in Vorleistung zu treten und dementspre-
chende Vorschüsse für die versicherte Person zu leisten. Vorherigen
Deckungszusagen habe der Versicherer zuzustimmen.“

Dieses Anliegen bewertet der Petitionsausschuss u. a. wie folgt:

„Eine grundsätzliche Änderung hingegen, wie sie der Petent vor-
schlägt, stellt einen weitreichenden Eingriff in die Grundsätze der
privaten Versicherungswirtschaft dar, da sie letztlich auf eine Ab-
schaffung oder zumindest erhebliche Aushöhlung des Erstattungs-
prinzips hinausläuft. Der Gesetzgeber hat jedoch auch die berechtig-
ten Interessen der Versicherungswirtschaft und der Versichertenge-
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meinschaft angemessen zu berücksichtigen. Insbesondere in kosten-
aufwendigen Fällen, bei denen sich eine Behandlung im Nachhinein
als objektiv nicht notwendig erweist, bestehen erhebliche Risiken für
Versicherungen, das Geld später wieder eintreiben zu können. Diese
Risiken würden im Übrigen auf die Versichertengemeinschaft in
Form höherer Beiträge übertragen werden.“

Die Rechtslage bewertet der Petitionsausschuss wie folgt:

„Der Petitionsausschuss hält die geltende Rechtslage zwar insgesamt
für sachgerecht und angemessen, verkennt jedoch nicht, welchen
enormen finanziellen Belastungen die Privatversicherten ausgesetzt
sind, und sieht auch, dass die Unsicherheit im Hinblick auf die Über-
nahme der Kosten zu einer gesundheitlichen Belastung führen
kann.“

Die Bundesregierung teilt die Bewertung des Petitionsausschusses.

Soweit in dem Beschluss die mit möglichen Vorleistungen verbunde-
nen „enormen finanziellen Belastungen“ angesprochen werden, ist
darauf hinzuweisen, dass nach § 192 Absatz 3 Nummer 5 VVG – die-
se Regelung wurde mit der VVG-Novelle zum 1. Januar 2008 einge-
führt – zwischen Versicherungsnehmer und Leistungserbringer ver-
einbart werden kann, dass der Leistungserbringer unmittelbar mit
der Versicherung abrechnet; Vorleistungen und damit verbundene
Belastungen entfallen. Auch wenn die unmittelbare Abrechnung
nicht generell vereinbart worden ist, kann im Einzelfall – z. B. bei
stationären Behandlungen – unmittelbare Abrechnung vereinbart
werden; dies geschieht auch. Die Bundesregierung geht im Übrigen
davon aus, dass ein Versicherungsunternehmen bei Vorlage eines Be-
handlungs- und Kostenplans Auskunft darüber gibt, ob Versiche-
rungsschutz besteht. Ergeben sich (vor oder nach einer Behandlung)
insoweit Meinungsverschiedenheiten, können/kann – wie der Peti-
tionsausschuss anmerkt – der Ombudsmann für die private Kranken-
und Pflegeversicherung und/oder der Patientenbeauftragte angeru-
fen werden; ggf. kann gerichtliche Hilfe in Anspruch genommen wer-
den. Die Bundesregierung prüft aber gleichwohl, ob und wie das
Recht der privaten Krankenversicherung weiter optimiert werden
kann.
29. Abgeordnete
Daniela

Wagner

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Liegen der Bundesregierung Daten über die
Anzahl der Rechtsstreitigkeiten vor, welche so-
genannte Zweiergemeinschaften nach dem
Wohnungseigentumsgesetz betreffen?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Max Stadler

vom 5. November 2010
Diese Daten liegen der Bundesregierung nicht vor. In der insoweit
einschlägigen, vom Statistischen Bundesamt herausgegebenen Statis-
tik über Zivilgerichte werden diese Angaben nicht erhoben.
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Finanzen
30. Abgeordneter
Dr. Thomas

Gambke

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Inwiefern und mit welchem zeitlichen Ablauf
wird die Bundesregierung auf die förmliche
Aufforderung der EU-Kommission reagieren
(Pressemitteilung der EU-Kommission IP/10/
1253), die Vorschriften der Organschaft zu än-
dern und damit ein Vertragsverletzungsver-
fahren gegen Deutschland zu vermeiden, be-
züglich der Tatsache, dass ein nach dem Ge-
sellschaftsrecht eines anderen Mitgliedstaates
gegründetes Unternehmen mit statuarischem
Sitz im Ausland und Geschäftsleitung in
Deutschland die für deutsche Unternehmen
geltende Organschaft nicht in Anspruch neh-
men kann, obwohl es in Deutschland uneinge-
schränkt steuerpflichtig ist?
Antwort des Staatssekretärs Dr. Hans Bernhard Beus

vom 2. November 2010
Die Bundesrepublik Deutschland hat im Vertragsverletzungsverfah-
ren gemäß Artikel 226 des EG-Vertrags – Verfahren Nr. 2008/4909
– zum doppelten Inlandsbezug für Organgesellschaften gegenüber
der Europäischen Kommission Stellung genommen.

Die vorliegende mit Gründen versehene Stellungnahme der EU-
Kommission vom 30. September 2010 wird derzeit geprüft. Im
Koalitionsvertrag zwischen CDU, CSU und FDP ist die Prüfung der
Einführung eines modernen Gruppenbesteuerungssystems anstelle
der bisherigen Organschaft vorgesehen. In diesem Zusammenhang
wird auch die angesprochene Problematik aufgegriffen.
31. Abgeordneter
Dr. Thomas

Gambke

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Inwiefern haben nach Ansicht der Bundesre-
gierung die Hinzurechnungen bei der Gewer-
besteuer das Ziel erreicht, die Einnahmen der
Kommunen zu stabilisieren und Steuerflucht
und Steuergestaltung zu verhindern, und wie
verteilt sich das steuerliche Aufkommen der
Hinzurechnungen bei der Gewerbesteuer auf
die Größen und Branchen der Unternehmen
(bitte jeweils aufschlüsseln)?
Antwort des Staatssekretärs Dr. Hans Bernhard Beus

vom 2. November 2010
Die gewerbesteuerlichen Hinzurechnungen in § 8 Nummer 1 des Ge-
werbesteuergesetzes (GewStG) wurden im Rahmen der Unterneh-
mensteuerreform 2008 grundlegend geändert. So wurde einerseits
die Unterscheidung zwischen Zinsen aus laufenden und Dauer-
schuldverhältnissen aufgegeben und andererseits wurden auch Finan-
zierungsanteile aus anderen Nutzungsverhältnissen umfassender ein-
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bezogen. Hierdurch kommt es zu einer Gleichbehandlung verschie-
dener Nutzungsverhältnisse. Durch den neuen Freibetrag für solche
Hinzurechnungen in Höhe von 100 000 Euro wird der Mittelstand
bei den Hinzurechnungen weitgehend entlastet. Insgesamt dürfte die
Regelung daher begrenzt zu einer Stabilisierung der kommunalen
Einnahmebasis beitragen. Zudem werden Steuergestaltungen bei
grenzüberschreitenden Vorgängen unattraktiver, da sich der Besteue-
rungsvorteil des Steuersatzgefälles verringert. Die Regelung trägt so-
mit zur Sicherung des deutschen Steuersubstrats bei, die im Wesentli-
chen aber auch auf andere Maßnahmen, wie z. B. der Zinsschranke,
beruht.

Statistische Angaben über die Verteilung der Hinzurechnungen nach
§ 8 Nummer 1 GewStG nach Unternehmensgrößen bzw. -branchen
liegen hierzu derzeit nicht vor. Die Gewerbesteuerstatistik des Statis-
tischen Bundesamts für den Veranlagungszeitraum 2008 dürfte vo-
raussichtlich erst Ende 2013 veröffentlicht werden.
32. Abgeordneter
Hans-Joachim

Hacker

(SPD)
Mit welchem Ergebnis ist es bei der Veräuße-
rung der früheren Bundeswehrliegenschaft
Stern Buchholz bei Schwerin gelungen, eine
nachhaltige Nutzung der Sportstätten auf dem
ehemaligen Kasernengelände zu erreichen?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Steffen Kampeter

vom 1. November 2010
Die ehemalige Blücher-Kaserne in Stern Buchholz bei Schwerin wur-
de im Oktober 2007 der Bundesanstalt für Immobilienaufgaben zur
Verwertung zugeführt und im Juni 2010 im Rahmen der Sommer-
auktion der Norddeutschen Grundstücksauktionen AG in Rostock
versteigert. Die auf dem Grundstück befindlichen Sporteinrichtun-
gen (eine Schwimmhalle und zwei Sporthallen mit Außenanlagen)
wurden mitverkauft. Die Schwimmhalle war bis 2009 an die Stadt
Schwerin vermietet. Nachdem das Land Mecklenburg-Vorpommern
die finanzielle Förderung einstellte, beendete die Stadt den Mietver-
trag. Ob und wie die Liegenschaft mit ihren Sportstätten weiter ge-
nutzt wird, wird vom neuen Eigentümer entschieden.
33. Abgeordneter
Hans-Joachim

Hacker

(SPD)
Mit welchem finanziellen Aufwand hat die
Bundeswehr die Schwimmhalle auf dem ehe-
maligen Kasernengelände Stern Buchholz sa-
niert, und gestattet die technische Ausstattung
dieser Schwimmhalle uneingeschränkt die zivi-
le Nutzung durch Schulklassen sowie Sportver-
eine der Region?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Steffen Kampeter
vom 1. November 2010
Die Schwimmhalle in der ehemaligen Blücher-Kaserne wurde nach
Auskunft des Bundesministers der Verteidigung im Rahmen der
Bauunterhaltung von der Bundeswehr für ca. 2,5 Mio. Euro saniert.
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Über Art und Umfang der zulässigen ordnungsrechtlichen Nutzung
von Gebäuden für Zwecke von Schulklassen und Sportvereinen ent-
schieden die zuständigen Landesbehörden. Insoweit liegen der Bun-
desregierung keine konkreten Informationen vor.
34. Abgeordnete
Caren

Lay

(DIE LINKE.)
Wann wird der nächste Bericht der Bundesre-
gierung über Girokonten für jedermann auf
der Grundlage des Beschlusses des Deutschen
Bundestages vom 31. Januar 2002 (s. Bundes-
tagsdrucksache 14/5216) erscheinen, und falls
kein Bericht geplant sein sollte, wie ist dies mit
dem genannten Beschluss, der eine zweijähr-
liche Berichtspflicht vorsieht, vereinbar?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Steffen Kampeter
vom 2. November 2010
Mit der Entschließung vom 31. Januar 2002 zum Thema „Girokonto
für jedermann“ hat der Deutsche Bundestag die Bundesregierung
aufgefordert, alle zwei Jahre einen Bericht über die Umsetzung der
Empfehlung des Zentralen Kreditausschusses zum Girokonto für je-
dermann vorzulegen (Bundestagsdrucksache 14/5216). Dieser Auf-
forderung ist die Bundesregierung letztmals mit dem Bericht der
Bundesregierung vom 16. Dezember 2008 nachgekommen (Bundes-
tagsdrucksache 16/11495). Aufgrund der Entschließung des Deut-
schen Bundestages vom 31. Januar 2002 und des dort angesproche-
nen Vorlageturnus musste deshalb noch kein aktualisierter Bericht
von der Bundesregierung vorgelegt werden.

Die Bundesregierung plant, dem Deutschen Bundestag einen aktuali-
sierten Bericht vorzulegen, in dem schwerpunktmäßig die Umset-
zung des Gesetzes zur Reform des Kontopfändungsschutzes vom
7. Juli 2009 (BGBl. I S. 1707 ff.) durch die Kreditwirtschaft bewertet
werden soll. Mit dem dort geregelten Pfändungsschutzkonto sollen
Schuldner die Möglichkeit erhalten, weiter am Wirtschaftsleben
durch eine Kontobeziehung mit einem Kreditinstitut teilzunehmen.
Da dieses Gesetz jedoch erst am 1. Juli 2010 in Kraft getreten ist,
kommt es zunächst darauf an, belastbare Tatsachen innerhalb eines
aussagekräftigen Umsetzungszeitraums für diese Bewertung zu er-
mitteln.
35. Abgeordnete
Dr. Gesine

Lötzsch

(DIE LINKE.)
Welche Schlussfolgerungen hat die Bundesre-
gierung aus der Tatsache gezogen, dass die
US-Bank Goldman Sachs ihre Londoner Mit-
arbeiter, deren Boni durch die britische Regie-
rung begrenzt wurden, mit Aktien im Wert
von mehreren Millionen Pfund bedacht hat,
und wäre eine solche Umgehung von staatlich
begrenzten Boni auch in Deutschland mög-
lich?
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Antwort des Staatssekretärs Jörg Asmussen

vom 4. November 2010
Der Bundesregierung liegen keine Erkenntnisse über eine Begren-
zung von Bonuszahlungen durch die britische Regierung vor. Viel-
mehr hat die britische Regierung eine Sonderabgabe in Höhe von
50 Prozent auf bestimmte Bonuszahlungen erhoben, ohne Vorgaben
zur Höhe und zur Art von Bonuszahlungen zu machen.

In Deutschland werden die Vorgaben zur Höhe der Vergütungen in
stabilisierten Banken mit dem Restrukturierungsgesetz zum 1. Janu-
ar 2011 erweitert. Dabei wird die für Organmitglieder und Ge-
schäftsleiter von rekapitalisierten Banken bestehende Obergrenze
von 500 000 Euro pro Jahr für die monetäre Vergütung grundsätz-
lich auf alle Mitarbeiter der betreffenden Institute ausgeweitet. Ver-
gütungen in Form von Aktien haben einen monetären Gegenwert
und stellen daher eine monetäre Vergütung dar. Sie unterfallen damit
den bestehenden und den künftigen Vergütungsgrenzen.
36. Abgeordneter
Ulrich

Maurer

(DIE LINKE.)
Fallen auch Spenden an ausländische politi-
sche Organisationen/Abgeordnete unter die in
Deutschland üblichen Steuerbegünstigungen,
und welchen Handlungsbedarf sieht die Bun-
desregierung dafür, derartige Steuerbegünsti-
gungen künftig aufzuheben, bzw. wie wird ge-
prüft, ob E.ON, BASF u. a. in dem Bericht ge-
nannte Unternehmen diese Spenden von der
Steuer abzusetzen versuchen?
Antwort des Staatssekretärs Dr. Hans Bernhard Beus

vom 1. November 2010
Nach § 10b Absatz 1 Satz 1 und 2 des Einkommensteuergesetzes
(EStG), zuletzt geändert durch das Gesetz zur Umsetzung steuerli-
cher EU-Vorgaben sowie zur Änderung steuerlicher Vorschriften
vom 8. April 2010 (BGBl. I S. 386), können auch Zuwendungen
(Spenden und Mitgliedsbeiträge) natürlicher Personen an in einem
EU-/EWR-Mitgliedstaat ansässige Körperschaften, Personenvereini-
gungen oder Vermögensmassen zur Förderung steuerbegünstigter
Zwecke im Sinne der §§ 52 bis 54 der Abgabenordnung (AO) im
Rahmen bestimmter Höchstbeträge als Sonderausgaben abgezogen
werden. § 9 Nummer 2 des Körperschaftsteuergesetzes (KStG), zu-
letzt geändert durch das Gesetz zur Umsetzung steuerlicher EU-Vor-
gaben sowie zur Änderung steuerlicher Vorschriften, regelt die
steuerliche Absetzbarkeit dieser Zuwendungen für im Inland steuer-
pflichtige Körperschaften; auch danach ist ein Abzug an o. g. im
EU-/EWR-Ausland belegene Zuwendungsempfänger grundsätzlich
möglich.

Zuwendungen an natürliche Personen sind unabhängig von deren
Wohnsitz – im In- oder im Ausland – weder nach § 10b EStG noch
nach § 9 KStG steuerlich begünstigt. Eine Einkommensteuerermäßi-
gung für Zuwendungen von natürlichen Personen an politische Par-
teien wird nur gewährt, wenn die Empfänger Parteien im Sinne des
§ 2 des Parteiengesetzes sind (vgl. § 34g EStG). Darüber hinaus kann
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sich ein Sonderausgabenabzug für Zuwendungen natürlicher Perso-
nen, nicht dagegen von Körperschaften, an politische Parteien nach
§ 10b Absatz 2 EStG ergeben. Auch hierfür ist Voraussetzung, dass
es sich bei dem jeweiligen Empfänger um eine Partei im Sinne des
§ 2 des Parteiengesetzes handelt. Zuwendungen an politische Par-
teien, die nicht von § 2 des Parteiengesetzes erfasst sind, sind demzu-
folge steuerlich nicht begünstigt. Für die Bundesregierung besteht in-
soweit kein Handlungsbedarf für gesetzliche Änderungen.

Beim Spendenabzug handelt es sich um eine Frage der von den Län-
dern verwalteten Besitzsteuern, so dass die Prüfung der Vorausset-
zungen für die Gewährung der Steuerbegünstigungen nach den
§§ 10b, 34g EStG bzw. nach § 9 KStG im jeweiligen Einzelfall von
den zuständigen Landesfinanzbehörden vorzunehmen ist.
37. Abgeordneter
Manuel

Sarrazin

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Wie soll nach Ansicht der Bundesregierung
der im Rahmen der Reform des Stabilitäts-
und Wachstumspakts vorgeschlagene Stimm-
rechtsentzug konkret ausgestaltet werden?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Steffen Kampeter

vom 3. November 2010
Die Bundesregierung ist zusammen mit Frankreich der Auffassung,
dass es möglich sein sollte, im Falle einer schwerwiegenden Verlet-
zung der Grundprinzipien der Wirtschafts- und Währungsunion die
Stimmrechte des betroffenen Mitgliedstaates auszusetzen.

Der Europäische Rat greift dieses Anliegen in seinen Schlussfolge-
rungen vom Oktober 2010 auf. Der Präsident des Europäischen Ra-
tes wird, im Benehmen mit den Mitgliedstaaten, die Frage des
Rechts der Mitglieder des Eurogebiets auf eine Teilnahme an den
Beschlussfassungsverfahren mit Bezug zur Wirtschafts- und Wäh-
rungsunion im Falle einer permanenten Gefährdung der Stabilität
des gesamten Eurogebiets prüfen. Eine konkrete Ausgestaltung eines
solchen Stimmrechtsentzugs wird im Verlauf dieser Gespräche zu
erörtern sein.
38. Abgeordneter
Dr. Gerhard

Schick
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Bei welchen Banken, die zwischen 2007 und
2009 stabilisiert oder gerettet wurden oder Ga-
rantie- oder Rekapitalisierungshilfen vom Son-
derfonds Finanzmarktstabilisierung (SoFFin)
erhalten haben, ist bisher das Instrument des
Besserungsscheins zum Einsatz gekommen
und zu wessen Gunsten bzw. wessen Lasten?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Steffen Kampeter

vom 4. November 2010
Im Rahmen der bisherigen Garantie- und Rekapitalisierungshilfen
des SoFFin ist kein Besserungsschein vereinbart worden.
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Die Rekapitalisierungshilfen durch den SoFFin wurden in Form
einer Beteiligung in Aktien, als Zahlung in die freie Rücklage (nur
bei der HRE nach Überführung in 100-prozentiges Bundeseigentum)
oder als stille Beteiligung geleistet. Bei einer Beteiligung in Aktien er-
folgt die Vergütung für den SoFFin durch die Leistung von Dividen-
den durch den Empfänger der Hilfen. Eine Zahlung in die freie
Rücklage wird nicht gesondert vergütet (bei der HRE kommt –
durch 100-prozentiges Bundeseigentum – der Gewinn bereits voll-
ständig dem Bund zugute). Die Vergütung von stillen Beteiligungen
erfolgt ausschließlich über eine gewinnabhängige Verzinsung, welche
den Vorgaben der EU-Kommission folgt. Damit eine stille Beteili-
gung aufsichtsrechtlich als Kernkapital anerkannt wird, dürfen aus-
gefallene Zinszahlungen in Folgejahren nicht nachgezahlt werden.
Ein Besserungsschein ist somit bei stillen Beteiligungen aufsichts-
rechtlich nicht möglich, wenn dem vorrangigen gesetzlichen Auftrag
des Finanzmarktstabilisierungsfondsgesetzes – der Stärkung des
Kernkapitals – nachgekommen werden soll.

Die Vergütung der durch den SoFFin geleisteten Garantiehilfen wird
bei der Gewährung fest vereinbart und ist unabhängig von einem
möglichen Gewinn des Empfängers der Garantiehilfe. Die Vergü-
tung folgt den Vorgaben der EU-Kommission, welche zwar die Zah-
lung von Provisionen für die Bereitstellung und Inanspruchnahme
aber keinen Besserungsschein vorsehen.
39. Abgeordneter
Dr. Gerhard

Schick

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Inwiefern hat in Zusammenhang mit der Ret-
tung der Hypo Real Estate (HRE) die Bundes-
regierung zu ihren Gunsten und zu Lasten der
Privatbanken oder der HRE auf die Ausstel-
lung eines Besserungsscheins mit Erfolg ge-
drungen (insbesondere vor dem Hintergrund,
dass die Privatbanken nach eigener Auskunft
die einlagengesicherten Gelder bei der HRE
über den Einlagensicherungsfonds und auch
sonst nicht hätten auffangen können), und
wenn nicht, warum nicht?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Steffen Kampeter

vom 4. November 2010
Vor der Gründung des SoFFin vereinbarten die Bundesregierung,
ein Konsortium der deutschen Finanz- und Versicherungswirtschaft
sowie die HRE im Rahmen des Rettungspakets zu Gunsten der
HRE im Herbst 2008 eine Besserungsabrede, aus der die HRE bis
zum Jahr 2015 abhängig vom Erzielen eines Jahresgewinns zur
Zahlung an den Bund und das Konsortium verpflichtet ist. Das Kon-
sortium hat im Zuge der Verhandlungen zur Ablösung des Rettungs-
pakets Ende 2009 auf die für den Zeitraum November 2008 bis
Dezember 2009 entstandenen Ansprüche aus dieser Besserungsabre-
de vollständig verzichtet.

Der SoFFin hat bei den Stabilisierungsmaßnahmen für die HRE
nicht auf einen Besserungsschein gedrungen. Zur Begründung siehe
die Antwort zu Frage 38.
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40. Abgeordnete
Dagmar

Ziegler

(SPD)
Welche Gründe sprechen dafür, dass die
BVVG Bodenverwertungs- und -verwaltungs
GmbH ausgerechnet ein Waldstück in Temp-
lin, welches inmitten des Stadtwaldgebietes
liegt, zum preisbegünstigten Flächenerwerb be-
rechtigten Personen anbietet (vgl. Antwort der
Bundesregierung auf meine Schriftliche Fra-
ge 42 auf Bundestagsdrucksache 17/3308),
und welchen Ermessensspielraum hat die
BVVG generell bei der Entscheidung darüber,
welche Grundstücke zum Verkauf angeboten
werden?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Steffen Kampeter
vom 4. November 2010
Dem preisbegünstigten Flächenerwerb nach § 3 des Ausgleichsleis-
tungsgesetzes unterliegen im Grundsatz alle Waldflächen, die durch
den Einigungsvertrag und das Treuhandgesetz der Treuhandanstalt
(heutige Bundesanstalt für vereinigungsbedingte Sonderaufgaben,
BvS) zur Privatisierung zugewiesen worden sind. Von dem preisbe-
günstigten Flächenerwerb sind nach § 1 Absatz 2 Satz 4 ff. der Flä-
chenerwerbsverordnung Flächen ausgenommen, für die es Festle-
gungen zu einer anderen als forstwirtschaftlichen Nutzung gibt. Fer-
ner enthält § 3 Absatz 12 bis 14 des Ausgleichsleistungsgesetzes eine
Sonderregelung zur Übertragung naturschutzfachlich wertvoller Flä-
chen auf die Länder oder andere Naturschutzträger.

Hinsichtlich der Waldfläche in Templin liegt keiner dieser Ausnah-
metatbestände von dem gesetzlichen Privatisierungsauftrag vor.

Die BVVG Bodenverwertungs- und -verwaltungs GmbH hat zur Er-
füllung des gesetzlichen Privatisierungsauftrages alle noch verfügba-
ren Waldflächen zum Kauf anzubieten. Dabei ist der Erwerbsvor-
rang der zum preisbegünstigten Flächenerwerb berechtigten Perso-
nen gemäß § 4 Absatz 3 Satz 1 der Flächenerwerbsverordnung be-
reits bei dem Angebot der Waldflächen zu berücksichtigen.
Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Wirtschaft
und Technologie
41. Abgeordnete
Elvira
Drobinski-Weiß

(SPD)
Hält die Bundesregierung die Bezahlung der
Geschäftsführer der DAkkS Deutschen Akkre-
ditierungsstelle GmbH im Vergleich mit Präsi-
denten von Bundesoberbehörden mit ver-
gleichbarer Mitarbeiteranzahl für angemessen,
und welche Schlussfolgerungen zieht sie aus
dieser Bewertung für die im Entwurf eines
Gesetzes zur Umsetzung der Dienstleistungs-
richtlinie im Eichgesetz sowie im Geräte- und
Produktsicherheitsgesetz und zur Änderung
des Verwaltungskostengesetzes (Bundesrats-
drucksache 586/10) vorgeschlagenen Gebüh-
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renerhebung bei bisher grundsätzlich gebüh-
renbefreiten Gebietskörperschaften im Rah-
men von Akkreditierungsverfahren?
Antwort des Staatssekretärs Dr. Bernd Pfaffenbach

vom 5. November 2010
Die Bundesregierung hält die Bezahlung der Geschäftsführer der
DAkkS Deutschen Akkreditierungsstelle GmbH für angemessen.
Ein Vergleich mit Bundesoberbehörden ist grundsätzlich nicht ange-
zeigt, da sich die Rahmenbedingungen beider Einrichtungen grundle-
gend unterscheiden. Die DAkkS Deutsche Akkreditierungsstelle
GmbH finanziert sich aus mehrheitlich freiwilligen Akkreditierun-
gen. Es besteht kein Zusammenhang der Vergütungshöhe der Ge-
schäftsführer der DAkkS Deutschen Akkrediterungsstelle GmbH
zum Entwurf eines Gesetzes zur Umsetzung der Dienstleistungsricht-
linie im Eichgesetz sowie im Geräte- und Produktsicherheitsgesetz
und zur Änderung des Verwaltungskostengesetzes (Bundesratsdruck-
sache 586/10). Die im Gesetzentwurf vorgesehene Gebührenerhe-
bung bei bisher grundsätzlich gebührenbefreiten Gebietskörperschaf-
ten im Rahmen von Akkreditierungsverfahren dient der Herstellung
einer marktkonformen Situation hinsichtlich teilweise im Wettbe-
werb stehender privater oder behördlicher Konformitätsbewertungs-
stellen.
42. Abgeordneter
Garrelt

Duin

(SPD)
Ist es zutreffend, dass für den Fall von Unfäl-
len mit Ölplattformen in der Nordsee hinsicht-
lich einer etwaigen Haftung weder nationale
gesetzliche Regelungen noch Regelungen auf-
grund internationaler Übereinkommen beste-
hen, und wenn ja, was beabsichtigt die Bundes-
regierung in dieser Frage zu unternehmen?
Antwort des Staatssekretärs Jochen Homann

vom 4. November 2010
Die Vermutung ist nicht zutreffend. Zu Einzelheiten wird auf die
Antwort der Bundesregierung zu den Fragen 22 und 23 der Kleinen
Anfrage der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN (Bundestags-
drucksache 17/2208) verwiesen.
43. Abgeordneter
Garrelt

Duin

(SPD)
Wäre für den Fall eines solchen Unglücks das
Recht des Ortes, an dem der Schaden entstan-
den ist oder das Recht des Landes, aus dem
der Verursacher stammt, anzuwenden?
Antwort des Staatssekretärs Jochen Homann

vom 4. November 2010
Zur Beantwortung wird auf die in Frage 42 zitierte Antwort der Bun-
desregierung auf die dortige Frage 27 verwiesen.
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44. Abgeordneter
Garrelt

Duin

(SPD)
Wie bewertet die Bundesregierung die für das
nächste Jahr drohende milliardenschwere Fi-
nanzierungslücke im Mittelstand, dass nämlich
ca. 650 mittelständische Unternehmen und Fa-
milienunternehmen insgesamt 5 Mrd. Euro Ei-
genkapital aufnehmen müssen, um auslaufen-
de Mezzaninfinanzierungen abzulösen, da
durch die Finanzkrise diese Verbriefungspro-
dukte nicht mehr angeboten werden, und was
gedenkt die Bundesregierung zu tun, um dem
betroffenen Mittelstand, bei dem nur 20 Pro-
zent der Unternehmen die Mezzaninfinanzie-
rung aus eigener Kraft ablösen können, zu hel-
fen?
Antwort des Staatssekretärs Dr. Bernhard Heitzer

vom 3. November 2010
Die Finanz- und Wirtschaftskrise hat u. a. zu Lücken in der Eigenka-
pitalausstattung kleiner und mittlerer Unternehmen geführt. Ver-
schärft wird die Situation durch den seit dem Ausbruch der Finanz-
und Wirtschaftskrise faktisch nicht mehr existierenden privaten
Markt für eigenkapitalnahes Mezzaninkapital. Die anstehenden Fäl-
ligkeiten der Standardmezzaninfinanzierungen werden deshalb als
große Herausforderung für die Finanzierung des Mittelstandes dis-
kutiert. Das Bundesministerium für Wirtschaft und Technologie hat
vor diesem Hintergrund eine Marktstudie initiiert, welche die Aus-
wirkungen der in den nächsten Jahren anstehenden Rückzahlungsfäl-
ligkeiten verbriefter Standardmezzaninfinanzierungen untersucht.
Die Bundesregierung steht zudem in engem Kontakt mit der Kredit-
und der Unternehmenswirtschaft und wird nach Abschluss der Stu-
die auf dieser Basis eventuell erforderliche Maßnahmen diskutieren.
45. Abgeordneter
Hans-Josef

Fell

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Wie viele Millionen Tonnen Steinkohle wür-
den in Deutschland im Zeitraum 2015 bis 2018
nach Einschätzung der Bundesregierung sub-
ventioniert werden, sollten die Steinkohlesub-
ventionen bis 2018 fortgeführt werden können
(falls keine exakte Zahl möglich, bitte eine
Spanne angeben), und in welcher Höhe sind
dafür derzeit Subventionen des Bundes vorge-
sehen?
Antwort des Staatssekretärs Dr. Bernd Pfaffenbach

vom 5. November 2010
Nach den dem Steinkohlefinanzierungsgesetz zugrunde liegenden
Berechnungen würde sich die zu subventionierende Steinkohlenför-
derung im Zeitraum 2015 bis 2018 auf insgesamt 20,4 Mio. Tonnen
belaufen.

Für die Jahre 2015 bis einschließlich 2018 würde der Bund auf der
Grundlage des Steinkohlefinanzierungsgesetzes Hilfen für die laufen-
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de Produktion, für Altlasten und für Stilllegungszwecke in Höhe von
bis zu 4 345,4 Mio. Euro gewähren.
46. Abgeordneter
Hans-Josef

Fell
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Wer hat die Ausbauzahlen für erneuerbare
Energien im Stromsektor bis 2020 vorgegeben,
die in die Energieszenarien für ein Energiekon-
zept der Bundesregierung Eingang gefunden
haben, und waren diese die Annahmen der
Auftragnehmer oder beruhten diese auf Vorga-
ben des Bundesministeriums für Wirtschaft
und Technologie?
Antwort des Staatssekretärs Jochen Homann

vom 4. November 2010
Grundlage der Energieszenarien ist, dass die im Koalitionsvertrag
formulierten Zielsetzungen der Bundesregierung für die Jahre 2020
und 2050 erreicht werden. Entsprechend wurden dem Auftragneh-
mer im Pflichtenheft Vorgaben gemacht, die bereits in der Antwort
der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage der Fraktion BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN auf Bundestagsdrucksache 17/1531 erläu-
tert wurden. Dazu gehört, dass der Anteil der erneuerbaren Energien
an der Stromversorgung im Jahr 2020 mindestens 18 Prozent und
am Bruttoendenergieverbrauch mindestens 30 Prozent erreicht. Bis
zum Jahr 2050 sollen erneuerbare Energien den Hauptanteil an der
Energieversorgung übernehmen. Zu den Vorgaben der Bundesregie-
rung wird auf die Tabelle 1.2-1 der Energieszenarien für ein Energie-
konzept der Bundesregierung (verfügbar unter www.bmwi.de) ver-
wiesen.

Es war Aufgabe der beauftragten Institute, aufzuzeigen, ob und wie
diese Vorgaben erreicht werden können. Die Institute haben entspre-
chende Ausbauzahlen für erneuerbare Energien im Stromsektor bis
2050 vorgelegt, die mit den Zielvorgaben kompatibel sind. Bei ihren
Berechnungen haben sich die Institute auf ein Modell der erneuerba-
ren Energien in Europa gestützt, das Potenziale und Kosten der ein-
zelnen Erzeugungstechnologien differenziert abbildet.

Darauf aufbauend hat die Bundesregierung im Energiekonzept einen
Entwicklungspfad zum weiteren Ausbau der erneuerbaren Energien
dargelegt. Bis 2020 soll der Anteil der Stromerzeugung aus erneuer-
baren Energien am Bruttostromverbrauch 35 Prozent betragen. Da-
nach strebt die Bundesregierung folgende Entwicklung des Anteils
der Stromerzeugung aus erneuerbaren Energien am Bruttostromver-
brauch an: 50 Prozent bis 2030, 65 Prozent bis 2040, 80 Prozent bis
2050.
47. Abgeordnete
Ulrike

Höfken
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Plant die Bundesregierung eine Veränderung
der Kleinunternehmerregelung im Umsatz-
steuergesetz (siehe Pressemitteilung des BMWi
vom 29. Oktober 2010), und wenn ja, mit wel-
cher Begründung?
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Antwort des Staatssekretärs Dr. Bernhard Heitzer

vom 5. November 2010
Die Ausweitung der Kleinunternehmerregelung ist eine von 18 Maß-
nahmen, die das Zentrum für Europäische Wirtschaftsforschung
GmbH (ZEW) in Mannheim in Zusammenarbeit mit der Bergischen
Universität Wuppertal und der Partnergesellschaft Ebner Stolz Mön-
ning Bachem in dem vom Bundesministerium für Wirtschaft und
Technologie vergebenen Forschungsprojekt „Auswirkungen von
Steuervereinfachungen“ untersucht hat. Die Bundesregierung prüft
derzeit Möglichkeiten der Steuervereinfachung.
48. Abgeordnete
Katja

Keul
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Liegt der Bundesregierung ein Antrag für den
Export in deutscher Lizenz und mit deutscher
Technologie in Spanien produzierter Kampf-
panzer nach Saudi Arabien vor, und wird sie
diesem zustimmen?
Antwort des Staatssekretärs Dr. Bernhard Heitzer

vom 4. November 2010
Der Bundesregierung liegt kein Antrag für den Export in deutscher
Lizenz und mit deutscher Technologie in Spanien produzierter
Kampfpanzer nach Saudi-Arabien vor.
49. Abgeordnete
Katja

Keul

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Wie beurteilt die Bundesregierung die Geneh-
migungsfähigkeit des Exports von in deutscher
Lizenz und mit deutscher Technologie in
Spanien produzierten Kampfpanzern nach
Saudi-Arabien (vgl. dpa, 25. Oktober 2010),
insbesondere anhand des Kriteriums 2 des
EU-Kodex für Waffenausfuhren und der Num-
mer I.2 der Rüstungsexportrichtlinien der Bun-
desregierung?
Antwort des Staatssekretärs Dr. Bernhard Heitzer

vom 4. November 2010
Auf die Antwort zu Frage 48 wird verwiesen.

Eine Beurteilung der Genehmigungsfähigkeit erfolgt regelmäßig
nach dem Eingang entsprechender Anträge durch den Antragsteller.
50. Abgeordnete
Ute
Koczy

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Wie ist der aktuelle Stand der in Bearbeitung
befindlichen Anträge auf Deckung für Liefe-
rungen an Kernkraftwerke in Russland und
China, die in der Antwort der Bundesregie-
rung auf die Schriftliche Frage 55 der Abge-
ordneten Sylvia Kotting-Uhl auf Bundestags-
drucksache 17/702 angesprochen werden, und
sind darüber hinaus seit März 2010 weitere



Deutscher Bundestag – 17. Wahlperiode Drucksache 17/3620– 29 –
Anträge oder Abfragen für Exportbürgschaf-
ten im Zusammenhang mit Atomtechnologie
gestellt worden?
Antwort des Staatssekretärs Dr. Bernd Pfaffenbach

vom 21. September 2010
Der Antrag auf Übernahme einer Exportkreditgarantie für Lieferun-
gen an Kernkraftwerke in Russland ist zurückgezogen, die Zuliefe-
rungen zu kurzfristigen Zahlungsbedingungen nach China sind end-
gültig in Deckung genommen worden. Von Oktober 2009 bis August
2010 sind somit 12 Deckungen für Lieferungen an Nuklearanlagen
(grundsätzlich) übernommen worden. Es handelt sich vornehmlich
um Zulieferungen und Technikkomponenten für Nuklearanlagen,
die grundsätzlich der Einhaltung von Sicherheits- und Umweltstan-
dards dienen (Rohre und Messgeräte). Weitere Anträge befinden
sich zurzeit in Bearbeitung.
51. Abgeordnete
Ute

Koczy

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Hat die Bundesregierung bereits eine endgülti-
ge Zusage für die am 1. Februar 2010 von der
Bundesregierung grundsätzlich in Deckung ge-
nommene Exportkreditgarantie für den Bau
des Atomkraftwerks Angra 3 in Brasilien er-
teilt, und wenn nein, wann rechnet sie mit
einer solchen endgültigen Zusage?
Antwort des Staatssekretärs Dr. Bernd Pfaffenbach

vom 21. September 2010
Nein. Eine endgültige Entscheidung kann getroffen werden, nach-
dem die entsprechenden Liefer- und Finanzierungsverträge abge-
schlossen sind. Die Bundesregierung hat hierauf keinen Einfluss.
52. Abgeordnete
Ute

Koczy

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Worum handelt es sich bei den 12 Deckungen
für Lieferungen an Nuklearanlagen, die zwi-
schen Oktober 2009 und August 2010 grund-
sätzlich übernommen worden sind, und wie
wurden diese in ihre jeweilige Umweltbedeu-
tung eingeteilt (A, B oder C)?
Antwort des Staatssekretärs Dr. Bernhard Heitzer

vom 2. November 2010
Es verbleiben 11 Deckungen, da eine Deckung zurückgegeben wur-
de. Von diesen betreffen 10 Deckungen Zulieferungen und Technik-
komponenten an Nuklearanlagen zu kurzfristigen Zahlungsbedin-
gungen, die vornehmlich der Einhaltung von Sicherheits- und Um-
weltstandards dienen (Rohre, Armaturen/Ventile und Strahlenmess-
geräte/Ganzkörperkontaminationsmonitore). Ein Geschäft bezieht
sich auf die Fertigstellung (Lieferung, Montage und Inbetriebnahme)
eines Kernkraftwerks (Angra 3). Dieses Geschäft ist zu langfristigen
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Zahlungsbedingungen grundsätzlich in Deckung genommen wor-
den und gemäß den OECD-Umweltleitlinien (Organisation für
wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung) (Common
Approaches) als A-Projekt kategorisiert worden.

Projekte mit einer Kreditlaufzeit von weniger als 2 Jahren werden
von den Regelungen der Common Approaches nicht erfasst und so-
mit auch nicht einer OECD-Umweltkategorie zugeordnet.
53. Abgeordnete
Ute

Koczy

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Welchen genauen Anteil machen Rohre und
Messgeräte bei diesen Lieferungen aus, und
um welche anderen Lieferungen handelt es
sich?
Antwort des Staatssekretärs Dr. Bernhard Heitzer
vom 2. November 2010
Der Auftragswert von Zulieferungen und Technikkomponenten
(Rohre, Armaturen/Ventile und Strahlenmessgeräte/Ganzkörper-
kontaminationsmonitore) beträgt insgesamt 24 Mio. Euro. Die übri-
gen Lieferungen beziehen sich auf die Lieferung, Montage und Inbe-
triebsetzung des Kernkraftwerkes Angra 3.
54. Abgeordnete
Ute
Koczy

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
In welchen Ländern wurden die Atomanlagen
gebaut, für die die Lieferungen bestimmt wa-
ren, und auf welche Gesamthöhe belaufen sich
die übernommenen Deckungen?
Antwort des Staatssekretärs Dr. Bernhard Heitzer

vom 2. November 2010
Die Gesamthöhe der 11 Deckungen beläuft sich auf rund 1 324 Mio.
Euro. Die kleineren Lieferungen und Technikkomponenten an Nuk-
learanlagen sind für die Länder China, Frankreich, Japan, Südkorea,
Litauen, Russland und Slowenien, die Lieferung, Montage und In-
betriebsetzung des Kernkraftwerkes Angra 3 sind für Brasilien be-
stimmt.
55. Abgeordnete
Karin

Roth

(Esslingen)
(SPD)
Welche bilateralen Handelsabkommen der
Europäischen Union mit Entwicklungs- und
Schwellenländern, bei denen die Kernarbeits-
normen der Internationalen Arbeitsorganisa-
tionen – ILO – (z. B. Verbot von Kinderarbeit
und Zwangsarbeit) verankert oder nicht veran-
kert sind, sind der Bundesregierung bekannt
(bitte Handelsabkommen und ILO-Kernar-
beitsnormen tabellarisch aufführen), und wel-
che Position vertritt die Bundesregierung hin-
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sichtlich der grundsätzlichen Verankerung al-
ler ILO-Kernarbeitsnormen bei allen EU-Han-
delsabkommen?
Antwort des Staatssekretärs Dr. Bernhard Heitzer

vom 3. November 2010
Die EU hat sich 2006 in ihrer aktuell gültigen Handelsstrategie „Glo-
bal Europe – Competing in the World“ darauf verständigt, künftig
bilaterale Handelsabkommen mit einem umfassenden WTO-plus-An-
satz (WTO: Welthandelsorganisation) auszugestalten, der explizit
auch Regelungen zu Umwelt- und Sozialstandards (ILO-Kernarbeits-
normen) berücksichtigt. Grundlage dafür sind i. d. R. die Ministerer-
klärung des Wirtschafts- und Sozialrates der Vereinten Nationen
über Vollbeschäftigung und menschenwürdige Arbeit (2006) und die
ILO-Erklärung über grundlegende Prinzipien und Rechte bei der Ar-
beit und ihre Folgemaßnahmen (1998).

Die Bundesregierung unterstützt diesen Ansatz ausdrücklich.

Dies betrifft die derzeit laufenden Verhandlungen zu Freihandels-
und Assoziierungsabkommen ebenso wie das vor kurzem unterzeich-
nete Freihandelsabkommen mit Südkorea sowie die paraphier-
ten Freihandelsabkommen mit Kolumbien und Peru. Auch im
Wirtschaftspartnerschaftsabkommen mit den Karibikstaaten
(CARIFORUM) ist ein umfassendes Sozialkapitel enthalten, in
dem sich die Vertragsparteien im Grundsatz zu den ILO-Kernar-
beitsnormen bekennen.

Allerdings stößt der EU-Wunsch nach Einbeziehung solcher Elemen-
te der nachhaltigen Entwicklung bei Schwellen- und Entwicklungs-
ländern in den Verhandlungen z. T. auf erheblichen Widerstand, da
darin oft eine Einschränkung der eigenen Handlungsspielräume in
diesem Bereich gesehen wird.

In früheren von der EU abgeschlossenen Handelsabkommen ist ein
expliziter Bezug zu Sozialstandards i. d. R. nicht enthalten.
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regionalem EPA werden in beiden Regionen fortgesetzt.  
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auf Warenhandel und Entwicklungszusammenarbeit 
fokussierten EPA werden fortgesetzt und sollen Anfang 2010 
abgeschlossen werden. Ab 2010 Forstsetzung der 
Verhandlungen zu handelsbezogenen Themen geplant.  
CEMAC: Interimsabkommen mit dem Nicht-LDC Kamerun 
abgeschlossen. Verhandlungen zu regionalem EPA werden 
fortgesetzt, kommen aber nur langsam voran. 

EAN (Association of 
utheast Asian 
tions)
nder:Brunei
russalam; 
onesien; Malaysia; 

ilippinen; Singapur; 
ailand; Vietnam 

Laufende Verhandlungen zu einem bilateralen FHA mit 
Singapur. Rascher Verhandlungsbeginn mit Vietnam und 
Malaysia wird angestrebt.  

Abkom
Sozial

ile Assoziationsabkommen mit umfassenden
Handelsabkommen vom 18.11.2002 (in Kraft seit 01.03.2005, 
Zollabbau begann bereits am 01.02.2003) 

Keine 

romed (Euro-
editerrane
rtnerschaft) 
nder: Algerien, 
ypten, Israel, 

rdanien, Libanon, 
alta, Marokko, 
lästinensische 
hörde, Syrien, 
nesien, Türkei und 
pern (Libyen hat seit 

Assoziierungsabkommen wurden mit allen MED Partnern 
geschlossen und sind bis auf das Abkommen mit Syrien bereits 
in Kraft getreten.

Konfer
der sog
soziale
Partner
(Friede
Freihan
15.07.2
Inhalt 
sehen e
und fü
möglic



Ziellan Anmerkungen / Besonderheiten 
1999 B

Indien men der neuen Generation; Einbeziehung umfassender Umwelt- und 
tandards vorgesehen. Stößt allerdings auf Ablehnung durch IND. 

Korea men der neuen Generation (siehe ASEAN). Unterzeichnung am 
10. Enthält umfassendes Kapitel zur nachhaltigen Entwicklung (Umwelt- 
zialstandards). . 

MERC iehung von Umwelt- und Sozialstandards von EU angestrebt. Eher 
ende Haltung bei Mercosur. 

Mexik Chile. 

Östlich
(UKR,
ARM, 

sende Einbeziehung von Umwelt- und Sozialstandards vorgesehen. 

Südafr eichnet am 11.10.1999, vorläufig in Kraft getreten am 01.01.2000, 
r in Kraft seit 01.05.2004; Erstes Änderungsabkommen am 11.09.2009 in 
ond/Südafrika unterzeichnet. Enthält Verweis auf ILO-Standards. 

Zentra
Rica, E
Guatem
Nicarag
Beobac

t umfassende Regelungen zu nachhaltiger Entwicklung (Umwelt- und 
standards).  
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d/Zielregion Handelsaspekte
eobachterstatus) 

Verhandlungen für ein FTA Abkom
Sozials

FTA Abkom
6.10.20
und So

OSUR Am 15.12.1995 Rahmenkooperationsabkommen
unterzeichnet, welches eine Vorstufe zur Unterzeichnung eines 
FTAs darstellt; seit 2000 Verhandlungsstadium. 
Wiederaufnahme der Verhandlungen im Mai 2010.   

Einbez
ablehn

o Partnerschafts- und Kooperationsabkommen (PKA);
unterzeichnet am 08.12.1997; in Kraft seit 01.10.2000 
(Ratifizierung durch die einzelnen MS und Mexiko 
erforderlich)

Siehe 

e Partnerschaft 
 MDA; GEO, 
AZE, BLR) 

Im Rahmen der „Östlichen Partnerschaft“ der EU ist der 
Abschluss von Assoziierungsabkommen geplant, die die 
bisherigen PKA ersetzen sollen. Ziel: Einrichtung vertiefter  
Freihandelsabkommens, sofern die Voraussetzungen dafür 
erfüllt sind. 

Umfas

ika Trade Development and Cooperation Agreement (TDCA) Unterz
regulä
Kleinm

lamerika (Costa 
l Salvador, 
ala, Honduras, 
ua; Panama nur 
hter)

Assoziationsabkommen einschl. FTA; Mai 2010 paraphiert. Enthäl
Sozial
e
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56. Abgeordneter
Carsten

Schneider

(Erfurt)

(SPD)
Wie hoch ist das Produktionspotenzial (in
Mrd. Euro) gemäß der Herbstprojektion der
Bundesregierung vom 21. Oktober 2010 für
die Jahre 2010 bis 2015?
57. Abgeordneter
Carsten

Schneider

(Erfurt)

(SPD)
Wie hoch ist die Produktionslücke (in Mrd.
Euro) gemäß der Herbstprojektion der Bun-
desregierung vom 21. Oktober 2010 für die
Jahre 2010 bis 2015?
58. Abgeordneter
Carsten

Schneider
(Erfurt)

(SPD)
Wie hoch ist die nach § 5 des Gesetzes zur
Ausführung von Artikel 115 GG zu ermitteln-
de Konjunkturkomponente für die Jahre 2010
bis 2014 (in Mrd. Euro) gemäß den Daten aus
der Herbstprojektion der Bundesregierung
vom 21. Oktober 2010?
Antwort des Staatssekretärs Dr. Bernhard Heitzer

vom 5. November 2010
Die Beantwortung der Fragen ist aus der nachstehenden Tabelle zu
ersehen:
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Arbeit
und Soziales
59. Abgeordneter
Gerd

Bollmann
(SPD)
Ist die Bundesregierung, da die Nichtanpas-
sung der Mindestnettotabellen, z. B. der Min-
destnettobetragstabelle für den TV-ATZ
(83 Prozent), für Personen in Altersteilzeit
Einkommensverluste von bis zu 100 Euro be-
deutet, bereit, Maßnahmen zur Anpassung der
Mindestnettotabelle oder zum Ausgleich der
Einkommensverluste zu ergreifen, und wenn
ja, welche?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs

Dr. Ralf Brauksiepe
vom 2. November 2010
Die letzten Altersteilzeitverträge mit gesetzlichen Mindestnettobeträ-
gen konnten bis Ende Juni 2004 geschlossen werden. Seit dem 1. Juli
2004 gibt es keine gesetzliche Mindestnettoaufstockung nach dem
Altersteilzeitgesetz mehr. Deshalb erlässt das Bundesministerium für
Arbeit und Soziales keine weiteren Mindestnettobetragsverordnun-
gen. Die Arbeitgeber sind verpflichtet, das regelmäßig zu zahlende
Bruttoarbeitsentgelt während der Altersteilzeit um mindestens
20 Prozent aufzustocken. Steuer- und Beitragsänderungen werden
bei dieser Regelung automatisch berücksichtigt.

Die Festlegung von gesetzlichen Mindestnettobetragstabellen zur Bil-
dung eines Bezugspunktes für vertraglich vereinbarte Mindestnetto-
beträge in Betriebsvereinbarungen oder Tarifverträgen ist nicht
Inhalt der Verordnungsermächtigung für das Bundesministerium für
Arbeit und Soziales nach dem Altersteilzeitgesetz. Änderungen in
Betriebsvereinbarungen oder Tarifverträgen könnten nur die jeweils
zuständigen Vertragsparteien selbst vornehmen.

Für eine eigene Festlegung der Mindestnettobeträge durch das Bun-
desministerium des Innern oder die jeweiligen Behörden wäre eine
Änderung des Tarifvertrages zur Regelung der Altersteilzeitarbeit
(TV ATZ) erforderlich. Die Tarifvertragsparteien haben sich aller-
dings in den letzten Tarifverhandlungen dafür entschieden, die
Altersteilzeit in der bisherigen Form nach dem TV ATZ nicht fortzu-
setzen, sondern einen neuen Tarifvertrag abzuschließen. Bereits
bestehende Altersteilzeitarbeitsverhältnisse bleiben von diesen Rege-
lungen unberührt.

Die unveränderten Mindestnettobeträge haben keine Auswirkungen
auf das Bruttoarbeitsentgelt während der Altersteilzeit. So wirken
sich Tariferhöhungen weiterhin auch für in Alterteilzeit befindliche
Beschäftigte entgelterhöhend aus. Änderungen bei Steuern und So-
zialabgaben werden hingegen nicht mehr berücksichtigt. Die betrifft
die Senkung der Abgabenlast genauso wie deren Erhöhung. Auch
bei künftigen Steuererhöhungen oder Erhöhungen bei den Sozialab-
gaben würden die Mindestnettobeträge nicht gesenkt, so dass in die-
sen Fällen von den unveränderten Mindestnettobeträgen profitiert
werden könnte.
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60. Abgeordnete
Diana

Golze

(DIE LINKE.)
Warum ist es nach Auffassung der Bundesre-
gierung mit dem Urteil des Bundesverfassungs-
gerichts vom 9. Februar 2010 (BVerfGE
1 BvL 1/09) zu den Regelsätzen vereinbar,
dass die zu den „stets den gesamten existenz-
notwendigen Bedarf jedes individuellen
Grundrechtsträgers“ (Begründung des Ent-
wurfs eines Gesetzes zur Ermittlung von Re-
gelbedarfen und zur Änderung des Zweiten
und Zwölften Buches Sozialgesetzbuch, Bun-
destagsdrucksache 17/3404, S. 80 f.) decken-
den typisierten Regelbedarfen gehörenden
Leistungen für Bildung und Teilhabe nach § 28
Absatz 3 (persönlicher Schulbedarf) und Ab-
satz 6 (Teilhabe am sozialen und kulturellen
Leben) des o. g. Gesetzentwurfs in exakten Eu-
robeträgen benannt sind und nicht jährlich an-
hand eines sachgerechten Anpassungsmecha-
nismus (vgl. Absatz 185 ff. des Urteils) wie bei-
spielsweise der Kostenentwicklung erhöht wer-
den, um dadurch auch in zukünftigen Jahren
den existenznotwendigen Bedarf jedes indivi-
duellen Grundrechtsträgers zu decken, und
wie will die Bundesregierung auch bei Jugend-
lichen und Kindern der Vorgabe des Bundes-
verfassungsgerichts nachkommen, der zufolge
das Existenzminimum insgesamt sachgerecht
anzupassen sei?
Antwort des Staatssekretärs Andreas Storm

vom 4. November 2010
Die im Entwurf eines Gesetzes zur Ermittlung von Regelbedarfen
und zur Änderung des Zweiten und Zwölften Buches Sozialgesetz-
buch vorgesehenen und gesondert neben dem Sozialgeld zu gewäh-
renden Leistungen für den persönlichen Schulbedarf und für soziale
und kulturelle Teilhabe genügen nach Überzeugung der Bundesregie-
rung den Anforderungen, die das Bundesverfassungsgericht in seiner
Entscheidung vom 9. Februar 2010 an die folgerichtige und transpa-
rente Begründung der existenzsichernden Leistungen gestellt hat.

Die Leistung für den persönlichen Schulbedarf orientiert sich der
Höhe nach an der bisherigen zusätzlichen Leistung für die Schule
nach Maßgabe des § 24a des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch
(SGB II). Der Betrag von 100 Euro im Jahr übersteigt den Wert der
Position „Sonstige Verbrauchsgüter (Schreibwaren, Zeichenmaterial
u. a.)“ in Abteilung 09 der Einkommens- und Verbrauchsstichprobe
2008, die wegen der gesonderten Berücksichtigung des Bedarfs nach
§ 28 Absatz 3 SGB II in der Fassung des Gesetzentwurfs bei der Er-
mittlung des Regelbedarfs von Kindern zwischen 6 und 17 Jahren
nicht berücksichtigt worden ist. Diese Position wäre im Falle ihrer
Berücksichtigung je nach Alter des Kindes mit lediglich 1,91 Euro
(14 bis 17 Jahre) bzw. 2,86 Euro (6 bis 13 Jahre) pro Monat in die
Bemessung des Regelbedarfs eingegangen. Auf das Jahr hochgerech-
net entspräche dies lediglich einem Betrag von maximal 34,32 Euro.
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Im Hinblick auf die Anerkennung des Bedarfs für soziale und kultu-
relle Teilhabe in § 28 Absatz 6 SGB II in der Fassung des o. g. Ge-
setzentwurfs bleibt bei der Bemessung der Regelbedarfe von Kin-
dern und Jugendlichen lediglich die Position „Außerschulische Un-
terrichte, Hobbykurse“ in der Abteilung 09 der Einkommens- und
Verbrauchsstichprobe 2008 unberücksichtigt. Die Position „Mit-
gliedsbeiträge an Organisationen ohne Erwerbszweck“, die sich bei
Familienhaushalten pro Familie auf höchstens 2,60 Euro beläuft,
wird nach den anerkannten Verteilungsschlüsseln nach Dr. Margot
Münnich und Thomas Krebs („Ausgaben für Kinder in Deutsch-
land“, in: Wirtschaft und Statistik 12/2002, S. 1080 bis 1100) allein
den Eltern zugerechnet und ist deshalb bei Kindern und Jugendli-
chen nicht regelbedarfsrelevant. Die durchschnittlichen Ausgaben
der zur Referenzgruppe gehörenden Familienhaushalte belaufen sich
bei der Position „Außerschulische Unterrichte, Hobbykurse“ pro Fa-
milie auf bis zu höchstens 10,74 Euro pro Monat je nach Alter des
im Haushalt lebenden Kindes. Davon entfallen nach Anwendung der
Verteilungsschlüssel nur bis zu 3,58 Euro auf das Kind. Der Betrag
von 10 Euro im Monat überschreitet diesen alternativ bei der Regel-
bedarfsbildung zu berücksichtigenden Durchschnittsbetrag deutlich.

Da die gesondert erbrachten Leistungen für die persönliche Schul-
ausstattung und für die soziale und kulturelle Teilhabe deutlich über
den Betrag hinausgehen, der im Rahmen der Regelbedarfe zur Si-
cherstellung eines Mindestmaßes an sozialer Teilhabe unabdingbar
zu leisten wäre, sind an die Fortschreibung dieser Leistungen nach
Überzeugung der Bundesregierung auch weniger strenge Anforde-
rungen zu stellen als an die Fortschreibung der Regelbedarfe. Die
Bundesregierung sieht deshalb keine Veranlassung dafür, die in § 28
Absatz 3 und 6 SGB II in der Fassung des Gesetzentwurfs genann-
ten Beträge entsprechend § 20 Absatz 5 Satz 1 SGB II der Entwurfs-
fassung anzupassen. Es erscheint angesichts der Prognosen für die
Preis- und für die Nettolohnentwicklung der nächsten Jahre ausge-
schlossen, dass die fortgeschriebenen Beträge der Positionen „Sonsti-
ge Verbrauchsgüter (Schreibwaren, Zeichenmaterial u. a.)“ und
„Außerschulische Unterrichte, Hobbykurse“ in Abteilung 09 bis zur
Auswertung der Einkommens- und Verbrauchsstichprobe 2013 die
in § 28 Absatz 3 und 6 SGB II in der Fassung des Gesetzentwurfs
festgesetzten Beträge wertmäßig übersteigen.
61. Abgeordnete
Katja

Kipping

(DIE LINKE.)
Mit welcher Begründung will die Bundesregie-
rung das Problem von Existenzsicherungslü-
cken im Übergang vom Grundsicherungsbe-
zug nach dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch
in die Rente (vgl. Kleine Anfrage der Fraktion
DIE LINKE. auf Bundestagsdrucksache 17/
2854) im Rahmen des Entwurfs eines Gesetzes
zur Ermittlung von Regelbedarfen und zur Än-
derung des Zweiten und Zwölften Buches So-
zialgesetzbuch nur teilweise beheben (z. B.
nicht auch die Deckungslücke im Übergang zu
Erwerbsminderungs- und Berufsunfähigkeits-
renten oder die aufgrund der nachträglichen
Rentenzahlung im zweiten Monat entstehende
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Deckungslücke), und warum will die Bundesre-
gierung nicht generell das Recht auf Leistungs-
gewährung auf Darlehensbasis im Fall von
Übergängen im Zweiten Buch Sozialgesetz-
buch normieren?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs

Dr. Ralf Brauksiepe

vom 3. November 2010
Mit der in Artikel 2 Nummer 11 des Entwurfs eines Gesetzes zur Er-
mittlung von Regelbedarfen und zur Änderung des Zweiten und
Zwölften Buches Sozialgesetzbuch enthaltenen Erweiterung des Leis-
tungsanspruches auf den Ablauf des Monats, in dem die Altersgren-
ze erreicht wird, wird ein Leistungsanspruch nach dem SGB II
für einen Zeitraum geschaffen, für den kein Anspruch auf eine
(Alters-)Rente besteht.

In den anderen genannten Fallgestaltungen können grundsätzlich je-
weils Ansprüche auf vorrangige Leistungen bestehen (zum Beispiel
Rente wegen Alters oder Rente wegen Erwerbsminderung). Laufen-
de Einnahmen aus diesen Leistungen sind in dem Kalendermonat als
Einkommen zu berücksichtigen, in dem sie zufließen. Insoweit be-
steht keine Deckungslücke, da Leistungen für den jeweiligen Kalen-
dermonat (Bedarfszeitraum) erbracht werden.

Soweit trotz Zahlung dieser vorrangigen Ansprüche wegen der Um-
stellung einer vorschüssigen Leistung auf eine Leistung, die monat-
lich nachträglich erbracht wird, Hilfebedürftigkeit besteht, ergeben
sich Ansprüche auf überbrückende Darlehen bereits entweder aus
§ 23 Absatz 4 SGB II oder aus § 37 SGB XII. Im SGB XII gilt im
Übrigen, dass Vermögen oberhalb der Schongrenzen vorrangig für
den Lebensunterhalt einzusetzen ist. Dies gilt auch für Vermögen,
das während des Bezugs von SGB-II-Leistungen freigestellt worden
ist, weil es der Altersvorsorge dient.
62. Abgeordnete
Anette

Kramme

(SPD)
Sieht die Bundesregierung vor, die Leistungen
zur Teilhabe am sozialen und kulturellen Le-
ben nach § 28 Absatz 6 des SGB II und § 34
Absatz 6 SGB XII in der vorgeschlagenen Fas-
sung des Entwurfs eines Gesetzes zur Ermitt-
lung von Regelbedarfen und zur Änderung des
Zweiten und Zwölften Buches Sozialgesetz-
buch monatsbezogen oder z. B. auch quartals-
oder jahresbezogen zur Auszahlung zu brin-
gen?
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs

Dr. Ralf Brauksiepe

vom 3. November 2010
Der Entwurf eines Gesetzes zur Ermittlung von Regelbedarfen und
zur Änderung des Zweiten und Zwölften Buches Sozialgesetzbuch
sieht vor, dass die Leistungen zur Deckung der Bedarfe für soziale
Teilhabe nach § 28 Absatz 6 SGB II bzw. nach § 34 Absatz 6
SGB XII entweder durch Gutscheine oder durch Kostenübernahme-
erklärungen erbracht werden. Es ist nicht beabsichtigt, die Leistun-
gen in Geld unmittelbar an die leistungsberechtigten Personen auszu-
zahlen. Deshalb stellt sich die Frage nach dem Auszahlungszeitpunkt
insoweit nicht.

Wann der jeweils zuständige Träger der Grundsicherung für Arbeit-
suchende oder der Sozialhilfe Zahlungen an Anbieter von Leistungen
zur Teilhabe am sozialen und kulturellen Leben leistet, wird stark
von der angebotenen Leistung und den konkreten Rahmenbedingun-
gen, insbesondere von zwischen dem Leistungsträger und dem Leis-
tungsanbieter geschlossenen Vereinbarungen abhängig sein. Dabei
sind sowohl monatsbezogene als auch quartals- oder jahresbezogene
Abrechnungszeiträume denkbar. Die zur Umsetzung der Telhabe-
leistungen erforderlichen Vorbereitungen und Gespräche sind noch
nicht abgeschlossen.
63. Abgeordnete
Jutta

Krellmann

(DIE LINKE.)
Wie viele der bei der Bundesagentur für Arbeit
als offen gemeldeten ungeförderten Stellen be-
finden sich im Bereich der Arbeitnehmerüber-
lassung (Angabe bitte absolut und in Prozent
für die letzten 6 Monate, für die Daten vorhan-
den sind)?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs

Dr. Ralf Brauksiepe

vom 3. November 2010
Methodische Vorbemerkungen der Bundesregierung

Zum Berichtsmonat Juli 2010 hat die Bundesagentur für Arbeit die
Statistik der gemeldeten Arbeitsstellen umgestellt. Es wird nur noch
über die Arbeitsstellen des ersten Arbeitsmarktes (ungeförderte
Arbeitsstellen) berichtet. Die geförderten Arbeitsstellen werden nicht
mehr ausgewiesen. Wenn im Folgenden von Arbeitsstellen gespro-
chen wird, sind daher die ungeförderten offenen Arbeitsstellen ge-
meint.

Bei den Daten zur Arbeitnehmerüberlassung ist zu beachten, dass
die Auswertung nur nach dem Wirtschaftszweig möglich ist. In den
gemeldeten Arbeitsstellen für diese Branche sind demnach auch die
Angebote für das interne Personal des Verleihbetriebes enthalten.

Im Oktober 2010 waren der Bundesagentur für Arbeit 401 000 Ar-
beitsstellen gemeldet, davon waren 140 000 Stellen oder 35 Prozent
aus dem Bereich der Arbeitnehmerüberlassung. Die absolute Anzahl
und der prozentuale Anteil an allen Arbeitsstellen haben im Verlauf
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des Jahres kontinuierlich zugenommen. Die Branche der Arbeitneh-
merüberlassung reagiert schneller auf konjunkturelle Veränderungen
als andere Wirtschaftszweige (vgl. Tabelle 1).
64. Abgeordnete
Jutta

Krellmann

(DIE LINKE.)
Wie viele der bei der Bundesagentur für Arbeit
als offen gemeldeten ungeförderten Stellen be-
finden sich regional aufgeschlüsselt nach ein-
zelnen Bundesländern im Bereich der Arbeit-
nehmerüberlassung (Angabe bitte absolut und
in Prozent für die letzten 6 Monate, für die
Daten vorhanden sind)?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs

Dr. Ralf Brauksiepe

vom 3. November 2010
Die Spannbreite zwischen den Bundesländern im Oktober 2010
reicht von einem Anteilswert von Arbeitsstellen aus der Arbeitneh-
merüberlassung an allen gemeldeten Arbeitsstellen von 58 Prozent in
Hamburg bis 18 Prozent in Brandenburg. Weitere Informationen
sind der Tabelle 2 zu entnehmen.
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65. Abgeordnete
Jutta

Krellmann

(DIE LINKE.)
Welches sind die 12 Kreise oder kreisfreien
Städte, und welches sind die 12 Branchen mit
den höchsten prozentualen Anteilen von Stel-
len im Bereich der Arbeitnehmerüberlassung
an allen bei der Bundesagentur für Arbeit als
offen gemeldeten ungeförderten Stellen, und
wie hoch ist der Anteil jeweils (Angabe bitte
für den letzten Monat, für den Daten vorhan-
den sind)?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs

Dr. Ralf Brauksiepe

vom 3. November 2010
Den höchsten Anteil von Arbeitsstellen aus dem Wirtschaftszweig
der Arbeitnehmerüberlassung an allen der Bundesagentur für Arbeit
gemeldeten Arbeitsstellen im Oktober 2010 weist der Kreis Dingol-
fing-Landau mit rund 59 Prozent aus. Insgesamt liegen die Anteils-
werte in Städten bzw. in städtisch geprägten Regionen höher als in
eher ländlichen Gebieten.

Eine separate Auswertung nach Branchen ist nicht möglich. Bei der
statistischen Erfassung der Arbeitsstellenangebote wird nur die Bran-
che erfasst, in der der Tätigkeitsschwerpunkt des Arbeitgebers liegt,
hier also der Wirtschaftszweig der Überlassung von Arbeitskräften.
Eine darüber hinausgehende wirtschaftsfachliche Zuordnung der an-
gebotenen Arbeitsstellen nach dem Wirtschaftszweig, in dem die
Zeitarbeitnehmerinnen und -arbeitnehmer eingesetzt werden sollen,
ist nicht möglich.
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66. Abgeordnete
Jutta

Krellmann

(DIE LINKE.)
Wie viele Stellen wurden von der Bundesagen-
tur für Arbeit in den Bereich der Arbeit-
nehmerüberlassung vermittelt, und wie hoch
ist der Anteil der Vermittlungen in die Arbeit-
nehmerüberlassung an allen Vermittlungen
(Angabe bitte für die letzten 6 Monate, für die
Daten vorhanden sind)?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs

Dr. Ralf Brauksiepe

vom 3. November 2010
Die Beantwortung der Frage ist derzeit mit der Statistik der Bundes-
agentur für Arbeit nicht möglich.
67. Abgeordnete
Katja

Mast

(SPD)
Sieht die Bundesregierung die Gefahr, dass
durch die neue versicherungsrechtliche Beur-
teilung von Teilnehmerinnen und Teilnehmern
an praxisintegrierten Studiengängen (siehe
Rundschreiben des GKV-Spitzenverbandes,
der Deutschen Rentenversicherung Bund und
der Bundesagentur für Arbeit vom 5. Juli 2010
als Reaktion auf das Urteil des Bundessozial-
gerichts (BSG) vom 1. Dezember 2009) den
Sozialkassen Beiträge verloren gehen, und
wenn ja, liegen der Bundesregierung Erkennt-
nisse darüber vor, wie hoch sich diese beziffern
lassen?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs

Dr. Ralf Brauksiepe

vom 5. November 2010
Die Bundesregierung prüft zurzeit, ob das Urteil des BSG vom
1. Dezember 2009 – B 12 R4/08 R – Veranlassung gibt, durch
Rechtsänderung die vor dem Urteil praktizierte Anwendung des gel-
tenden Rechts auch in Zukunft weiter zu ermöglichen. Dabei ist auch
die Höhe der Einnahmeverluste zu prüfen, die der Sozialversiche-
rung infolge des BSG-Urteils entstehen. Für die Schätzung der finan-
ziellen Mindereinnahmen ist insbesondere die Zahl der Studierenden
in den praxisintegrierten dualen Studiengängen maßgeblich, die von
dem o. a. BSG-Urteil erfasst werden. Hierzu sind noch weitergehen-
de Recherchen erforderlich.
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68. Abgeordnete
Brigitte

Pothmer

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Existiert seitens des Bundesministeriums für
Arbeit und Soziales eine Empfehlung, nach
der der Beschäftigungszuschuss nach § 16e des
Zweiten Buches Sozialgesetzbuch im An-
schluss an eine vorherige Förderung von
24 Monaten grundsätzlich nicht unbefristet be-
willigt werden soll, auch wenn eine Erwerbstä-
tigkeit auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt ohne
die Förderung voraussichtlich innerhalb der
nächsten 24 Monate nicht möglich ist (vgl.
§ 16e Absatz 4 Nummer 1 SGB II), und in wie
vielen Fällen wurde ein Beschäftigungszu-
schuss im Rahmen des Programms „JobPer-
spektive“ auf der Basis von § 16e Absatz 4
Nummer 1 SGB II inzwischen unbefristet ge-
währt bzw. nicht unbefristet gewährt (bitte
nach Monaten bis Oktober 2010 angeben)?
Antwort des Staatssekretärs Andreas Storm

vom 4. November 2010
In der von der Bundesagentur für Arbeit in Abstimmung mit dem
Bundesministerium für Arbeit und Soziales überarbeiteten Arbeits-
hilfe zu den Leistungen zur Beschäftigungsförderung nach § 16e
SGB II (JobPerspektive) (Stand Mai 2010) wurde durch die Auf-
nahme eines fachlichen Hinweises (verbindliche Weisung zur Rechts-
auslegung) klargestellt, dass nach Vorliegen aller Voraussetzungen
die Anschlussförderung gemäß § 16e Absatz 4 Nummer 1 Satz 2
SGB II aufgrund der Ausgestaltung als Soll-Vorschrift regelmäßig
unbefristet zu erbringen ist (gebundenes Ermessen). Eine der Vo-
raussetzungen ist, dass die erneute Prognoseentscheidung wiederum
ergibt, dass eine Erwerbstätigkeit auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt
innerhalb der nächsten 24 Monate ohne die Förderung nicht möglich
ist.

Über die Anzahl der nach § 16e Absatz 4 Nummer 1 Satz 2 SGB II
unbefristet geförderten Fälle liegen keine gesonderten Daten vor.
Aus der beigefügten statistischen Übersicht der Bundesagentur für
Arbeit geht hervor, in wie vielen Fällen die Leistungen im Rahmen
des Programms „JobPerspektive“ über 24 Monate hinaus gewährt
werden. Da eine Förderung über 24 Monate hinaus grundsätzlich
nur unbefristet möglich ist, dürfte dies der Zahl unbefristeter Förder-
fälle entsprechen. Die Daten liegen bis Juli 2010 vor.
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69. Abgeordnete
Tabea

Rößner

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Wie beurteilt die Bundesregierung die Aussage
des Parlamentarischen Staatssekretärs bei der
Bundesministerin für Arbeit und Soziales,
Dr. Ralf Brauksiepe, zu dem Vorschlag von
Rudolf Kast, Mitglied des Vorstandes des ddn
(Das Demographie Netzwerk) auf dem parla-
mentarischen Abend am 26. Oktober 2010,
dass das ddn auch eine ressortübergreifende
Arbeitsgruppe – anstatt der Maximalforderung
nach einem „Demographieministerium“ (siehe
Pressemitteilung des ddn vom 26. Oktober
2010) – sehr begrüßen würde, die sich mit der
Querschnittsaufgabe „Demographie“ beschäf-
tigt, „er könnte sich zukünftig so eine Arbeits-
gruppe vorstellen“, er also der Meinung ist,
dass es diese Arbeitsgruppe noch gar nicht ge-
be, obwohl sein Bundesministerium bereits seit
dem 23. März 2010 Teil des interministeriellen
Demografieausschusses der Bundesregierung
ist, der sich laut der Antwort der Bundesregie-
rung auf die Kleine Anfrage der Fraktion
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN (Bundestags-
drucksache 17/2365) aus allen Bundesministe-
rien zusammensetzt und der sich u. a. mit dem
Themenschwerpunkt „Arbeitsmarkt und Be-
schäftigung“ befasst hat, und welche Maßnah-
men will die Bundesregierung ergreifen, um
den interministeriellen Demografieausschuss
in den Bundesministerien bekannt zu machen?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs

Dr. Ralf Brauksiepe

vom 5. November 2010
Ich habe mit meinen Ausführungen die politische Bedeutung des
Themas „Demografie“ hervorgehoben. Mir ist natürlich bekannt,
dass der interministerielle Demografieausschuss derzeit unter der Be-
teiligung aller Ressorts einen Bericht der Bundesregierung zur demo-
graphischen Lage und künftigen Entwicklung des Landes vorberei-
tet. Aufbauend auf diesen Bericht wird die Bundesregierung bis 2012
eine ressortübergreifende Demographiestrategie erarbeiten.
70. Abgeordneter
Rolf

Schwanitz

(SPD)
Wie erfolgt die Kontrolle der Einhaltung der
Arbeitsschutz- und Arbeitszeitbestimmungen,
und wer ist jeweils dafür zuständig?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs
Dr. Ralf Brauksiepe

vom 2. November 2010
Die Kontrolle der Einhaltung der Arbeitsschutz- und Arbeitszeit-
bestimmungen ist Aufgabe der Länder (Artikel 30, 83 GG, § 21
ArbSchG, § 17 ArbZG). Sie nehmen diese Aufgabe als eigene Ange-
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legenheit (Artikel 83 GG) wahr und legen die im Einzelnen hierfür
zuständigen Aufsichtsbehörden durch Landesrecht fest (siehe auch
die Antwort zu Frage 71). Die Kontrolle erfolgt durch Beratungs-
und Revisionstätigkeiten in den Betrieben, entweder anlassbezogen
(z. B. aufgrund von Beschwerden), im Rahmen von Sonderaktionen
(z. B. in Betrieben einer bestimmten Branche) oder regelmäßig im
Rahmen allgemeiner Revisionen.
71. Abgeordneter
Rolf

Schwanitz

(SPD)
An welche staatlichen Stellen in den einzelnen
Bundesländern können sich Hilfesuchende
wenden, um eine Kontrolle und Überprüfung
der Bestimmungen zum Arbeitsschutz und zur
Arbeitszeit zu erreichen (bitte mindestens eine
Stelle pro Bundesland angeben)?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs

Dr. Ralf Brauksiepe

vom 2. November 2010
Die Überwachung der Arbeitsschutz- und Arbeitszeitbestimmungen
ist in den Bundesländern in der Regel zweistufig organisiert. Als
oberste Arbeitsschutzbehörde fungieren mehrheitlich die jeweiligen
Arbeits- und Sozialressorts der Länder (s. Anlage). Die Kontrolle
der Einhaltung des Arbeitsschutzes vor Ort erfolgt z. B. durch Ge-
werbeaufsichtsämter und staatliche Ämter für Arbeitsschutz.

Der Länderausschuss für Arbeitsschutz und Sicherheitstechnik
(LASI) hält im Internet unter der Adresse http://lasi.osha.de/de/gfx/
systems/dienststellen_asv_laender.php für interessierte Nutzer ein
Verzeichnis mit den regional und örtlich zuständigen Dienststellen
der einzelnen Arbeitsschutzverwaltungen bereit. Allerdings kann das
Bundesministerium für Arbeit und Soziales keine Gewähr für die
flächendeckende Aktualität des Angebots übernehmen; das Verzeich-
nis wird in alleiniger Verantwortung der Länder geführt.
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72. Abgeordneter
Dr. Ilja

Seifert

(DIE LINKE.)
Was spricht aus Sicht der Bundesregierung für
bzw. gegen die Änderung des Formats der
Schwerbehindertenausweise auf für andere
Dokumente übliche (kleinere) Formate (wie
zum Beispiel beim Personalausweis, Führer-
schein, bei Kreditkarten), wie es unter ande-
rem die Lebenshilfe seit Längerem fordert,
und inwieweit ist die Bundesregierung in dieser
Frage bereits aktiv?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs

Hans-Joachim Fuchtel

vom 2. November 2010
Die Bundesregierung steht Vorschlägen, den Schwerbehindertenaus-
weis auf ein handlicheres Format zu verkleinern, grundsätzlich posi-
tiv gegenüber. Die Ausweise werden von den Ländern ausgegeben.
Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales ist über die Neuge-
staltung des Ausweises mit den Ländern und dem Beauftragten der
Bundesregierung für die Belange behinderter Menschen im Ge-
spräch.
73. Abgeordneter
Dr. Ilja
Seifert

(DIE LINKE.)
Wie lang ist die durchschnittliche Verweil-
dauer von Beschäftigten mit Behinderung im
Berufsbildungsbereich bzw. Arbeitsbereich in
einer Werkstatt für Menschen mit Behinde-
rung (bitte aufschlüsseln nach Bundesländern,
Geschlecht und Art der Behinderung)?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs

Hans-Joachim Fuchtel

vom 2. November 2010
Eine Statistik über die Verweildauer behinderter Menschen im
Berufsbildungsbereich und im Arbeitsbereich von Werkstätten für
behinderte Menschen, zudem aufgeschlüsselt nach Bundesländern,
Geschlecht und Art der Behinderung, gibt es nicht.

Die Leistungen im Berufsbildungsbereich werden für zwei Jahre er-
bracht (§ 40 Absatz 3 Satz 1 SGB IX). Nach Angaben der Bundes-
agentur für Arbeit wird dieser Leistungsrahmen in der Regel in vol-
lem Umfang ausgeschöpft. Es sind der Bundesagentur für Arbeit in
der Praxis nur Einzelfälle bekannt, in denen eine Maßnahme im Be-
rufsbildungsbereich vorzeitig beendet wird, weil die Leistungsfähig-
keit des behinderten Menschen nicht weiterentwickelt werden konn-
te. Diese Fälle werden von der Bundesagentur für Arbeit nicht ge-
sondert statistisch erfasst.

Die Verweildauer in Werkstätten für behinderte Menschen ist vom
Lebensalter des behinderten Menschen zum Zeitpunkt des Beginns
seiner Maßnahme im Eingangsverfahren und Berufsbildungsbereich
der Einrichtungen abhängig. Die Mehrzahl der behinderten Men-
schen ist zum Zeitpunkt des Eintritts in die Werkstatt jünger als
30 Jahre.
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Die Beschäftigung im Arbeitsbereich der Werkstätten dauert in der
Regel bis zum Erreichen des Renteneintrittsalters. Fälle, in denen
die Beschäftigung vorher endet, sind Übergänge aus der Werkstatt
auf den allgemeinen Arbeitsmarkt oder Wechsel in die Tagesförder-
stätte, wenn die Behinderung eine weitere Beschäftigung nicht mehr
möglich macht.
74. Abgeordneter
Alexander

Süßmair

(DIE LINKE.)
Inwiefern berücksichtigen die neuen Hartz-
IV-Regelsätze (im Rahmen des Zweiten und
Zwölften Buches Sozialgesetzbuch) Ausgaben
für die Haltung von Haustieren (Nahrung, tier-
medizinische Versorgung), und wie begründet
die Bundesregierung ihre diesbezügliche Ent-
scheidung?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs

Dr. Ralf Brauksiepe

vom 3. November 2010
Ausgaben für Kauf und Haltung von Haustieren sind im Rahmen
der Neuberechnung der Regelbedarfe – wie bereits bisher schon –
nicht als bedarfsrelevant berücksichtigt worden.

Die Haltung von Haustieren gehört weder zum physischen Grundbe-
darf noch ist sie zur Teilhabe am soziokulturellen Leben notwendig.
Lediglich 20,6 Prozent der Haushalte der Referenzgruppe der Ein-
personenhaushalte verzeichneten Ausgaben für Haustiere.

Da die Leistungen zur Sicherung des soziokulturellen Existenzmini-
mums als pauschaler Geldbetrag ausgezahlt werden, steht es den
Leistungsbeziehern aber frei, von einem Teil dieses Betrages die Hal-
tung eines Haustieres zu finanzieren und dafür auf andere Dinge zu
verzichten, die sich ein Leistungsbezieher ohne Haustiere leisten
kann.
75. Abgeordneter
Josef Philip

Winkler

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Welchen Sinn, Zweck und Nutzen hat die Da-
tenerhebung nach der Verordnung zur Erhe-
bung der Merkmale des Migrationshintergrun-
des (Migrationshintergrund-Erhebungsverord-
nung – MighEV) des Bundesministeriums für
Arbeit und Soziales (BMAS) vom 29. Septem-
ber 2010, veröffentlicht im Bundesgesetzblatt
Teil I Nr. 50/2010 vom 12. Oktober 2010,
S. 1372 f.?
Antwort des Staatssekretärs Gerd Hoofe

vom 1. November 2010
Mit dem Gesetz zur Einführung der unterstützten Beschäftigung
vom 22. Dezember 2008 wurde eine gesetzliche Grundlage zur Erhe-
bung des Migrationshintergrundes durch die Agenturen für Arbeit
und die Träger der Grundsicherung für Arbeitsuchende geschaffen.
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Die Verwendung dieser Daten ist auf rein statistische Zwecke be-
schränkt und strengen datenschutzrechtlichen Vorgaben unterwor-
fen. Nach § 281 Absatz 2 Satz 4 des Dritten Buches Sozialgesetzbuch
bestimmt das BMAS durch Rechtsverordnung das Nähere über die
zu erhebenden Daten.

Der Migrationshintergrund soll künftig als zusätzliches Gliederungs-
merkmal – vergleichbar mit der bestehenden Differenzierung in
Deutsche und Ausländer – im Rahmen der Arbeitsmarkt- und
Grundsicherungsstatistik berücksichtigt werden. Der Begriff „Migra-
tionshintergrund“ ist ein soziodemographisches Merkmal der Statis-
tik, das zur Beschreibung von seit 1950 eingewanderten Personen
und deren Nachkommen dient. Die Gruppe der Personen mit Migra-
tionshintergrund umfasst in Abgrenzung zum Merkmal „Nationali-
tät“ damit ausdrücklich neben Ausländern auch deutsche Staatsange-
hörige. Der Migrationshintergrund orientiert sich dabei ausschließ-
lich an der individuellen bzw. familiären Zuwanderung. Als rein sta-
tistische Kategorie sagt der Begriff nichts über das Zugehörigkeits-
empfinden einer Person zur deutschen oder zu einer ausländischen
Kultur oder über eventuelle Sonderregelungen einzelner Rechtsvor-
schriften aus.

Der Gesetzgeber hat bereits mit der Verabschiedung des Job-
AQTIV-Gesetzes 2001 die Forderung verbunden, Personen mit Mi-
grationshintergrund in den Förderstatistiken der Bundesagentur für
Arbeit gesondert zu berücksichtigen. Der damit verbundene Er-
kenntnisgewinn liegt darin, dass der Begriff der Staatsangehörigkeit
insbesondere im Hinblick auf die Veränderungen im Staatsangehö-
rigkeitsrecht und den verstärkten Zuzug von Spätaussiedlern aus den
postkommunistischen Staaten nach 1990 zunehmend weniger geeig-
net ist, Zuwanderer zu erfassen.

Die Definition des Migrationshintergrundes ist komplex und muss
deshalb in verschiedene Einzelfragen bzw. Erhebungsmerkmale zer-
legt werden. Daher ist eine Definition der zu erhebenden Daten und
des auf dieser Basis gebildeten Begriffs des Migrationshintergrundes
auf dem Verordnungswege notwendig, um für die Statistik eine ein-
heitliche Datenbasis zur Verfügung zu stellen.

Darüber hinaus regelt die Verordnung datenschutzrechtliche Aspek-
te des Erhebungsverfahrens. Die Daten werden ausschließlich zu sta-
tistischen Zwecken erhoben und müssen deshalb von den sonstigen
IT-Fachverfahren getrennt verarbeitet und nach erfolgter Übermitt-
lung an den Statistikbereich der Bundesagentur für Arbeit bei der
Stelle, die die Daten erhoben hat, gelöscht werden. Die Rechtsver-
ordnung stellt ein einheitliches Verfahren sicher, das die datenschutz-
rechtlichen Anforderungen berücksichtigt.
76. Abgeordneter
Josef Philip

Winkler

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Inwieweit sind die persönlichen Daten zur Fra-
ge, ob ein Elternteil nach 1949 in die Bundes-
republik Deutschland zugewandert ist oder zur
Frage, ob die deutsche Staatsangehörigkeit als
Aussiedler oder Spätaussiedler erworben wur-
de, für Zwecke der behördlichen Arbeitsver-
mittlung und Leistungsgewährung relevant?
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Antwort des Staatssekretärs Gerd Hoofe

vom 1. November 2010
Die Daten werden ausschließlich zu statistischen Zwecken erhoben.
Eine Verwendung im Bereich der Arbeitsvermittlung oder der Leis-
tungsgewährung wird durch die Verordnung ausgeschlossen.

Eine besondere Berücksichtigung der (Spät-)Aussiedler im Rahmen
der statistischen Erhebung erfolgt, da bereits aus verfassungsrechtli-
chen und historischen Gründen die Gruppe der (Spät-)Aussiedler in
der Gesamtgruppe der Menschen mit Migrationshintergrund eine
besondere Kategorie darstellt. Artikel 116 Absatz 1 GG begründet
die besondere Verantwortung Deutschlands gegenüber Flüchtlingen
und Vertriebenen sowie deren Ehegatten und Abkömmlingen. Das
Vertriebenenrecht sieht für Aussiedler und Spätaussiedler besondere
Eingliederungsbedingungen in den Arbeitsmarkt vor. Es besteht da-
her ein erhöhtes politisches, insbesondere integrationspolitisches
Interesse daran, die Aussiedler und Spätaussiedler, die mit 4,5 Millio-
nen aufgenommenen Personen und ihren Nachkommen einen we-
sentlichen Anteil aller Menschen mit Migrationshintergrund ausma-
chen, im Rahmen von Arbeitsmarkt- und Grundsicherungsstatistik
abzubilden. Nur durch belastbare Zahlen zur Situation der Aussied-
ler und Spätaussiedler in Deutschland kann der besonderen Verant-
wortung dieser Gruppe gegenüber Rechnung getragen werden.
77. Abgeordnete
Sabine

Zimmermann

(DIE LINKE.)
Wie viele Personen der aktuellen Referenz-
gruppe aus der Einkommens- und Verbrauchs-
stichprobe 2008 (EVS) zur Bestimmung der
Höhe des Regelsatzes nach dem Zweiten Buch
Sozialgesetzbuch, die ein Erwerbseinkommen
erzielen, haben ein Einkommen aus Erwerbstä-
tigkeit in Höhe von 0 bis 100 Euro, von 100
bis 200 Euro, von 200 bis 400 Euro, von 400
bis 800 Euro, von 800 bis 1 200 Euro sowie
über 1 200 Euro (bitte in absoluten Zahlen und
in Relation zur gesamten Referenzgruppe an-
geben; bitte, falls möglich, jeweils Angaben zu
den durchschnittlichen Arbeitszeiten machen;
falls dies nicht möglich ist, bitte angeben, wie
viele Personen im jeweiligen Korridor einer
geringfügigen, einer Teilzeit- oder einer Voll-
zeitbeschäftigung nachgehen), und wie gestal-
tet sich bei der Gruppe der erwerbstätigen Per-
sonen der Referenzgruppe aus der Einkom-
mens- und Verbrauchsstichprobe (2008) zur
Bestimmung der Höhe des Regelsatzes nach
dem SGB II, die ein Einkommen aus Erwerbs-
tätigkeit erzielen, die Beschäftigungssituation
hinsichtlich des durchschnittlichen Bruttostun-
denlohns und der durchschnittlichen wöchent-
lichen Arbeitszeit?
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs

Dr. Ralf Brauksiepe

vom 2. November 2010
Die zur Bestimmung der Konsumstruktur der Referenzgruppen
durchgeführten Sonderauswertungen der EVS 2008 enthalten keine
Daten zu Erwerbseinkommen und Arbeitszeiten. Lediglich für die in
der Referenzgruppe befindlichen Bezieher von Leistungen nach dem
SGB II und dem SGB XII, die gleichzeitig Einkommen aus Erwerbs-
tätigkeit hatten, wurde in einer Zusatzauswertung das durchschnittli-
che Erwerbseinkommen ausgewertet. Demnach bezogen die hochge-
rechnet 382 000 Haushalte der Referenzgruppe der Einpersonen-
haushalte, die Leistungen nach dem SGB II oder dem SGB XII und
gleichzeitig ein Erwerbseinkommen erzielten, ein durchschnittliches
Erwerbseinkommen von 176 Euro pro Monat. Diese 382 000 Haus-
halte haben einen Anteil von 18 Prozent an der hochgerechneten Ge-
samtzahl der 2,126 Millionen Haushalte der Referenzgruppe der
Einpersonenhaushalte.
78. Abgeordnete
Sabine

Zimmermann

(DIE LINKE.)
Wie viele geringfügig entlohnte Beschäftigte
über 65 Jahre (Rentnerinnen und Rentner)
gab es im Jahr 2003 und gibt es derzeit, bzw.
aktuellste verfügbare Angabe (bundesweit und
nach Bundesländern, absolut und relativ – An-
teil an allen über 65-Jährigen), und wie bewer-
tet die Bundesregierung diese Erwerbstätigkeit
Älterer?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs

Dr. Ralf Brauksiepe

vom 3. November 2010
Im Dezember 2003 gab es 595 000 geringfügig entlohnte beschäftigte
Personen im Alter von 65 Jahren und älter in Deutschland (nach
dem Wohnortprinzip); das entspricht einem Anteil von 4 Prozent
dieser Altersgruppe. Die Spannbreite zwischen den Bundesländern
reicht von einem Anteilswert von 5 Prozent in Baden-Württemberg
bis 2,2 Prozent in Sachsen-Anhalt (vgl. Tabelle 1). Im Dezember
2009 gab es in Deutschland 775 000 geringfügig entlohnte Beschäf-
tigte im Alter von 65 Jahren und älter. Ihre Anzahl hat gegenüber
2003 deutlich zugenommen. Allerdings ist im gleichen Zeitraum
auch die Bevölkerungszahl der Personen, die 65 Jahre und älter sind,
gestiegen, wenn auch relativ betrachtet nicht ganz so deutlich.

Während im Jahr 2003 bundesweit 4 Prozent der über 65-Jährigen
einer geringfügigen Beschäftigung nachgingen, lag dieser Wert im
Jahr 2009 bei 4,6 Prozent. Er variiert weiterhin regional. Die Spann-
breite reicht nun von 5,5 Prozent in Baden-Württemberg und Bayern
bis 2,6 Prozent in Sachsen-Anhalt (vgl. Tabelle 2). Die Bundesregie-
rung verfolgt diese Entwicklung weiterhin aufmerksam.
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79. Abgeordnete
Sabine

Zimmermann

(DIE LINKE.)
Wie viele Bezieher von Grundsicherung im Al-
ter gab es im Jahr 2003 und gibt es derzeit,
bzw. aktuellste verfügbare Angabe (bitte bun-
desweit und nach Bundesländern mit den Zahl-
beträgen – durchschnittlich pro Kopf und ins-
gesamt – auflisten, absolut und relativ – Anteil
an allen 65-Jährigen und Älteren), und welche
Schlussfolgerungen zieht die Bundesregierung
aus der Entwicklung der Fallzahlen?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs

Dr. Ralf Brauksiepe

vom 3. November 2010
Die Zahlen der wegen Alters (65 Jahre und älter) in der Grundsiche-
rung im Alter und bei Erwerbsminderung leistungsberechtigten Per-
sonen in den Jahren 2003 und 2009 sind der nachstehenden Tabelle
zu entnehmen.
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Die Gegenüberstellung der Zahlen von 2003 und 2009 lässt nur be-
grenzte Rückschlüsse auf die Entwicklung der Zahl der Leistungsbe-
rechtigten in diesem Zeitraum zu. Neben statistischen Untererfassun-
gen im Jahr 2003 erfolgte in vielen Ländern die Umstellung vom Be-
zug von Hilfe zum Lebensunterhalt auf Grundsicherung im Alter
und bei Erwerbsminderung erst in den Folgejahren. Ferner lassen
sich aus der Entwicklung in der Vergangenheit keine Schlussfolge-
rungen für künftige Entwicklungen ableiten. So hat z. B. die zum
1. Januar 2009 in Kraft getretene Wohngeldreform zu einem Rück-
gang der Zahl der Leistungsberechtigten im Jahr 2009 beigetragen.
Ergänzend wird auf die Antwort der Bundesregierung zu Frage 74
der Großen Anfrage der Fraktion DIE LINKE. „Beschäftigungssi-
tuation Älterer, ihre wirtschaftliche und soziale Lage und die Rente
ab 67“ auf Bundestagsdrucksache 17/2271 Bezug genommen.

Der Anteil an der Bevölkerungsgruppe 65 Jahre und älter war in den
letzten Jahren relativ stabil (2005: 2,2 Prozent; 2006: 2,2 Prozent;
2007: 2,4 Prozent; 2008: 2,5 Prozent; 2009: 2,4 Prozent).

Zusammenfassend ist festzustellen, dass die Entwicklung der Zahl
der 65-jährigen und älteren Leistungsberechtigten in der Grundsiche-
rung im Alter und bei Erwerbsminderung keine Belege für eine hohe
oder ansteigende Altersarmut liefert.
Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Ernährung,
Landwirtschaft und Verbraucherschutz
80. Abgeordnete
Cornelia

Behm

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Wie haben sich die für die Vorgaben zur Erhal-
tung des Dauergrünlands nach der Verord-
nung (EG) Nr. 1782/2003 maßgeblichen Flä-
chen des Dauergrünlands und der gesamten
landwirtschaftlichen Nutzfläche bundesweit
und in den einzelnen Regionen bis 2010 im
Vergleich zum Basiswert 2003 in absoluten
Zahlen (in Hektar) verändert?
81. Abgeordnete
Cornelia

Behm

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Wie hat sich die für die Vorgaben zur Erhal-
tung des Dauergrünlands nach der Verord-
nung (EG) Nr. 1782/2003 maßgebliche land-
wirtschaftliche Nutzfläche bundesweit und in
den einzelnen Regionen durch die Aufnahme
von Dauerkulturen des Obst- und Gemüsebaus
und von Reb- und Baumschulflächen in die
beihilfefähige Fläche im Jahr 2008 durch das
Dritte Gesetz zur Änderung des Betriebsprä-
miendurchführungsgesetzes in absoluten Zah-
len (in Hektar) erhöht?
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Gerd Müller

vom 4. November 2010
Auf mein Schreiben vom November 2009 in gleicher Angelegenheit
zur Entwicklung beim Dauergrünland bis 2009 weise ich hin (siehe
Schriftliche Frage 57 auf Bundestagsdrucksache 17/160).

Die für das Jahr 2010 zu erstellende Meldung zum Dauergrünland
liegt nach Auskunft aus den Ländern nicht vor Ende Dezember 2010
vollständig vor.

Die gesamte im Jahr 2008 angemeldete landwirtschaftliche Fläche
unter erstmaliger Einbeziehung der Dauerkulturen des Obst- und
Gemüsebaus und von Reb- und Baumschulflächen in die beihilfefähi-
ge Fläche belief sich für Deutschland auf 16 957 897 ha. Aus der
nachstehenden Aufstellung können Sie entnehmen, wie viel landwirt-
schaftliche Nutzfläche davon auf die erstmalige Einbeziehung der
o. a. Kulturen bzw. Flächen im Jahr 2008 entfiel.
82. Abgeordnete
Elvira
Drobinski-Weiß

(SPD)
Welche Schlussfolgerungen zieht die Bundesre-
gierung aus dem bis zum 1. September 2010
dauernden „virtuellen Runden Tisch über die
Evaluation des Verbraucherinformationsgeset-
zes“ (vgl. Agra-Europe 19/10 vom 10. Mai
2010, S. 29), und beabsichtigt die Bundesregie-
rung noch, vor der Landtagswahl in Rhein-
land-Pfalz einen Gesetzentwurf zur Reform
des Verbraucherinformationsgesetzes vorzule-
gen?
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Gerd Müller

vom 4. November 2010
Hinsichtlich der Schlussfolgerungen der Bundesregierung aus dem
„virtuellen Runden Tisch über die Evaluation des Verbraucherinfor-
mationsgesetzes“ wird auf die Antwort der Bundesregierung zu
Frage 8 der Kleinen Anfrage der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN „Rechtslücken im Verbraucherschutz“ (Bundestags-
drucksache 17/3015 vom 24. September 2010) verwiesen.

Es wird nochmals betont, dass die Bundesregierung keine förmlichen
Ausschlussfristen vorgeschrieben hat. Die aus der Dialog- bzw. Kon-
sultationsphase der Evaluierung des Verbraucherinformationsgeset-
zes evtl. zu ziehenden Schlussfolgerungen und gesetzgeberische Maß-
nahmen werden von der Bundesregierung rechtzeitig unter Berück-
sichtigung der eingegangenen Stellungnahmen und unter Beachtung
der in der Gemeinsamen Geschäftsordnung der Bundesministerien
vorgesehenen Verfahrensschritte, Fristen und Beteiligungserforder-
nisse vorgelegt. Der in der vorliegenden Frage konstruierte Zusam-
menhang mit der rheinland-pfälzischen Landtagswahl besteht nicht.
83. Abgeordneter
Hans-Josef

Fell
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Wie verteilen sich im Zeitraum vom 1. Januar
2008 bis zum Stichtag 25. Oktober 2010 die
Anteile der einzelnen Biokraftstoffarten (bitte
aufteilen nach Biodiesel, Pflanzenöl, Bioetha-
nol, BTL (Fischer-Tropsch-Kraftstoffe u. Ä.)
sowie sonstige Biokraftstoffe) auf die Bio-
kraftstoffforschungsförderung des Bundesmi-
nisteriums für Ernährung, Landwirtschaft und
Verbraucherschutz, und ist das Bundesministe-
rium der Auffassung, dass die von der derzeiti-
gen Bundesregierung und der derzeitigen Par-
lamentsmehrheit vorgegebenen ordnungspoliti-
schen Rahmenbedingungen eine breite Ver-
wendung von Pflanzenölen, vor allem in der
Land- und Forstwirtschaft, und damit einen
entsprechenden Marktzugang für Pflanzenöle
nicht zulassen?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Gerd Müller
vom 4. November 2010
Im Zeitraum vom 1. Januar 2008 bis zum Stichtag 25. Oktober 2010
wurden 45 Projekte im Bereich Biokraftstoffe im Rahmen des seit
2001 geltenden und 2008 fortgeschriebenen Förderprogramms
„Nachwachsende Rohstoffe“ des Bundesministeriums für Ernäh-
rung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz (BMELV) wie folgt
gefördert:
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Zudem unterstützt das BMELV institutionell das Deutsche Biomas-
seforschungszentrum (DBFZ), das eigene Forschung auf diesem Ge-
biet betreibt. So werden derzeit gerade ein Motorenprüfstand zur
Testung der Nutzung von Pflanzenölen errichtet, Marktstudien zum
Thema erstellt sowie eine intensive analytische Begleitforschung
durchgeführt.

Der Absatz von Pflanzenölkraftstoff ist in den letzten Jahren dras-
tisch zurückgegangen und betrug zuletzt nur noch ca. 100 000 t im
Jahr 2009. Die Bundesregierung hat daher die wachsende Steuerstaf-
fel für Bioreinkraftstoffe, also auch Pflanzenöl, mit dem Wachstums-
beschleunigungsgesetz ausgesetzt und den vergünstigten Steuersatz
bei ca. 18 ct/l eingefroren. Der Einsatz von Pflanzenöl in der Land-
wirtschaft ist nach wie vor steuerbefreit. Einen größeren Spielraum
für steuerliche Vergünstigungen bietet die EU-Energiesteuer-Richtli-
nie nicht.

Dass sich nach großen Schwierigkeiten in den Jahren 2008 und 2009
der Markt wieder erholt, zeigen die Ergebnisse des neuesten Bio-
kraftstoffberichts, der dem Deutschen Bundestag vorliegt (Bundes-
tagsdrucksache 17/2861). Der Vergleich der Berichte für 2008 und
2009 zeigt, dass sich die wirtschaftlichen Rahmenbedingungen für
Bioreinkraftstoffe deutlich verbessert haben. Die aktuellen Berech-
nungen für das erste Halbjahr 2010 ergeben eine Überkompensation
von ca. 10 ct/l. Auch für Kleinanlagen mit einer Produktionskapazi-
tät von mehr als 1 000 t wurde eine Überkompensation festgestellt.
Davon ausgehend ist zu erwarten, dass der Marktanteil von Pflan-
zenölen künftig wieder ansteigend sein wird.
84. Abgeordneter
Alexander

Süßmair

(DIE LINKE.)
Welche Erkenntnisse hat die Bundesregierung
bezüglich illegaler Pflanzenschutzmittelimpor-
te nach Deutschland (s. Fernsehbericht in der
ARD-Sendung „Plusminus“ vom 5. Oktober
2010), und welche Maßnahmen sollen gegen
diese Importe ergriffen werden?
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Julia Klöckner

vom 4. November 2010
Beim illegalen Import von Pflanzenschutzmitteln ist zu unterschei-
den zwischen:

1. Produktfälschungen von Pflanzenschutzmitteln, die in Deutsch-
land zugelassen sind, die aber Wirkstoffe unbekannter Herkunft
enthalten oder eine abweichende Zusammensetzung haben.

2. Pflanzenschutzmitteln, die in Deutschland nicht zugelassen sind.

3. Missbrauch von Verkehrsfähigkeitsbescheinigungen für den Pa-
rallelimport von Pflanzenschutzmitteln aus dem Europäischen
Wirtschaftsraum, bei dem Pflanzenschutzmittel teilweise unbe-
kannter Herkunft in Deutschland in Verkehr gebracht werden.

Verstöße gegen das geltende Pflanzenschutzrecht sind in den vergan-
genen Jahren von den für die Überwachung zuständigen Ländern in
allen drei Fällen festgestellt worden. Sie wurden verfolgt und nach
dem geltenden Pflanzenschutzrecht geahndet. Die Länder arbeiten
dabei eng mit der Polizei bzw. dem Zoll zusammen. Das Bundesamt
für Verbraucherschutz und Lebensmittelsicherheit (BVL) als Zulas-
sungsbehörde für Pflanzenschutzmittel ist bei Ermittlungen in Ver-
dachtsfällen beteiligt. So analysiert es Pflanzenschutzmittelproben im
Labor, fungiert als zentrale Kontaktstelle für die Länder und Part-
nerbehörden aus EU-Mitgliedstaaten und übernimmt Gutachtertätig-
keiten vor Gericht und bei Fragen der Rechtmäßigkeit von Zulassun-
gen bzw. Verkehrsfähigkeitsbescheinigungen. Beim Missbrauch einer
Verkehrsfähigkeitsbescheinigung hat das BVL die Möglichkeit, diese
zu widerrufen. Bisher hat das BVL 8 Verkehrsfähigkeitsbescheini-
gungen für die Einfuhr parallel gehandelter Pflanzenschutzmittel
nach § 16g Absatz 2 des Pflanzenschutzgesetzes widerrufen, weil die
Importeure nachweislich nicht verkehrsfähige Pflanzenschutzmittel
in Deutschland in Verkehr gebracht hatten.

Es ist mit großer Sorge zu beobachten, dass der Handel mit gefälsch-
ten Pflanzenschutzmitteln – wie mit anderen Handelsprodukten –
weltweit zunimmt, auch wenn dies nicht durch genaue Zahlen zu be-
legen ist. Der internationale Verband der Pflanzenschutzmittelher-
steller (CropLife International) vermutet, dass ca. 10 Prozent bis
20 Prozent aller Pflanzenschutzmittel auf dem Weltmarkt gefälscht
sind. Der im genannten Fernsehbericht geschilderte Fall des Imports
von Chemikalien nach Hamburg, die zwar als Emulgator gekenn-
zeichnet waren, aber gefälschte Pflanzenschutzmittel beinhalteten,
ist nur ein Beispiel dafür. Sollten zunehmend gefälschte Produkte
auf den EU-Markt und damit auch nach Deutschland kommen, wür-
de damit das aufwändige Zulassungsverfahren für Pflanzenschutz-
mittel unterlaufen, das gewährleisten soll, dass durch die Anwendung
von Pflanzenschutzmitteln keine Gefahren für Mensch, Tier und kei-
ne unvertretbaren Auswirkungen für den Naturhaushalt entstehen.
Es bestünde die Gefahr, dass unkalkulierbare Risiken für Verbrau-
cher und Umwelt auftreten, z. B. wenn in solchen Produkten von der
Zulassung des Originalproduktes abweichende Inhaltsstoffe vorhan-
den wären oder wenn die enthaltenen Mengen dieser Stoffe starke
Abweichungen zeigen würden. Das ist nicht akzeptabel.
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Das BMELV setzt sich daher gemeinsam mit den verantwortlichen
Bundesoberbehörden und den Ländern intensiv für die Vermeidung
solcher illegaler Einfuhren ein. Es hat seit 2008 eine Arbeitsgruppe
eingerichtet, die sich mit Fragen des illegalen Handels mit Pflanzen-
schutzmitteln befasst. Neben den zuständigen Behörden des Bundes
und der Länder sind auch Vertreter der Pflanzenschutzmittel herstel-
lenden Industrie, des Handels und von Anbauverbänden beteiligt.

Insbesondere folgende Maßnahmen wurden seither veranlasst:

– Erarbeitung eines Aktionsplans gegen den illegalen Handel mit
Pflanzenschutzmitteln und gegen die illegale Anwendung von
Pflanzenschutzmitteln;

– Schwerpunktkontrollen im Rahmen des Pflanzenschutz-Kontroll-
programms des Bundes und der Länder (www.bvl.bund.de/
psmkontrollprogramm);

– Verbesserung der Zusammenarbeit zwischen den Pflanzenschutz-
behörden der Länder und dem Zoll;

– Überprüfung der gesetzlichen Bestimmungen im Pflanzenschutz-
recht, insbesondere zur Einführung von klaren Regeln für Parallel-
importe und von Straftatbeständen für illegale Einfuhren in größe-
rem Maßstab;

– Einrichtung einer Informationsplattform auf EU-Ebene über ille-
gale Einfuhren von Pflanzenschutzmitteln;

– Durchführung eines Seminars bei der OECD unter deutscher Lei-
tung über den illegalen Handel mit Pflanzenschutzmitteln, auch
unter Beteiligung von Nicht-OECD-Mitgliedstaaten wie China
und Brasilien (Risk Reduction through Prevention, Detection and
Control of the Illegal International Trade in Agricultural Pesti-
cides).

Die meisten bisher gefundenen Produktfälschungen stammen aus
ostasiatischen Ländern und gelangen über den Seeweg nach
Deutschland. Nur über eine Intensivierung der Kontrollen an den
EU-Außengrenzen wird künftig eine wirksame Bekämpfung des ille-
galen Handels möglich. Bisher nicht zur Zufriedenheit gelöst ist die
Durchfuhr von Chemikalien im Transit, da hier nur beschränkte Zu-
griffsmöglichkeiten für die deutschen Behörden bestehen. Diese Fra-
ge wird bei Verhandlungen zu Durchführungsvorschriften der Ver-
ordnung (EG) Nr. 1107/2009 über das Inverkehrbringen von Pflan-
zenschutzmitteln zu diskutieren sein, die sich mit der Überwachung
des Verkehrs von Pflanzenschutzmitteln und der Durchführung von
Kontrollen befassen werden. Ein Vorschlag der EU-Kommission
hierzu steht noch aus.
85. Abgeordneter
Alexander

Süßmair
(DIE LINKE.)
Welche Position vertritt die Bundesregierung
zu den jüngsten milchpolitischen Vorschlägen
des EU-Kommissars für Landwirtschaft und
ländliche Entwicklung Dacian Ciolos, und wel-
che Konsequenzen leitet sie davon für die
deutschen Milcherzeuger ab?
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Gerd Müller

vom 4. November 2010
Ausgelöst durch den starken Milchpreisverfall wurde im Oktober
2009 eine hochrangige europäische Expertengruppe beauftragt, sich
im Hinblick auf das Auslaufen der Quotenregelung im Jahr 2015 mit
den Rahmenbedingungen für eine mittel- und langfristige Ausrich-
tung des Milchmarktes zu befassen, die einen Beitrag zur Stabilisie-
rung des Marktes und der Erzeugereinkommen und zur Steigerung
der Markttransparenz leisten.

Am 15. Juni 2010 hat die Expertengruppe einen Bericht über ihre
Arbeit und Empfehlungen zu 7 Bereichen vorgelegt. Der Bericht
und die Empfehlungen waren am 27. September 2010 Gegenstand
einer Befassung des Agrarrates. Die belgische EU-Ratspräsident-
schaft hat entsprechende Schlussfolgerungen getroffen. Hiernach ist
die EU-Kommission gebeten worden, bis Ende dieses Jahres ihre
Antworten in Form von Rechtsvorschlägen auf die Empfehlungen
der Expertengruppe zu den Themen „Vertragsbeziehungen“, „Ver-
handlungsmacht der Erzeuger“ und „Branchenorganisationen“ vor-
zulegen und möglichst bald auf die Empfehlung zur Markttranspa-
renz zu reagieren.

Die Vorschläge der EU-Kommission die ersten drei o. g. Empfehlun-
gen betreffend liegen der Bundesregierung noch nicht vor. Sie
wurden vom EU-Kommissar Dacian Ciolos für das Jahresende 2010
angekündigt. Insofern ist eine Stellungnahme der Bundesregierung
zu eventuellen Vorschlägen derzeit noch nicht möglich. Dies gilt
auch für die Abschätzung von Konsequenzen für die deutschen
Milcherzeuger.

Im Rahmen der Beratungen der Expertengruppe hat die deutsche
Delegation insbesondere die Empfehlungen zu den Vertragsbezie-
hungen sowie zu den Erzeuger- und Branchenorganisationen unter-
stützt. Ziel der Bundesregierung ist es, die Marktinstrumente auf ein
Sicherheitsnetz zu beschränken, um die Landwirte vor außergewöhn-
lichen Marktkrisen zu schützen. Insofern spricht sich die Bundesre-
gierung für eine Stärkung der Marktorientierung des Milchsektors
sowie eine Verbesserung der Verhandlungsmacht der Milcherzeuger
in der Lebensmittelkette aus.
Geschäftsbereich des Bundesministeriums
der Verteidigung
86. Abgeordneter
Rainer

Arnold

(SPD)
In welchem Zeitraum werden die MRCA-Tor-
nados in Büchel ausgephast und durch welchen
Flugzeugtyp ersetzt?
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs

Christian Schmidt

vom 3. November 2010
Der Bundesminister der Verteidigung beabsichtigt im Rahmen der
Bundeswehrreform, Anpassungen dort vorzunehmen, wo die Bun-
deswehr schlanker, effizienter und insbesondere einsatzorientierter
ausgerichtet werden kann. Eingriffe in viele Bereiche der Bundes-
wehr können notwendig sein. Aussagen zu eventuellen konkreten
Veränderungen und Maßnahmen am Standort Büchel sowie ggf. zur
Anpassung der Planungen für den Tornado am Standort Büchel wer-
den erst möglich sein, wenn die erforderlichen Strukturanpassungen
der Bundeswehr entschieden sind.

Die derzeit gültige Luftwaffenstruktur wird nach diesen Entschei-
dungen angepasst werden, wobei bündnispolitische Verpflichtungen
Deutschlands weiterhin umgesetzt werden müssen.

Nach der derzeit gütigen Luftwaffenstruktur ist bislang geplant, die
Tornados des Jagdbombengeschwaders 33 am Standort Büchel be-
ginnend in 4 bis 5 Jahren durch das Waffensystem Eurofighter zu er-
setzen. Diese Phase wird sich über mehrere weitere Jahre erstrecken.

Die Entscheidung über die endgültige Ausphasung der MRCA-Tor-
nados ist neben den Überlegungen zur Bundeswehrreform abhängig
von künftigen Entscheidungen über spezifische Komponenten der
Sicherheitsstruktur in der NATO und von der Lebensdauer des Waf-
fensystems.
87. Abgeordneter
Rainer

Arnold

(SPD)
Wird der neue Flugzeugtyp, der nach den Tor-
nados in Büchel stationiert werden soll, über
das gleiche Fähigkeitsspektrum verfügen, und
welche Nachrüstungskosten sind in diesem
Falle erforderlich?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs

Christian Schmidt

vom 3. November 2010
Das für die Nachfolge des Tornado vorgesehene Waffensystem Eu-
rofighter ist als mehrrollenfähiges Kampfflugzeug sowohl in der
Luft/Boden- als auch in der Luft/Luft-Rolle vorgesehen und verfügt
damit gegenüber dem Tornado über ein erweitertes Fähigkeitsspekt-
rum. Es ist derzeit allerdings nicht beabsichtigt, alle Einzelfähigkei-
ten des Waffensystems Tornado auf Eurofighter zu übertragen. Von
den speziellen Fähigkeiten der momentan am Standort Büchel sta-
tionierten Tornado ist derzeit geplant, mit dem Eurofighter mittelfris-
tig die abstandsfähige Bekämpfung von Bodenzielen wahrzunehmen.
Für die Einrüstung dieser Fähigkeit in alle bei der Luftwaffe genutz-
ten Eurofighter werden Integrationskosten von geschätzten 115 Mio.
Euro veranschlagt. Weitere Anpassungen der Fähigkeiten des Waf-
fensystems Eurofighter zur Abdeckung der spezifischen Fähigkeiten
des Waffensystems Tornado, die im Jagdbombergeschwader 33 sta-
tioniert sind, sind derzeit nicht geplant.
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88. Abgeordneter
Steffen

Bockhahn

(DIE LINKE.)
Wie viele Soldaten der Bundeswehr waren an
dem militärischen Zeremoniell am 21. Oktober
2010 vor dem Rostocker Rathaus beteiligt,
und wie hoch sind die Kosten, die für den Gro-
ßen Zapfenstreich – speziell für das eingesetzte
Personal – entstanden sind?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs

Thomas Kossendey

vom 28. Oktober 2010
Die Deutsche Marine führte am 21. Oktober 2010 anlässlich der Ver-
anstaltung „20 Jahre Deutsche Einheit und 20 Jahre Marine in Ros-
tock und Mecklenburg-Vorpommern“ auf dem Rostocker Rathaus-
markt einen Großen Zapfenstreich durch. Hieran nahmen insgesamt
496 Soldatinnen und Soldaten teil, die im Rahmen ihres dienstlichen
Auftrages eingesetzt wurden. Kosten sind in Höhe von 592,67 Euro
für die Bereitstellung einer Tribüne entstanden. Die Truppenverpfle-
gung für die Soldatinnen und Soldaten erfolgte durch die Truppen-
küche der Hanse-Kaserne in Rostock. Weiterer Aufwand war nicht
erforderlich.
89. Abgeordnete
Dr. Kirsten
Tackmann

(DIE LINKE.)
Wie wird durch den Bund im Zuge des geplan-
ten Abzugs der Bundeswehr aus der Kyritz-
Ruppiner Heide und der Übergabe des Gelän-
des an die Bundesanstalt für Immobilienauf-
gaben die nahtlose Sicherheitsgewährleistung
konkret umgesetzt, zum Beispiel die vollständi-
ge Fertigstellung des Brandschutzstreifens um
das Gelände und die ständige Verfügbarkeit
von Fachkräften für Munitionsberäumung
bzw. Feuerwehrkräften?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs

Christian Schmidt

vom 3. November 2010
Zu der von Ihnen angesprochenen Frage wurde unter anderem der
Lenkungskreis „Konversion Wittstock“ unter der Leitung der Bun-
desanstalt für Immobilienaufgaben (Bundesanstalt) gegründet.

Mit der Gründung des Lenkungskreises, dem darüber hinaus Vertre-
ter des Bundesministeriums der Verteidigung und des Landes Bran-
denburg angehören, soll sichergestellt werden, dass gemeinsam mit
der Region die Fragen der Sicherheit und Optionen einer zivilen An-
schlussnutzung besprochen und deren Realisierbarkeit geprüft wer-
den. Vor Ort pflegen die betroffenen Kommunen und Landkreise so-
wie der Bundesforstbetrieb (BFB) Westbrandenburg der Bundesan-
stalt vertrauensvolle Arbeitskontakte.

Als weiterer Schritt auf dem Weg zur Konversion des ehemaligen
Truppenübungsplatzes Wittstock findet am 5. November 2010 in
Potsdam die konstituierende Sitzung des Lenkungskreises statt. Da-
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bei stehen auch Fragen der Gefahrenabwehr sowie der öffentlichen
Sicherheit und Ordnung auf der Tagesordnung.

Zum abwehrenden Brandschutz und zur Gewährleistung der öffentli-
chen Sicherheit fanden bereits Gespräche zwischen den verantwortli-
chen Landesdienststellen, den örtlichen Dienststellen der Bundes-
wehr und dem BFB Westbrandenburg statt. In dem oben genannten
Lenkungskreis werden auch die Fragen der Fertigstellung des Brand-
schutzstreifens und der Gestellung von Fachkräften durch die Re-
gion zu klären sein.
Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Familie,
Senioren, Frauen und Jugend
90. Abgeordneter
Sönke
Rix

(SPD)
Warum wird der neue von der Bundesregie-
rung geplante freiwillige Zivildienst altersoffen
gestaltet und somit eine Doppelstruktur zu den
Freiwilligendiensten aller Generationen aufge-
baut, und wie will die Bundesregierung verhin-
dern, dass es durch einen altersoffenen Dienst
mit einem höheren Taschengeld (geplant sind
500 Euro Bundeszuschuss/Platz) nicht zu einer
erheblichen Monetarisierung im Engagement
oder zur Entstehung eines Niedriglohnarbeits-
marktes kommt?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs

Dr. Hermann Kues

vom 29. September 2010
Eine Beantwortung dieser Frage setzt zunächst Entscheidungen zur
Zukunft der allgemeinen Wehrpflicht voraus.

Der Bundesbeauftragte für den Zivildienst hat in seinem Prüfbericht
zu den Konsequenzen einer möglichen Aussetzung der Wehrpflicht
für den Zivildienst einen freiwilligen Zivildienst für Frauen und Män-
ner aller Altersgruppen vorgeschlagen.

Die sehr umfangreiche und komplexe Prüfung der Einzelheiten so-
wie die Abstimmung innerhalb der Bundesregierung zur Zukunft
von Wehr- und Zivildienst und eventueller künftiger Angebote sind
noch nicht abgeschlossen.
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Gesundheit
91. Abgeordnete
Maria

Klein-Schmeink

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Werden die Sozialversicherungsträger über
Produktfehler und Rückrufaktionen von Her-
stellern von Medizinprodukten systematisch
informiert, und wie ist das Zusammenwirken
des Bundesinstituts für Arzneimittel und Medi-
zinprodukte (BfArM) nach § 29 Absatz 3 des
Medizinproduktegesetzes (MPG) zum Medi-
zinprodukte-Beobachtungs- und -Meldesystem
mit dem Medizinischen Dienst des Spitzenver-
bandes Bund der Krankenkassen (MDS) kon-
kret geregelt?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Daniel Bahr
vom 4. November 2010
§ 29 Absatz 3 des Medizinproduktegesetzes regelt im Grundsatz die
Zusammenarbeit des Bundesinstituts für Arzneimittel und Medizin-
produkte mit anderen Organisationen im Zusammenhang mit der Er-
fassung, Auswertung und Bewertung von Risiken bei der Anwen-
dung oder Verwendung von Medizinprodukten. Insgesamt werden
die Vorschriften des § 29 MPG in der Medizinprodukte-Sicherheits-
planverordnung (MPSV) konkretisiert. So sieht u. a. § 22 Absatz 3
der Medizinprodukte-Sicherheitsplanverordnung vor, dass Informa-
tionen und Auskünfte zu vorliegenden Meldungen, durchgeführten
Risikobewertungen und korrektiven Maßnahmen auch an den Medi-
zinischen Dienst des Spitzenverbandes Bund der Krankenkassen
übermittelt werden können.

Nach § 24 MPSV kann die Bundesoberbehörde über durchgeführte
korrektive Maßnahmen über ihre Internetseite informieren. Das
BfArM nutzt diese Option seit 2005 und informiert seitdem über alle
in Deutschland durchgeführten korrektiven Maßnahmen über die In-
ternetseite www.bfarm.de/cln_094/DE/Medizinprodukte/riskinfo/
kundeninfo/functions/kundeninfo-node.html

Das BfArM stellt darüber hinaus weitere Informationen ins Internet.
Zusammengefasst wird informiert über:

1. Mitteilungen gemäß § 2 Nummer 4 MPSV, die der Hersteller
oder sein Bevollmächtigter an seine Kunden versendet. Diese
Kundeninformationen enthalten beispielsweise Informationen
von Herstellern über eigenverantwortlich durchgeführte Rückrufe
von Medizinprodukten.

2. Empfehlungen des BfArM: Auf dieser Seite findet man Informa-
tionen über Risiken durch Medizinprodukte und die zur Beseiti-
gung, Verringerung oder Verhinderung des erneuten Auftretens
der Risiken vom BfArM empfohlenen Maßnahmen. Die Empfeh-
lungen beruhen auf der Auswertung von Risikomeldungen, die
das BfArM aus dem In- und Ausland erhält.

3. Wissenschaftliche Aufarbeitung: Diese Seite enthält die Ergebnis-
se der wissenschaftlichen Aufarbeitung der vom BfArM durchge-
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führten Risikobewertungen. Die wissenschaftliche Aufarbeitung
beinhaltet statistische Auswertungen der eingegangenen Risiko-
meldungen, die Analyse von Produktfehlern, Ursachen und Aus-
wirkungen der Fehler sowie die Auswertung der durchgeführten
korrektiven Maßnahmen.

Bezüglich dieser Informationen besteht die Möglichkeit, dass alle In-
teressenten, d. h. auch der MDS, Krankenhäuser oder Sozialversi-
cherungsträger, sich durch ein Abonnement der BfArM-RSS-Feeds
über aktuell eingestellte Informationen automatisch informieren las-
sen können.

Darüber hinaus besteht gemäß § 22 Absatz 3 MPVS die Möglichkeit,
dass Informationen und Auskünfte zu vorliegenden Meldungen,
durchgeführten Risikobewertungen und korrektiven Maßnahmen
auch an den MDS, die Deutsche Krankenhausgesellschaft und ande-
re Organisationen, Stellen und Personen übermittelt werden, soweit
von diesen ein Beitrag zur Risikoverringerung geleistet werden kann
oder ein berechtigtes Interesse besteht. Daneben werden Anfragen
zu konkreten Produktproblemen basierend auf § 22 Absatz 3 MPSV
beantwortet.

Schließlich führt das BfArM nach § 20 Absatz 3 MPVS mit den für
Medizinprodukte zuständigen obersten Bundes- und Landesbehör-
den Routine- und Sondersitzungen über die Grundlagen und das
Verfahren der Risikoerfassung und -bewertung sowie Fälle von allge-
meinem Interesse durch. An diesen Sitzungen sind der MDS, Vertre-
ter der Heilberufe und der Krankenhäuser, die Verbände der Medi-
zinprodukteindustrie sowie sonstige betroffene Behörden und Orga-
nisationen beteiligt.
92. Abgeordneter
Steffen-Claudio

Lemme

(SPD)
Wie hoch wären die durchschnittlich auszule-
genden Kosten für die gesetzlich Versicherten
bei Inanspruchnahme einer zahnmedizinischen
Regeluntersuchung nach Einführung der vom
Bundesminister für Gesundheit Dr. Philipp
Rösler geplanten Vorkasse, und welche Mo-
dellrechnungen bzw. Projektionen liegen der
Bundesregierung gegenwärtig bereits zu die-
sem Sachverhalt vor?
Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin

Annette Widmann-Mauz

vom 2. November 2010
Gesetzlich Versicherten, die die Kostenerstattung gewählt haben,
werden für die Inanspruchnahme zahnärztlicher Leistungen Kosten
nach den Vorgaben der Gebührenordnung für Zahnärzte (GOZ) in
Rechnung gestellt. Nach der geltenden GOZ ergibt sich für die ein-
gehende zahnmedizinische Untersuchung mit Beratung im Regelfall
ein Beitrag von rund 24 Euro.

Die Bundesregierung prüft gegenwärtig, welche weiteren Änderun-
gen neben der Vereinfachung des Verfahrens bei der Wahl der Kos-
tenerstattung erforderlich sind, damit die Kostenerstattung zu einer
Alternative im Versorgungsgeschehen wird.
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93. Abgeordneter
Steffen-Claudio

Lemme

(SPD)
Wird die Bundesregierung im Rahmen der No-
vellierung der Gebührenordnung für Zahnärz-
te die bereits im Referentenentwurf der Vor-
gängerregierung (Dezember 2008) gefasste
Öffnung des privatzahnärztlichen Bereichs
vornehmen, wonach Einzelverträge jenseits
der GOZ geschlossen werden können, um da-
mit für mehr Wettbewerb im privaten Gesund-
heitssektor, orientiert am Beispiel der gesetzli-
chen Krankenversicherung, zu sorgen?
Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin

Annette Widmann-Mauz

vom 2. November 2010
Die Frage der Einführung einer Öffnungsklausel wird im Zusam-
menhang mit der anstehenden Novellierung der GOZ unter den Be-
teiligten diskutiert. Zu welchem Ergebnis der politische Meinungsbil-
dungsprozess zu diesem Thema führen wird, ist derzeit noch nicht
absehbar.
94. Abgeordneter
Steffen-Claudio

Lemme
(SPD)
Wann legt die Bundesregierung den in Frage
93 genannten Referentenentwurf zur Novellie-
rung der GOZ vor, und wie ist die verbindliche
Zeitplanung bezüglich der parlamentarischen
Beratung und des Inkrafttretens der neuen Ge-
bührenordnung (bitte Angabe von Terminen)?
Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin

Annette Widmann-Mauz

vom 2. November 2010
Das Bundesministerium für Gesundheit beabsichtigt, die Beratungen
mit der Zahnärzteschaft und den Kostenträgern auf Fachebene bis
Ende dieses Jahres abzuschließen und Anfang des Jahres 2011 den
Referentenentwurf vorzulegen.
95. Abgeordneter
Steffen-Claudio

Lemme

(SPD)
Welche konkreten Positionen sind der Bundes-
regierung von Seiten der Landesebene in Be-
zug auf eine Neuordnung der Approbations-
ordnung der Zahnärzte bekannt, und welche
unmittelbaren Schritte unternimmt die Bun-
desregierung gegenwärtig, um einer neuen Ap-
probationsordnung der Zahnärzte den Weg zu
bereiten?
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin

Annette Widmann-Mauz

vom 2. November 2010
Der Koalitionsvertrag enthält den Auftrag zur Novellierung der Ap-
probationsordnung für Zahnärzte.

Das Bundesministerium für Gesundheit steht in engem Kontakt mit
den Ländern, um über Kernelemente einer Reform Einvernehmen
zu erzielen. Dabei spielt insbesondere die Auswirkung einer Reform
auf die Studienplatzkapazitäten eine Rolle. Es ist beabsichtigt, eine
Bund-Länder-Arbeitsgruppe mit dem Ziel einzurichten, den Referen-
tenentwurf einer Approbationsordnung zu erarbeiten.
96. Abgeordnete
Aydan
Özoğuz

(SPD)
Wie sieht die von der Beauftragten der Bun-
desregierung für Drogenfragen Mechthild
Dyckmans im Ausschuss für Familie, Senio-
ren, Frauen und Jugend des Deutschen Bun-
destages angekündigte Unterstützung des Pro-
jekts „KAfKA – Kein Alkohol für Kinder Ak-
tion“ konkret aus, und welche finanziellen Mit-
tel stehen dem Projektträger zur Verfügung?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Daniel Bahr

vom 4. November 2010
Die Beauftragte der Bundesregierung für Drogenfragen Mechthild
Dyckmans hat die Schirmherrschaft für das ursprünglich im Berliner
Bezirk Neukölln initiierte Projekt KAfKA bereits im April 2010
übernommen. Ziel des Projekts ist es, mit einer konsequenten Einhal-
tung des Jugendschutzgesetzes den Alkoholkonsum von Kindern
und Jugendlichen deutlich zu reduzieren.

Das Bundesministerium für Gesundheit fördert die Ausweitung des
Projektes KAfKA auf mindestens 5 weitere Standorte und die wis-
senschaftliche Begleitung des Projekts bis Ende 2012. Bei erfolgrei-
chem Verlauf des Projekts steht künftig ein weiterer Baustein zur
kommunalen Alkoholprävention zur Verfügung, dessen Umsetzung
aufgrund der spezifischen Finanzierungsstruktur mit geringem finan-
ziellen Aufwand für Städte und Gemeinden verbunden ist.

Im Rahmen der vorgesehenen Evaluation können durch die verglei-
chende Analyse der Projekterfahrungen fundierte Erkenntnisse gene-
riert werden, die hinsichtlich der Gestaltung zukünftiger Präventions-
maßnahmen verwertbar sind.

Für die Durchführung des Projekts stehen dem Projektträger insge-
samt 180 000 Euro für den Zeitraum vom 1. Oktober 2010 bis zum
31. Dezember 2012 zur Verfügung.
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97. Abgeordnete
Dr. Carola

Reimann

(SPD)
Wie bewertet die Bundesregierung die Pläne
des Europäischen Parlaments, dass Patienten
im Ausland nicht mehr in Vorkasse gehen müs-
sen (FINANCIAL TIMES DEUTSCHLAND
vom 28. Oktober 2010)?
Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin

Annette Widmann-Mauz

vom 5. November 2010
Der Artikel in der „FINANCIAL TIMES DEUTSCHLAND“ vom
28. Oktober 2010 nimmt Bezug auf eine Beschlussvorlage des Aus-
schusses für Umweltfragen, Volksgesundheit und Lebensmittelsi-
cherheit (ENVI) des Europäischen Parlaments (EP) mit Änderungs-
anträgen zum Vorschlag für eine Richtlinie über die Ausübung der
Patientenrechte in der grenzüberschreitenden Gesundheitsversor-
gung (Patientenmobilitätsrichtlinie).

Das EP wird sich voraussichtlich erst Mitte Januar 2011 mit dem
Vorschlag befassen. Es ist daher zu früh, um zu den Plänen des EP
abschließend Stellung zu nehmen. Die jetzt vorliegenden Änderungs-
anträge sehen im Bereich der Kostenerstattung von vorab genehmig-
ten Krankenbehandlungen im Ausland ein so genanntes Voucher-
system vor. Mitgliedstaaten sollen ein System einführen können,
nach dem Versicherte mit einer Kostenübernahmezusage ihres Versi-
cherungsträgers eine Behandlung im Ausland erhalten können, wel-
che anschließend direkt zwischen dem ausländischen Leistungsanbie-
ter und dem Versicherungsträger abgerechnet wird.

Im Gemeinsamen Standpunkt des Rates ist diese Option nicht ent-
halten. Die Bundesregierung tritt für eine Umsetzung der Rechtspre-
chung des Europäischen Gerichtshofs ein, wonach Patientinnen und
Patienten Anspruch auf Erstattung der Kosten haben, die ihnen im
Zusammenhang mit grenzüberschreitender Gesundheitsversorgung
entstanden sind bis zu der Höhe, die im Inland für dieselbe Behand-
lung übernommen worden wäre. Die Einführung eines Vouchers
würde in der praktischen Umsetzung so unverhältnismäßige Proble-
me bereiten, dass Patientinnen und Patienten davon kaum einen
Nutzen hätten. Gleichwohl wird die Bundesregierung im weiteren
Verlauf der Verhandlungen darauf achten, dass den Patientinnen
und Patienten bei der Kostenerstattung von vorab genehmigten Be-
handlungen im Ausland keine unbotmäßigen Belastungen entstehen.
98. Abgeordneter
Dr. Harald

Terpe

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Welchen konkreten Inhalt hat die nach § 10
Absatz 6 des Krankenhausentgeltgesetzes
(KHEntgG) bis 31. Dezember 2009 zu entwi-
ckelnde Systematik zur Ermittlung des Orien-
tierungswertes?
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin

Annette Widmann-Mauz

vom 4. November 2010
Der nach § 10 Absatz 6 KHEntG zu ermittelnde Orientierungswert
soll die Kostenstrukturen und Kostenentwicklungen in den Kranken-
häusern besser als die so genannte Grundlohnrate berücksichtigen.
Die hierfür vom Statistischen Bundesamt entwickelte Systematik
sieht separate Teilorientierungswerte für Personal- und Sachkosten
vor, die nach Gewichtung den (Gesamt-)Orientierungswert für die
Krankenhäuser ergeben. Dieser soll quartalsweise zur Verfügung ste-
hen.

Für die Ermittlung des Teilorientierungswertes für Personalkosten
steht dem Statistischen Bundesamt die vierteljährliche Verdiensterhe-
bung als Datengrundlage zur Verfügung. Als Basis für die Berech-
nung des Teilorientierungswertes für Sachkosten zieht das Statisti-
sche Bundesamt Subindizes der Statistiken Erzeugerpreise gewerbli-
cher Produkte, Verbraucherpreise, Erzeugerpreise für Dienstleistun-
gen und Preisindizes für die Bauwirtschaft heran.
99. Abgeordneter
Dr. Harald

Terpe
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Welches Ergebnis hatte die zum 30. Juni 2010
abgeschlossene erstmalige Ermittlung des
Orientierungswertes nach § 10 Absatz 6
KHEntgG, und wie bewertet die Bundesregie-
rung dieses Ergebnis?
Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin

Annette Widmann-Mauz

vom 4. November 2010
§ 10 Absatz 6 Satz 3 KHEntgG sieht vor, dass das Statistische Bun-
desamt den Orientierungswert erstmals zum 30. Juni 2010 ermittelt.
Eine Veröffentlichung des Orientierungswertes gibt das Gesetz nicht
vor. Im Entwurf des GKV-Finanzierungsgesetzes ist eine gesetzliche
Regelung der Veränderungsrate für die Jahre 2011 und 2012 vorge-
sehen.

Gemäß § 10 Absatz 6 Satz 4 KHEntgG bestimmt das Bundesminis-
terium für Gesundheit nach Anhörung der Länder durch Rechtsver-
ordnung ohne Zustimmung des Bundesrates das Jahr, in dem die
Grundlohnrate abgelöst wird und den zu finanzierenden Anteil des
Orientierungswertes (Veränderungswert).
100. Abgeordneter
Dr. Harald

Terpe

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Inwieweit befürwortet die Bundesregierung
eine Liberalisierung des Sportwettenmarktes
durch die Länder, und welche Folgen sieht sie
bei einer solchen Liberalisierung im Hinblick
auf Suchtgefahren?
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Daniel Bahr

vom 4. November 2010
Die Bundesregierung ist an den Diskussionen um eine mögliche Li-
beralisierung des Sportwettenmarktes im Rahmen der Novellierung
des Glücksspielstaatsvertrages nicht beteiligt. Es handelt sich um
einen Staatsvertrag der 16 Bundesländer. Ob eine Neuregelung des
Sportwettenmarktes Auswirkungen im Hinblick auf Suchtgefahren
haben könnte, hängt von der konkreten Ausgestaltung ab.
101. Abgeordneter
Dr. Harald

Terpe

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Aus welchen Studien oder sonstigen wissen-
schaftlichen Erkenntnissen zieht die Bundesre-
gierung ihre Auffassung, dass auch bei einem
Konzessionsmodell für Sportwetten ein „hoher
Spielerschutz und effektive Suchtprävention
sichergestellt“ werden kann (Äußerung der
Beauftragten der Bundesregierung für Drogen-
fragen Mechthild Dyckmans, Der Westen vom
19. Oktober 2010, www.derwesten.de, abgeru-
fen am 29. Oktober 2010)?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Daniel Bahr

vom 4. November 2010
Der wissenschaftliche Erkenntnisstand wurde u. a. von Prof. Dr.
Gerhard Bühringer in der Anhörung zur „Zukunft des Glücksspiel-
wesens in Deutschland“ am 20. Mai 2010 in Mainz dargestellt:
„Nach dem wissenschaftlichen Kenntnisstand ist keines der Regulie-
rungsmodelle (Monopol, Konzessionen, Wettbewerb) in Hinblick
auf die Kombination von maximal positiven und minimal negativen
Auswirkungen [. . .] eindeutig überlegen.“ Dies steht im Einklang mit
den Ergebnissen der von den Bundesländern in Auftrag gegebenen
Studie „International vergleichende Analyse des Glücksspielwesens“
des Schweizerischen Instituts für Rechtsvergleichung. Nach interna-
tionalem Vergleich europäischer und außereuropäischer Regulierun-
gen für den Glücksspielmarkt kommen die Autoren zu dem Schluss,
dass für die Überlegenheit eines Monopols gegenüber einer Konzes-
sionierung hinsichtlich einer wirksamen Suchtprävention unzurei-
chende empirische Evidenz besteht (siehe TEIL EINS Tab. 3, S. 50
der Studie).

Auch im Rahmen eines Konzessionsmodells sind vielfältige Regelun-
gen zum Spielerschutz, zum Jugendschutz und zur Einhaltung sucht-
präventiver Maßnahmen denkbar. Die Einführung derartiger Maß-
nahmen könnte an die Konzession gebunden werden. Außerdem
kann die Zahl der Konzessionen beschränkt werden.
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Verkehr,
Bau und Stadtentwicklung
102. Abgeordnete
Dr. Dagmar

Enkelmann
(DIE LINKE.)
Inwieweit sind bei den von der DFS Deutsche
Flugsicherung GmbH für den Flughafen
Berlin Brandenburg International BBI Ende
September 2010 vorgestellten und vom Bun-
desaufsichtsamt für Flugsicherung (BAF) ge-
nehmigten Flugrouten die Ergebnisse des
Planfeststellungsverfahrens zum BBI berück-
sichtigt worden, insbesondere das einge-
schränkte Nachtflugverbot, und inwieweit ist
das BAF bereit, aufgrund der jetzt in der
Öffentlichkeit vorgebrachten Einwände gegen
die geplanten Flugrouten, diese im Interesse
der betroffenen Bürgerinnen und Bürger abzu-
ändern?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Jan Mücke

vom 1. November 2010
Es gibt keine vom Bundesaufsichtsamt für Flugsicherung genehmig-
ten Flugrouten. Die DFS Deutsche Flugsicherung GmbH ist derzeit
ausschließlich beratend als ständiger Gast, nicht als Mitglied der
Fluglärmkommission tätig. Die Fluglärmkommission ist nach dem
Gesetz unter der Geschäftsführung der Genehmigungsbehörde des
zuständigen Landes das Gremium, in welchem die Interessen der Be-
troffenen abzuwägen sind. Erst der Vorschlag der Fluglärmkommis-
sion über die Flugrouten ist die Grundlage für deren genaue Festle-
gung durch die DFS und das BAF.
103. Abgeordneter
Hans-Joachim

Hacker

(SPD)
Welche Rolle sollte nach Ansicht der Bundes-
regierung künftig der Hafenstandort Rostock
im neuen transeuropäischen Verkehrsnetz
(TEN-V) spielen, und wie setzt sich die Bun-
desregierung für eine stärkere Berücksichti-
gung dieses Standortes bei der künftigen TEN-
V-Planung ein?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs

Dr. Andreas Scheuer
vom 5. November 2010
Der Hafen Rostock war Bestandteil des transeuropäischen Verkehrs-
netzes und wird dies auch in Zukunft bleiben. Die Bundesregierung
setzt sich dafür ein, dass der Hafen Rostock künftig als Endpunkt
der Verlängerung der beiden Vorrangigen Vorhaben Nr. 1 (Südita-
lien–Brenner–Berlin) und Nr. 22 (Athen–Sofia–Budapest–Wien–
Prag–Dresden) auch Bestandteil des noch zu definierenden Kernnet-
zes des TEN-V sein soll.
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104. Abgeordneter
Hans-Joachim

Hacker

(SPD)
Wie beurteilt die Bundesregierung die Tatsa-
che, dass, obwohl der Fortschrittsbericht zu
den TEN-V-Projekten erst im zweiten Halb-
jahr 2011 vorgelegt werden soll, nach Presse-
verlautbarungen die EU bereits jetzt mehreren
TEN-V-Projekten Finanzzuweisungen streicht,
und welche Auswirkungen hat dies auf TEN-
V-Projekte auf dem Gebiet der Bundesrepu-
blik Deutschland?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs

Dr. Andreas Scheuer

vom 5. November 2010
Der Fortschrittsbericht zu den TEN-V-Projekten und die von der
EU-Kommission und der TEN-Exekutivagentur vorgenommene
Halbzeitbewertung hinsichtlich der für die Projekte im Mehrjahres-
programm abgeflossenen Mittel und der in der laufenden Finanzpe-
riode bis 2013 noch zu erwartenden Mittelabflüsse stehen in keinem
direkten Zusammenhang. Die Zwischenbewertung der EU-Kommis-
sion ist lediglich eine Bestandsaufnahme und Prognose, wie sie von
jeder mittelbewirtschaftenden Stelle im Interesse einer ordentlichen
Finanzplanung durchzuführen ist.

Den Projekten sind keine Finanzzuweisungen gestrichen worden.
Die EU-Kommission hat in ihrem mit den Mitgliedstaaten nicht ab-
gestimmten Bericht lediglich darauf hingewiesen, dass die Verzöge-
rungen bei der Umsetzung einiger Vorhaben dazu führen könnten,
dass diese Vorhaben bis zum Ende der Finanzperiode nicht in der
Lage sein werden, die vorgesehenen Zuschüsse in voller Höhe in An-
spruch zu nehmen. Eine Übertragung der Mittelbindung auf die
neue Finanzperiode ist nicht möglich, da dies eine unzulässige Präju-
dizierung für die Finanzperiode 2014 bis 2020 wäre.

Auf laufende Infrastrukturprojekte in Deutschland hat dies zunächst
keine Auswirkung, da die Vorhaben bis zum Ende der laufenden Fi-
nanzperiode die Zuschüsse entsprechend dem Baufortschritt erhal-
ten.
105. Abgeordnete
Bettina
Hagedorn

(SPD)
Wann ist mit dem Beginn der Bauarbeiten für
die Erweiterung der Durchfahrtsradien in den
Kanalkurven zu rechnen, und welcher Zeitplan
ist dafür vorgesehen?
106. Abgeordnete
Bettina

Hagedorn

(SPD)
Gibt es Überlegungen der Bundesregierung,
die Erweiterung der Durchfahrtsradien in den
Kanalkurven nicht als Gesamtprojekt, sondern
in einzelnen Abschnitten bzw. in voneinander
getrennten Einzelprojekten durchzuführen,
und mit welcher Priorisierung soll dies durch-
geführt werden?
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107. Abgeordnete
Bettina

Hagedorn

(SPD)
Unter der Voraussetzung, dass es die oben ge-
nannten Überlegungen gibt, in welchem Zeit-
raum soll dies realisiert werden, und wie wird
diese Priorisierung begründet?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Enak Ferlemann
vom 29. Oktober 2010
Für die angesprochene Maßnahme „Anpassung der Oststrecke des
Nord-Ostsee-Kanals“ läuft zurzeit das Planfeststellungsverfahren.
Ein Zeitplan für die Maßnahme kann erst festgelegt werden, wenn
vollziehbares Baurecht vorliegt und eine Priorisierung der Investi-
tionsmaßnahmen im Rahmen der Finanzplanung für die Wasserstra-
ßeninfrastruktur erfolgt ist.

Die Baumaßnahmen werden eine Bauzeit von rund 4 Jahren benöti-
gen. Die Durchführung ist in Baulosen vorgesehen, die in zwei gro-
ßen Bauabschnitten zusammengefasst werden. Die derzeitige Pla-
nung sieht zunächst den Bau des Abschnitts zwischen den Weichen
Schwartenbek und Groß Nordsee einschließlich des Ersatzes der
Fährlandeanlage Landwehr vor. Anschließend erfolgt der Bau des
Abschnitts zwischen den Weichen Groß Nordsee und Königsförde.
Die Reihenfolge ergibt sich aus der Notwendigkeit des Ersatzes der
Fährlandeanlage Landwehr.
108. Abgeordneter
Klaus

Hagemann

(SPD)
Welche Informationen benötigt das Bundesmi-
nisterium für Verkehr, Bau und Stadtentwick-
lung aktuell noch, um die möglichen Trassen
einer neuen B 9/B 420-Ortsumgehung in Nier-
stein (Kreis Mainz-Bingen) und eine Vorzugs-
variante für das Raumordnungsverfahren fest-
legen zu können, und wie sieht der weitere
Zeitplan – insbesondere im Hinblick auf diese
Trassenfestlegungen und den Beginn des
Raumordnungsverfahrens – für dieses im Vor-
dringlichen Bedarf mit besonderem natur-
schutzfachlichen Planungsauftrag des Bundes-
verkehrswegeplanes vorgesehene Projekt aus?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs

Dr. Andreas Scheuer
vom 5. November 2010
Die zuständige oberste Straßenbaubehörde des Landes Rheinland-
Pfalz hat auf Nachfrage aktuell mitgeteilt, dass die in Abstimmung
mit dem Bundesministerium für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung
(BMVBS) auf den Weg gebrachten Untersuchungen insbesondere
geotechnischer Art weitgehend abgeschlossen sind und derzeit ausge-
wertet werden.
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Die abschließenden Ergebnisse werden vorraussichtlich im Novem-

ber dieses Jahres vorliegen und dem BMVBS übersandt. Nach der
Prüfung durch den Bund werden dann die nächsten Planungsschritte
mit dem Land abgestimmt werden.
109. Abgeordneter
Dr. Anton

Hofreiter

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Welche Maßnahmen hat die Deutsche Bahn-
AG (DB AG) nach Kenntnis der Bundesregie-
rung ergriffen, damit es diesen Winter bei
Flugschneebedingungen nicht wieder zu drasti-
schen Geschwindigkeitsbegrenzungen auf al-
len Hochgeschwindigkeitsstrecken kommen
muss, und welche zusätzlichen Maßnahmen
wurden im Vergleich zum Vorjahr eingeführt,
um die Wintertauglichkeit der Züge und Infra-
struktur zu sichern?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Enak Ferlemann

vom 5. November 2010
In der DB-Pressekonferenz am 23. September 2010 informierte der
Vorstand der DB AG über geplante Maßnahmen des Konzerns in
Bezug auf Kundenservice und Qualität. In diesem Zusammenhang
ist u. a. eine Erhöhung der Verfügbarkeit der ICE/IC-Flotte durch
Vermeidung von Funktionsstörungen aufgrund von Feuchtigkeits-
eintritt wie z. B. Flugschnee im Winter geplant. Zudem soll ein ver-
besserter Schutz gegen den durch Eisabwurf hervorgerufenen so ge-
nannten Schotterflug erzielt werden. Diese Maßnahmen werden von
weiteren flankierenden Maßnahmen im Rahmen einer Technik- und
Investitionsinitiative begleitet. Im Bereich der Infrastruktur beabsich-
tigt die DB AG, durch eine Verbesserung der internen Prozesse, Er-
höhung der Personalressourcen, verbesserte Koordination und Kon-
trolle der Schneeräumfirmen sowie durch optimierte Weichentechnik
den Auswirkungen der Winterperiode entgegenzuwirken. Im Übri-
gen verweise ich auf die Entscheidungen des Ausschusses für Wahl-
prüfung, Immunität und Geschäftsordnung des Deutschen Bundesta-
ges zur Abgrenzung der Zuständigkeiten Bund/Deutsche Bahn AG/
Länder infolge der Bahnreform (Anlage 1 zu Bundestagsdrucksache
13/6149 vom 18. November 1996) sowie zur Stärkung des parlamen-
tarischen Fragerechts (Bundestagsdrucksache 16/8467 vom 10. März
2008).
110. Abgeordnete
Dr. Barbara

Höll

(DIE LINKE.)
Wie viele Passagiere wurden basierend auf der
Statistik des Statistischen Bundesamtes in den
Jahren 2004 bis 2009 befördert, differenziert
nach den klassifizierten Reisezielen gemäß den
Anlagen 1 und 2 (bzw. weder 1 noch 2) zu § 11
des Entwurfs eines Luftverkehrsteuergesetzes
(LuftVStG), und gilt die Rechtsfolge in § 2
Nummer 4 LuftVStG hinsichtlich einer Flug-
unterbrechung auch dann, wenn die maßgebli-
chen Grenzen in § 2 Nummer 5 LuftVStG un-
planmäßig durch Verspätungen im Betriebsab-
lauf bedingt sind (bitte mit Begründung)?
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Jan Mücke

vom 5. November 2010
Die Differenzierung der Flugpassagiere nach Zielländern ergibt sich
jeweils aus Nummer 5.2 der Fachserie 8 Reihe 6.1 des Statistischen
Bundesamtes. Dort erfolgt ein umfassender Nachweis des gewerbli-
chen Personen-, Güter- und Postverkehrs mit Luftfahrzeugen sowie
von Starts und Landungen nach ausgewählten Flughäfen.

Der Wortlaut der Regelung in § 2 Nummer 4 des Gesetzentwurfs
geht ausschließlich von einer planmäßigen Unterbrechung der Flug-
reise durch eine Zwischenlandung aus. Unplanmäßige Verzögerun-
gen im Betriebsablauf, die die in § 2 Nummer 5 des Gesetzentwurfs
festgelegten Fristen überschreiten, führen damit nicht zu einer Be-
steuerung des Abflugs vom Ort der planmäßigen Zwischenlandung.
111. Abgeordneter
Dr. Egon

Jüttner

(CDU/CSU)
Plant die Bundesregierung die Neuansiedlung
von Bundeseinrichtungen (wissenschaftlichen
Institutionen, Aufsichtsbehörden, Agenturen)
in Mannheim und der Metropolregion Rhein-
Neckar?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Enak Ferlemann

vom 2. November 2010
Eine Abfrage des Bundesministeriums für Verkehr, Bau und Stadt-
entwicklung hat ergeben, dass die Bundesregierung keine Neuansied-
lung von Bundeseinrichtungen in Mannheim und der Metropol-
region Rhein-Neckar plant.
112. Abgeordnete
Anette

Kramme

(SPD)
Wann beabsichtigt die Bundesregierung die
Maßnahme mit der laufenden Nummer 371 im
Bundesverkehrswegeplan – Ausbau der B 470
(östliche Ortsumfahrung Forchheim) – zu rea-
lisieren, und wie schätzt die Bundesregierung
den aktuellen verkehrlichen Bedarf ein?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs

Dr. Andreas Scheuer

vom 4. November 2010
Der Bau der Bundesstraße 470, Ost-Ortsumgehung Forchheim, ist
im Bedarfsplan für die Bundesfernstraßen als Maßnahme des Weite-
ren Bedarfs mit Planungsrecht sowie mit besonderem naturschutz-
fachlichen Planungsauftrag eingestuft. Mit dieser Einstufung hat der
Bund der bayerischen Straßenbauverwaltung die Möglichkeit einge-
räumt, die Planungen für das Projekt aufzunehmen.

Zur Trassenfindung der Ost-Ortsumfahrung hat die bayerische Stra-
ßenbauverwaltung eine FFH-Verträglichkeitsprüfung (FFH: Flora-
Fauna-Habitat) in Auftrag gegeben. Die Ergebnisse sollen Ende
2010 vorliegen. Gegenwärtig erfolgt die Erarbeitung von Trassen-
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varianten, die im Anschluss mit den Naturschutzbehörden und Ge-
meinden im Hinblick auf die von den Varianten berührten Belange
diskutiert und bewertet werden sollen.

Über den Realisierungszeitpunkt und damit die Finanzierung der
Ortsumgehung kann heute noch keine konkrete Aussage getroffen
werden. Wann der Ausbau in den nächsten Jahren verwirklicht wer-
den kann, wird nach Vorliegen eines bestandskräftigen Baurechtsbe-
schlusses zu erörtern sein. Priorität liegt zunächst auf der Verwirk-
lichung der im Bedarfsplan für die Bundesfernstraßen im Vordring-
lichen Bedarf eingestuften Projekte.

Der Bedeutung der Bundesstraße entsprechend sieht der Bund nach
wie vor einen verkehrlichen Bedarf auch zur Verwirklichung des öst-
lichen Teils der Ortsumgehung Forchheim.
113. Abgeordnete
Anette

Kramme

(SPD)
Welche Erkenntnisse liegen der Bundesregie-
rung hinsichtlich der Kritik von Anliegern an
den ökologischen Auswirkungen des Ausbaus
der B 470 (östliche Ortsumfahrung Forchheim)
vor, insbesondere mit Blick auf den Arten-
schutz im Wiesental?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs

Dr. Andreas Scheuer
vom 4. November 2010
In dem derzeitigen Planungsstadium erfolgt zunächst die Erarbei-
tung möglicher Trassenvarianten sowie die naturschutzfachliche Un-
tersuchung des Planungsraumes durch die bayerische Straßenbauver-
waltung. Dies ist noch nicht abgeschlossen. Üblicherweise erfolgt die
Projektabstimmung zwischen Bund und Land aufbauend auf den Er-
gebnissen der Voruntersuchung und steht damit in einem nächsten
Planungsschritt noch an.

Dem BMVBS liegen daher derzeit keine aktuellen Unterlagen zu
den ökologischen Auswirkungen vor.
114. Abgeordneter
Oliver

Krischer

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Wie begründet die Bundesregierung die Kos-
tensteigerung der B 265 – Ortsumgehung
Hürth-Hermülheim – von ursprünglich veran-
schlagten 17,7 Mio. Euro im Jahr 2003 (vgl.
www.bmvbs.de) auf 31,231 Mio. Euro, welche
am 18. Februar 2010 vom BMVBS genehmigt
wurde, und welche konkreten Auswirkungen
hat das auf die Umsetzung der Ortsumgehung
und das damit einhergehende veränderte Kos-
ten-Nutzen-Verhältnis?
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Enak Ferlemann

vom 4. November 2010
Für den Bau der Ortsumgehung Hürth-Hermülheim betragen die
Gesamtkosten der am 18. Februar 2010 genehmigten Kostenberech-
nung 21,2 Mio. Euro. Davon entfallen auf den Bund Kosten in Höhe
von 19,8 Mio. Euro. Die Kostensteigerung für den Bund beträgt
somit 2,1 Mio. Euro. Die Wirtschaftlichkeit der Maßnahme ist auch
mit den derzeit aktuellen Kosten gegeben.
115. Abgeordneter
Stephan

Kühn

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
An wie vielen Tagen im Jahr wurde auf der El-
bestrecke E 1 von Schöna bis Dresden die
Fahrrinnentiefe von 1,6 Metern seit 1995 nicht
erreicht (in Jahresscheiben), und an wie vielen
Tagen im Jahr war eine Tauchtiefe von 1,4
Metern auf der Elbestrecke E 1 von Schöna bis
Dresden seit 1995 nicht gewährleistet (in Jah-
resscheiben)?
116. Abgeordneter
Stephan

Kühn

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Auf welchem Elbeabschnitt steht in der Fluss-
sohle Festgestein an, und mit wie viel Zentime-
tern Flottwasser wird für die Frachtschifffahrt
bei festem Flussgrund (Festgestein), bei Sand
bzw. Kies als Untergrund gerechnet?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Enak Ferlemann

vom 2. November 2010
Der Wasser- und Schifffahrtsdirektion Ost liegen für die Elbestrecke
E 1 bezüglich der Fahrrinnentiefen in den zurückliegenden Jahren
folgende Daten vor:

Unterschreitungstage 1,6 m Elbe, d. h. Tage mit 1,59 m und weniger
Fahrrinnentiefe
Auf der Grundlage der bekannt gegebenen Informationen über die
zur Verfügung stehenden Fahrrinnentiefen legt der jeweilige Schiffs-
führer die Abladetiefe seines Schiffes in eigener Verantwortung fest.
117. Abgeordnete
Monika

Lazar

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Stehen die Ausbaumaßnahmen zur Schaffung
neuer Vorfeldeinrichtungen an der Nordbahn
des Flughafens Leipzig/Halle (Fertigstellungs-
termin 30. März 2012) im Zusammenhang mit
dem Auftrag Luftverkehr 2009/S 239-341796
und dem Rahmenfrachtvertrag über die
Durchführung von Lufttransportleistungen zur
Versorgung von militärischen und zivilen
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Dienstleistern der Bundeswehr, und falls ja,
welche Fluggeräte sollen später dort zum Ein-
satz kommen?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Jan Mücke

vom 4. November 2010
Im Rahmen der Bundesauftragsverwaltung sind die jeweiligen Bun-
desländer für die in ihrem Bundesland gelegenen Flugplätze für Auf-
gaben im Zusammenhang mit der Genehmigung und dem Betrieb
von Flugplätzen zuständig. Eine unmittelbare Auskunft über den
Sachstand, Umfang, Zweck und Auswirkungen eventueller Ausbau-
maßnahmen des Flughafens Leipzig/Halle kann daher nur die zu-
ständige Luftfahrtbehörde des Freistaates Sachsen erteilen.

Nein. Nach Auskunft des Freistaates Sachsen erfordert der steigende
Frachtumschlag am Flughafen Leipzig/Halle und der damit einher-
gehende wachsende Bedarf an Vorfeldkapazitäten eine Erweiterung
der Flugbetriebsflächen. Die geplanten Anlagen sind Teil der zentra-
len Infrastruktur des Flughafens und stehen allen heutigen und zu-
künftigen Nutzern des Flughafens offen.
118. Abgeordnete
Monika

Lazar

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Mit welcher zusätzlichen Lärmbelästigung ist
nach der Beendigung der o. g. Baumaßnahmen
auf dem Flughafen Leipzig/Halle zu rechnen?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Jan Mücke

vom 4. November 2010
Die Bundesregierung hat keine eigenen Kenntnisse hierüber (siehe
Antwort zu Frage 117).

Nach Auskunft des Freistaates Sachsen sind die zu erwartenden
Lärmbelastungen in der Fluglärmprognose im Rahmen der Planfest-
stellung zum Ausbauvorhaben Start- und Landebahn Süd mit Vor-
feld (Beschluss vom 4. November 2004) berücksichtigt. Die Flug-
lärmprognose wird bis 2016 jährlich auf der Grundlage der tatsäch-
lichen Verkehre nachgerechnet. Die Planfeststellungsbehörde behält
sich im Ergebnis nachträgliche Anordnungen vor, insbesondere zur
Abgrenzung des Nachtschutzgebietes.

Die Lärmbelastungen werden maßgeblich von der Verkehrsentwick-
lung beeinflusst. Ob und welche zusätzlichen Lärmbelastungen ent-
stehen, ist derzeit nicht quantifizierbar.
119. Abgeordnete
Hilde
Mattheis

(SPD)
Ist die Verwirklichung des Vorhabens der Neu-
baustrecke Wendlingen–Ulm abhängig von
der Realisierung der Pläne zur Umgestaltung
des Stuttgarter Kopfbahnhofs in einen tief ge-
legenen Durchgangsbahnhof, und wenn nein,
welche Auswirkungen hätte dies ggf. auf die
laufenden Planungen der Neubaustrecke?
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Enak Ferlemann

vom 5. November 2010
Die Realisierung der Neubaustrecke (NBS) Wendlingen–Ulm ist mit
einer Einbindung in den neuen Knoten Stuttgart im Rahmen des
Projekts „Stuttgart 21“ geplant. Die Einzelfinanzierungsvereinbarun-
gen zum Bundesanteil an „Stuttgart 21“ und der NBS Wendlingen–
Ulm wurden zwischen Bund und DB AG am 2. April 2009 unter-
zeichnet. Eine Änderung dieser Pläne ist nicht vorgesehen.
120. Abgeordneter
Thomas

Oppermann

(SPD)
Warum ist an der Autobahn 2 in Höhe Burg
eine Spur in Richtung Berlin auf einer Länge
von ca. 8 Kilometern gesperrt, ohne dass dort
Bauarbeiten stattfinden?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Jan Mücke
vom 4. November 2010
Auf der Autobahn 2, Richtungsfahrbahn Berlin, werden derzeit zwi-
schen der Anschlussstelle Burg-Ost und der Anschlussstelle Theeßen
(Streckenkilometer 69,15 bis Kilometer 61,00) Straßenerhaltungs-
maßnahmen an der Betonfahrbahn durchgeführt.

Laut Aussage der Straßenbauverwaltung des Landes Sachsen-Anhalt
ist für die Abwicklung der Bauarbeiten die vollständige Ausnutzung
des Tageslichtes vertraglich vereinbart, bei Einzelgewerken wird
auch in der Nacht gebaut. Aus bautechnologischen Gründen können
allerdings einzelne Arbeiten bei feuchter und nasser Witterung nicht
durchgeführt werden.
121. Abgeordneter
Thomas

Oppermann

(SPD)
Hat sich der Bundesminister für Verkehr, Bau
und Stadtentwicklung, Dr. Peter Ramsauer,
entsprechend seiner Ankündigung in der
„Bild“ vom 2. August 2010 schon dafür einge-
setzt, dass die o. g. Bauarbeiten beschleunigt
werden?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Jan Mücke

vom 4. November 2010
Ja.
122. Abgeordneter
Thomas

Oppermann
(SPD)
Wann ist mit einer Aufnahme von Arbeiten zu
rechnen, und erfolgt der Abschluss noch in die-
ser Wahlperiode?
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Jan Mücke

vom 4. November 2010
Nach Angabe der Straßenbauverwaltung des Landes Sachsen-Anhalt
wird der jetzt gesperrte Abschnitt von ca. 8 Kilometern Länge je
nach Witterung Ende November 2010 fertiggestellt.
123. Abgeordnete
Lisa

Paus

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Liegt der Forschungsreaktor des Helmholtz-
Zentrums in Berlin-Wannsee in einer der ge-
planten Haupt- und/oder Nebenflugrouten des
Flughafens Berlin Brandenburg International?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Jan Mücke

vom 5. November 2010
Um den Forschungsreaktor ist, analog der Vorgehensweise bei Kern-
kraftwerken, zum Schutz ein Flugbeschränkungsgebiet (ED-R4) ein-
gerichtet worden. Dieses hat einen Radius von 0,8 Nautischen Mei-
len (ca. 1 500 m) und eine Höhe von 2 200 Fuß MSL (ca. 600 m über
Grund) und darf nicht durchflogen werden. Dies bedeutet, dass eine
der Abflugstrecken oberhalb des Flugbeschränkungsgebiets ED-R4
verläuft. Dieses Verfahren ist üblich und wird in Deutschland bei
ähnlich gelagerten Fällen angewandt.
124. Abgeordneter
Florian

Pronold

(SPD)
Stimmt die Bundesregierung der in seinem
Gutachten vom 5. Oktober 2010 geäußerten
Einschätzung von Prof. Dr. Kirchhoff zu, dass
der Umbau des Eisenbahnknotens Stuttgart
(Projekt „Stuttgart 21“) im Bedarfsplan für die
Bundesschienenwege als laufendes und fest dis-
poniertes Vorhaben enthalten und schon daher
das Land Baden-Württemberg gehindert sei,
aus „finanzwirtschaftlichen Vollzugsverträ-
gen“ (z. B. die Finanzierungsvereinbarung
zwischen Baden-Württemberg und den Eisen-
bahninfrastrukturunternehmen) auszusteigen?
125. Abgeordneter
Florian

Pronold

(SPD)
Hält die Bundesregierung an ihrer bisherigen
Haltung fest, das Projekt „Stuttgart 21“ sei ein
eigenwirtschaftliches Projekt der Deutschen
Bahn AG (Bundestagsdrucksache 16/10233,
Antwort der Bundesregierung zu den Fragen 3
und 4), und zieht die Bundesregierung daraus
den gleichen Schluss wie die Wissenschaftli-
chen Dienste des Deutschen Bundestages
(Gutachten WD 3 – 403/10), nach dem das
Land Baden-Württemberg durch einen einseiti-
gen Ausstieg aus der Finanzierung nicht gegen
bundesrechtliche Bindungen verstieße?
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Enak Ferlemann

vom 1. November 2010
Bei „Stuttgart 21“ handelt es sich nicht um ein Projekt des Bedarfs-
plans für die Bundesschienenwege, sondern um ein eigenwirt-
schaftliches Projekt der Deutschen Bahn AG. Die Eisenbahninfra-
strukturunternehmen sind Vorhabenträger und Bauherr. Das Land
Baden-Württemberg, die Stadt Stuttgart, der Verband Region Stutt-
gart und die Flughafen Stuttgart GmbH beteiligen sich als Aufgaben-
träger an der Finanzierung.

Im Bundesverkehrswegeplan 2003 wird die Ausbaustrecke/Neubau-
strecke Stuttgart–Ulm–Augsburg wie folgt beschrieben: „NBS Stutt-
gart–Ulm für 250 km/h, Einbindung in den Knoten Stuttgart; ABS
Ulm–Augsburg mit Ausbau auf bis zu 200 km/h“. Insofern über-
nimmt der Bund aus Bedarfsplanmitteln mit einem Festbetrag
i. H. v. 563,8 Mio. Euro für das Projekt „Stuttgart 21“ ausschließlich
den Anteil, der für die Einbindung der NBS in den Knoten Stuttgart
auch ohne Verwirklichung von „Stuttgart 21“ erforderlich gewesen
wäre.

Nach Angaben der Vorhabenträger sieht der Vertrag zwischen der
DB AG und den Projektpartnern nach dem 31. Dezember 2009 kei-
nen Abbruch des Projekts mehr vor.
126. Abgeordnete
Dorothea

Steiner

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
An wie vielen Tagen im Jahr wurde auf der
Elbestrecke E 4 von der Elstermündung bis
zur Saalemündung die Fahrrinnentiefe von
1,6 Metern seit 1995 nicht erreicht, und an wie
vielen Tagen im Jahr war eine Tauchtiefe von
1,4 Metern auf der Elbestrecke E 4 von der
Elstermündung bis zur Saalemündung seit
1990 nicht gewährleistet (bitte jeweils in Jah-
resscheiben angeben)?
127. Abgeordnete
Dorothea

Steiner

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
An wie vielen Tagen im Jahr wurde auf der El-
bestrecke E 5 von der Saalemündung bis Mag-
deburg die Fahrrinnentiefe von 1,6 Metern seit
1995 nicht erreicht, und an wie vielen Tagen
im Jahr war eine Tauchtiefe von 1,4 Metern
auf der Elbestrecke E 5 von der Saalemündung
bis Magdeburg seit 1990 nicht gewährleistet
(bitte jeweils in Jahresscheiben angeben)?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Enak Ferlemann

vom 2. November 2010
Der Wasser- und Schifffahrtsdirektion Ost liegen für die Elbestre-
cken E 4 und E 5 bezüglich der Fahrrinnentiefe in den zurückliegen-
den Jahren folgende Daten vor:
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Unterschreitungstage 1,6 m Elbe, d. h. Tage mit 1,59 m und weniger
Fahrrinnentiefe
128. Abgeordneter
Markus

Tressel
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Was sagt die Bundesregierung zu Zahlen der
Europäischen Kommission, wonach lediglich
ein Drittel der in der EU Reisenden einmal et-
was von ihren Rechten als Fluggast „gehört“
hat und zu den Zahlen der Stiftung Warentest,
dass in Deutschland 86 Prozent der Fluggäste
nicht durch die Fluggesellschaften informiert
werden, und wie bewertet die Bundesregierung
dies im Zusammenhang mit der Fluggastrech-
teverordnung (EG) Nr. 261/2004?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Jan Mücke
vom 5. November 2010
Der Bundesregierung liegen keine gesicherten Erkenntnisse darüber
vor, in welchem Umfang Flugreisenden die Bestimmungen der Ver-
ordnung (EG) Nr. 261/2004 bekannt sind.
129. Abgeordneter
Markus

Tressel
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Sieht die Bundesregierung in Verspätungen,
Annullierungen, Fällen von Nichtbeförderung
oder Herabstufung geeignete Parameter für
eine Evaluation der Rechtsdurchsetzung von
Fluggastrechten, und wenn ja, wann plant die
Bundesregierung eine Überarbeitung des § 12
des Luftverkehrsstatistikgesetzes?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Jan Mücke

vom 5. November 2010
Nein.
130. Abgeordneter
Jürgen

Trittin

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Wie beurteilt die Bundesregierung die Stre-
ckung der Bautätigkeit, die in einem Bericht
des „Göttinger Tagesblatt“ vom 25. Oktober
2010 dargestellt wurde, nach dem bei der Orts-
umgehung Waake erst ab 2012 mit verstärkter
Bautätigkeit zu rechnen ist, und kann vor
diesem Hintergrund noch von einem Projekt
im Rahmen des Konjunkturpakets gesprochen
werden?
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131. Abgeordneter
Jürgen

Trittin

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Kann die Bundesregierung den Bericht des
„Göttinger Tageblatt“ bestätigen, dass die
Streckung der Bautätigkeit mit Änderungen
der Finanzierungsrichtlinien zusammenhängt,
und wenn ja, mit welchen?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Enak Ferlemann

vom 2. November 2010
Trotz notwendiger Einsparungen im Bundeshaushalt sieht die gelten-
de Finanzplanung ab 2011 für die Bundesfernstraßeninvestitionen in
den kommenden Jahren annähernd das Niveau entsprechend dem
Jahr 2010 vor, allerdings ohne die zusätzlichen Mittel aus den Kon-
junkturpaketen.

Nachdem im letzten und in diesem Jahr aufgrund der Konjunktur-
pakete und der Mautmehreinnahmen bundesweit mit den Baumaß-
nahmen an einer großen Anzahl von Bundesfernstraßen begonnen
werden konnte, muss dementsprechend die Bautätigkeit im Bundes-
fernstraßenbereich bundesweit den finanziellen Rahmenbedingun-
gen angepasst werden. Das betrifft auch die Ortsumgehung Waake
im Zuge der Bundesstraße 27, deren Bau nur aufgrund des Konjunk-
turpakets I im März dieses Jahres begonnen werden konnte. Wegen
der mehrjährigen Bauphase war ohnehin von einer Beendigung der
Maßnahme nach dem Auslaufen des Konjunkturpakets auszugehen.
Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Umwelt,
Naturschutz und Reaktorsicherheit
132. Abgeordneter
Garrelt

Duin

(SPD)
Welche Position hat die Bundesregierung auf
der OSPAR-Konferenz, auf der sich Ende Sep-
tember 2010 in Norwegen Regierungsvertreter
aller Anrainerstaaten des Nordostatlantiks und
der Nordsee getroffen haben, in der Frage
eines Moratoriums von Ölbohrungen in Nord-
atlantik und Nordsee vertreten, und welche Be-
schlüsse sind auf der Konferenz in dieser Fra-
ge gefasst worden?
Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin

Katherina Reiche

vom 1. November 2010
Die Bundesregierung hat der OSPAR 2010 fristgerecht 5 Wochen
vor der Sitzung den Entwurf einer OSPAR-Empfehlung vorgelegt.
Die Zielrichtung dieser Empfehlung bestand darin, den Unfall
der „Deepwater Horizon“ zu analysieren, festzustellen, ob solche
Umstände auch im OSPAR-Gebiet eintreten könnten, die Risiken
von Tiefwasserexplorationsbohrungen mit komplexen Bedingungen
(hoher Lagerstättendruck, hohe Temperaturen) darzustellen, aufzu-
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zeigen, wie diese Risiken auf ein sicher beherrschbares Maß redu-
ziert werden können sowie Maßnahmen und/oder eine Leitlinie zu
entwickeln, die höchste Sicherheitsstandards zum Schutz des Men-
schen und der Umwelt sicherstellen. Dabei sollten im Rahmen des
North Sea Offshore Authorities Forum und auf der Ebene der Euro-
päischen Union erzielte Ergebnisse berücksichtigt werden. In diesem
Zusammenhang sollten die Vertragsparteien auch prüfen, ob es ggf.
erforderlich wäre, solche Explorationsbohrungen zeitweise auszuset-
zen (im Titel als Moratorium angesprochen). Die Ergebnisse sollten
der OSPAR 2011 zur Prüfung vorgelegt werden.

Dieser Entwurf wurde von der deutschen Delegation bei der OSPAR
vorgestellt und begründet, fand in dieser Form aber keine ausrei-
chende Unterstützung.

Von einer Arbeitsgruppe aus Vertragsparteien, Industrie- und Um-
weltorganisationen, in der die deutsche Delegation mitgewirkt hat,
wurde während der OSPAR-Sitzung die „OSPAR Recommendation
2010/18 on the prevention of significant acute oil pollution from off-
shore drilling activities“ erarbeitet und schließlich von allen Vertrags-
parteien angenommen. Die Empfehlung sieht vor, dass die Vertrags-
parteien – im Lichte verfügbar werdender Untersuchungsergebnisse
– im Sinne der Vorsorge mit Dringlichkeit die vorhandenen Rah-
menwerke überprüfen, einschließlich der Genehmigungsverfahren
für Bohrungen unter Extrembedingungen (z. B. Tiefe, Druck, Wet-
ter), Erfahrungen aus dem „Deepwater Horizon“-Unfall zur Anwen-
dung bringen und entsprechende Ergebnisse der OSPAR 2011 auf
dem Wege über das Offshore Industry Committee berichten. Bohr-
aktivitäten unter Extrembedingungen sind auf der Einzelfallbasis vor
Erteilung einer Genehmigung zu bewerten. Auf der Basis der vorge-
nannten Überprüfung sollen die Vertragsparteien einzeln oder ge-
meinsam im Rahmen des OSPAR-Übereinkommens Maßnahmen
ergreifen, sofern es erforderlich ist.

Die verabschiedete Empfehlung spricht die Möglichkeit der zeitwei-
sen Aussetzung solcher Bohraktivitäten unter Extrembedingungen
nicht ausdrücklich an, schließt sie aber auch nicht aus.
133. Abgeordneter
Klaus
Hagemann

(SPD)
Wie ist der aktuelle Sachstand beim Umbau
des Schachtes Konrad insbesondere in Bezug
auf den Betriebsbeginn und daraus ggf. resul-
tierende Mehrkosten für den Bund im Hin-
blick auf Interviewäußerungen des Geschäfts-
führers der bundeseigenen Energiewerke Nord
GmbH (EWN), Dieter Rittscher, der in der
„Frankfurter Rundschau“ vom 26. September
2010 auf eine Verzögerung der Inbetriebnah-
me bis 2019 und Mehrkosten von 1 Mrd. Euro
sowie die Aufforderung des Bundesmi-
nisteriums für Umwelt, Naturschutz und Reak-
torsicherheit an die Deutsche Gesellschaft zum
Bau und Betrieb von Endlagern für Abfallstof-
fe mbH (DBE) auf Vorlage eines neuen Zeit-
plans im Oktober 2010 hingewiesen hat, und
welche – insbesondere finanziellen – Konse-
quenzen ergeben sich daraus für die gesetz-
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lichen Endlageraufwendungen im Allgemeinen
und die in Kapitel 30 04 Titel 685 81 veran-
schlagten Endlagervorausleistungen des Ent-
wurfs des Bundeshaushalts 2011 im Besonde-
ren?
Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin

Ursula Heinen-Esser

vom 3. November 2010
Im März dieses Jahres hatte das Bundesamt für Strahlenschutz (BfS)
dem Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsi-
cherheit (BMU) einen Projektübersichtsplan übermittelt, der die Er-
richtung des Endlagers Konrad für Ende 2014 ausweist. Im Juni
2010 hat das BfS dem BMU berichtet, dass sich eine Inbetriebnahme
des Endlagers erst Anfang 2019 abzeichne.

Das BMU hat daraufhin das BfS beauftragt, den Terminplan zu
überarbeiten und bis spätestens Ende Oktober 2010 eine neue Fas-
sung vorzulegen. Dabei soll das BfS alle Möglichkeiten, die Ablauf-
pläne zur Errichtung des Endlagers für schwach- und mittelaktiven
Atommüll zu optimieren, ausschöpfen. Außerdem hat das Bundesmi-
nisterium der Finanzen (BMF) im Einvernehmen mit dem BMU
über seine Beteiligung Energiewerke Nord GmbH veranlasst, dass
eine Prozessanalyse der relevanten Geschäftsprozesse für die Pla-
nung und Errichtung des Endlagers Konrad beim BfS und der Deut-
schen Gesellschaft zum Bau und Betrieb von Endlagern für Abfall-
stoffe mbH erstellt wird.

Die finanziellen Konsequenzen einer Inbetriebnahme des Endlagers
Konrad erst im Jahr 2019 wären erheblich; der Bundeshaushalt wür-
de nach vorläufigen Schätzungen mit Mehrkosten von rund einer
halben Milliarde Euro belastet.

Das BMU und das BMF werden gemeinsam mit dem BfS und der
DBE nach sorgfältiger Analyse alle erforderlichen Schritte einleiten,
um eine Verzögerung der Inbetriebnahme des Schachtes Konrad
und damit auch eine Kostensteigerung so weit wie möglich zu ver-
meiden.
134. Abgeordnete
Bärbel
Höhn

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Kann ein Betreiber von Atomkraftwerken hier
in Deutschland durch die Verwendung von
Thorium 232 in Mischoxidbrennelementen
den Steuertatbestand bei der Brennelemente-
steuer umgehen, und in wie vielen der 17 Atom-
kraftwerke wäre der Einsatz von Thorium von
den technischen Voraussetzungen her mög-
lich?
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin

Ursula Heinen-Esser

vom 4. November 2010
Die in der Frage beschriebenen Brennelemente werden in den in Be-
trieb befindlichen Kernkraftwerken in Deutschland nicht verwendet.
Eingesetzt werden ausschließlich Uran- und Uran-/Plutonium-Misch-
oxidbrennelemente. Der Einsatz der in der Frage beschriebenen
Brennelemente ist auch in den Genehmigungen zum Betrieb von An-
lagen zur Spaltung von Kernbrennstoffen zur gewerblichen Erzeu-
gung von Elektrizität nicht vorgesehen.
135. Abgeordnete
Sylvia

Kotting-Uhl
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Von welcher jeweiligen, also spezifisch anfal-
lenden, Gesamtmasse abgebrannter Brennele-
mente geht die Bundesregierung für die
11 Standortzwischenlager bei den Atomkraft-
werken außer Biblis bezüglich der immer noch
gesetzlich geltenden Reststrommengenrege-
lung gemäß der Atomgesetzesnovelle von 2002
aus (es wird explizit kein Bezug auf die geplan-
ten Laufzeitverlängerungen genommen, da das
entsprechende Gesetz noch nicht in Kraft ge-
treten ist)?
Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin

Ursula Heinen-Esser

vom 3. November 2010
Unter Zugrundelegung der derzeit geltenden Strommengenregelung
gemäß der Atomgesetzesnovelle aus dem Jahr 2002 geht die Bundes-
regierung von einer Gesamtmasse von rund 9 700 Tonnen Schwer-
metall in Form von bestrahlten Brennelementen aus, die an den in
der folgenden Tabelle genannten 12 Standorten mit in Betrieb be-
findlichen Kernkraftwerken vorhanden ist (der Vollständigkeit hal-
ber wurde der Standort Biblis mit aufgeführt). Die kraftwerksspezi-
fische Aufschlüsselung ist aus der nachfolgenden Tabelle ersichtlich
(auf 10 Tonnen gerundet). Über die Verteilung der jeweiligen Menge
auf das Nasslager des jeweiligen Reaktors und das Standortzwischen-
lager kann keine Aussage getroffen werden, da dies im Ermessen des
Betreibers liegt.
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136. Abgeordneter
Ulrich

Maurer

(DIE LINKE.)
Kann die Bundesregierung in dem Vorgehen
der in dem Bericht der Umweltorganisation
Climate Action Network Europe (CAN
Europe – CAN-E) genannten Konzerne
E.ON, BASF u. a., Kandidaten zu den US-
Senatswahlen finanziell zu unterstützen, die
Klimaschutzgesetze blockieren, eine Konterka-
rierung der deutschen Klimapolitik erkennen,
bzw. welche Auswirkung hat die Blockade
amerikanischer Klimaschutzgesetze auf die
Klimapolitik der Bundesregierung?
Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin

Katherina Reiche

vom 2. November 2010
Zur Spenden- und Wahlkampfpraxis in anderen Ländern gibt die
Bundesregierung keine Stellungnahme ab.

Die Bundesregierung definiert ihre eigenen klima- und energiepoliti-
schen Leitlinien. Innenpolitische Entwicklungen in anderen Ländern
haben hierauf keinen unmittelbaren Einfluss.
137. Abgeordnete
Dr. Marlies

Volkmer

(SPD)
Wird sich die Bundesregierung dafür einset-
zen, die Haltung für den Menschen potentiell
gefährlicher exotischer Tiere in Privathaushal-
ten zu verbieten, damit Menschen nicht mehr
durch derartige entflohene Tiere gefährdet
werden, wie dies in der Vergangenheit häufig
der Fall war, und wenn nein, warum nicht?
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin

Katherina Reiche

vom 2. November 2010
Grundsätzlich unterliegen alle Formen des Umgangs (Haltung, Han-
del, Vermehrung etc.) mit den in Rede stehenden gefährlichen exoti-
schen Tieren den Bestimmungen des Polizei- und Ordnungsrechts
der Länder, des Tierschutzgesetzes und, soweit es sich um besonders
geschützte Arten handelt, wegen deren Bestandsgefährdung den spe-
ziellen Regelungen des internationalen, europäischen und deutschen
Artenschutzrechts. Der Vollzug, das heißt die konkrete Umsetzung
der Bestimmungen, obliegt dabei den jeweiligen Länderbehörden.

§ 2 des Tierschutzgesetzes bestimmt, dass derjenige, der ein Tier hält,
betreut oder zu betreuen hat unter anderem das Tier seiner Art und
seinen Bedürfnissen entsprechend angemessen ernähren, pflegen
und verhaltensgerecht unterbringen muss. Außerdem muss er über
die hierfür erforderlichen Kenntnisse und Fähigkeiten verfügen. Ge-
werbliche Anbieter und Züchter bedürfen zudem einer Erlaubnis
nach § 11 des Tierschutzgesetzes. Die Bundesartenschutzverordnung
(BArtSchV) beinhaltet auch eine Kontrolle dergestalt, dass gemäß
§ 7 Absatz 2 BArtSchV die Haltung bestimmter besonders geschütz-
ter Wirbeltierarten gegenüber der zuständigen Landesbehörde anzu-
zeigen ist und Verstöße als Ordnungswidrigkeit bußgeldbewehrt
sind. Für diese Tiere sind auch die in § 7 Absatz 1 Nummer 2
BArtSchV enthaltenen Anforderungen an Halter und Haltungen aus-
reichend, nach der die jeweiligen Einrichtungen die Gewähr dafür
bieten müssen, dass die Tiere nicht entweichen können. Für Tierge-
hege i. S. d. § 43 Absatz 1 sowie für Zoos i. S. d. § 42 Absatz 1 des
Bundesnaturschutzgesetzes besteht ebenfalls die Verpflichtung, die
Anlagen so zu betreiben, dass dem Entweichen von Tieren vorge-
beugt wird.

Nach jetzigem Kenntnisstand sieht die Bundesregierung aus Grün-
den der Verhältnismäßigkeit keinen Handlungsbedarf für über das
geltende Recht hinausgehende Bundesregelungen zur privaten Hal-
tung gefährlicher exotischer Tiere.
Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Bildung
und Forschung
138. Abgeordnete
Ute

Kumpf

(SPD)
Welche Initiativen aus dem ehrenamtlichen Be-
reich (bitte Angaben mit Namen der Initiative
und Angabe zur Trägerschaft) haben – wie in
der Antwort der Bundesregierung vom 15. Ok-
tober 2010 auf meine Schriftliche Frage 90 auf
Bundestagsdrucksache 17/3308 mitgeteilt – be-
reits mit dem Senior Experten Service hinsicht-
lich Kooperationsmöglichkeiten im Rahmen
der Initiative „Bildungsketten“ des Bundesmi-
nisteriums für Bildung und Forschung
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(BMBF) Kontakt aufgenommen, und welche
konkreten Kooperationsmöglichkeiten bietet
der Senior Experten Service diesen Initiativen
an?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Helge Braun
vom 2. November 2010
In der Richtlinie zum „Sonderprogramm Berufseinstiegsbegleiter“
als Element der Initiative „Abschluss und Anschluss – Bildungsket-
ten bis zum Ausbildungsabschluss“ des Bundesministeriums für Bil-
dung und Forschung ist vorgesehen, dass die hauptamtlichen Berufs-
einstiegsbegleiter mit den Senior-Experten kooperieren. Das Kon-
zept des Senior Experten Service (SES) für die Kooperation mit örtli-
chen ehrenamtlichen Aktivitäten ist darauf ausgerichtet, diese zu
stärken.

Daher ist der SES an einem gemeinsamen Erfahrungsaustausch und
einer gemeinsamen Ausweitung der ehrenamtlichen Aktivitäten inte-
ressiert. So gibt es eine Reihe von Kontakten in ganz Deutschland,
in denen Kooperationen ausgelotet und zum Teil auch bereits gestar-
tet wurden, beispielsweise mit der Düsseldorfer Initiative Zukunft
e. V., der Münchener Initiative FöBE – Förderung Bürgerschaftli-
chen Engagements sowie dem Jobpatenmodell der Stadt Oldenburg.
Zudem haben auch Einzelpersonen beim SES ihr Interesse an einer
ehrenamtlichen Begleitung von Jugendlichen registrieren lassen; sie
werden zu vorbereitenden Schulungsseminaren eingeladen und da-
nach für passende Begleitungen vorgeschlagen.

Übergreifende Veranstaltungen – u. a. die Sitzung der Arbeitsgruppe
„Bildung/Qualifizierung“ des Bundesnetzwerks Bürgerschaftliches
Engagement (BBE) am 18. November 2010 und die JOBSTARTER-
Stiftungs-Fachtagung „Bildung gemeinsam gestalten – Transfer und
Nachhaltigkeit sichern“ am 30. November 2010 – werden genutzt,
um ehrenamtliche Aktivitäten untereinander und mit dem SES zu
vernetzen und zum Erfahrungsaustausch beizutragen.
139. Abgeordneter
René

Röspel

(SPD)
Mit welchen Finanzsummen unterstützt die
Bundesregierung die Forschung nach Ersatz-
stoffen für bzw. Technologien zum Recycling
von seltenen Erden?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Thomas Rachel

vom 5. November 2010
Die Thematik „Recycling und Substitution seltener Erden“ wird im
Rahmen der Fördermaßnahme „r2 Innovative Technologien für Res-
sourceneffizienz – rohstoffintensive Produktionsprozesse“ mit rund
1,5 Mio. Euro gefördert. Weiterhin fördert das Bundesministerium
für Bildung und Forschung das Innovationsforum „Life-Cycle-Strate-
gien und Recycling für Seltene Metalle mit strategischer Bedeutung“
mit 85 000 Euro.
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Aufgrund der hohen Relevanz strategischer Metalle, darunter seltene
Erden, werden in den nächsten Tagen 2 neue Fördermaßnahmen des
BMBF im Bundesanzeiger veröffentlicht, die unter anderem die o. g.
Thematik adressieren: Dies ist im BMBF-Rahmenprogramm „For-
schung für nachhaltige Entwicklungen“ eine Fördermaßnahme zu
den Themen „Substitution und Recycling knapper Metalle und In-
dustriemineralien“ – darunter seltene Erden – und „Urban Mining“,
d. h. zur Rückgewinnung von wertvollen Rohstoffen aus Infrastruk-
tur und Altdeponien. Die zweite Fördermaßnahme „MatRessource“
zur Ressourceneffizienz (BMBF-Rahmenprogramm „Werkstoffinno-
vationen für Industrie und Gesellschaft – WING“) ist im Bereich der
Materialforschung und der Nanotechnologie angesiedelt und adres-
siert Forschung und Entwicklung von neuen Materialien durch Sub-
stitution, Erhöhung von spezifischen Materialausbeuten und Recyc-
ling von Nanomaterialien. Dies schließt neben anderen strategischen
Materialien auch die seltenen Erden ein.

Bei beiden Fördermaßnahmen sind damit u. a. auch Forschungspro-
jekte zu seltenen Erden zu erwarten.
140. Abgeordneter
René

Röspel
(SPD)
Werden nach Informationen der Bundesregie-
rung Forschungen an gentechnisch veränder-
ten Insekten durch Bundesmittel finanziert,
und wenn ja, um welche Forschungsprojekte
handelt es sich dabei?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Thomas Rachel

vom 5. November 2010
Im Rahmen der Projektförderung werden keine Vorhaben gefördert,
deren Forschungsziel gentechnisch veränderte Insekten sind bzw. in
denen Forschung an gentechnisch veränderten Insekten stattfindet.
141. Abgeordnete
Krista

Sager

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Wann beabsichtigt die Bundesregierung, den
Gesetzentwurf zur Anerkennung im Ausland
erworbener Qualifikationen und Abschlüsse
vorzulegen, und ab wann soll der mit dem Ge-
setz geschaffene Anspruch auf ein Anerken-
nungsverfahren voraussichtlich in Kraft tre-
ten?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Helge Braun
vom 5. November 2010
Das Bundesministerium für Bildung und Forschung hat den Arbeits-
entwurf eines Gesetzes zur Verbesserung der Feststellung und Aner-
kennung im Ausland erworbener Berufsqualifikationen den anderen
beteiligten Ressorts am 15. Oktober 2010 zugeleitet. Der Entwurf ist
als Artikelgesetz konzipiert, da neben dem neuen Gesetz über die
Feststellung der Gleichwertigkeit von Berufsqualifikationen – Be-
rufsqualifikationsfeststellungsgesetz ca. 60 Gesetze und Verordnun-
gen anzupassen sind.
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Ziel ist es, dieses gemeinsame Vorhaben der Bundesregierung mög-
lichst schnell zur Kabinettreife zu bringen.

Vor dem Hintergrund des laufenden Ressortverfahrens und der an-
schließenden Behandlung in Bundesrat und Bundestag kann die Fra-
ge nach dem Inkrafttreten zum gegenwärtigen Zeitpunkt noch nicht
beantwortet werden.
Geschäftsbereich des Bundesministeriums für
wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung
142. Abgeordneter
Thilo

Hoppe

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Wie ist der Stand der in der Antwort der Bun-
desregierung auf die Kleine Anfrage auf
Bundestagsdrucksache 17/2805 erwähnten
Vorbereitung der Zusammenarbeit der Bun-
desregierung mit der Republik Kolumbien in
den Bereichen „Schutz der Biodiversität/Wald-
schutz“, „kommunaler Umweltschutz“ sowie
zum Thema „Regenerative Energien/Energie-
effizienz“, und inwiefern wird dies eine Rolle
bei der Reise des Bundesministers für wirt-
schaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung
Dirk Niebel nach Kolumbien im November
2010 spielen?
Antwort der Parlamentarischen Staatssekreätrin Gudrun Kopp

vom 29. Oktober 2010
Im September 2010 wurde mit der kolumbianischen Seite der Ent-
wurf einer Schwerpunktstrategie erörtert, in der folgende Handlungs-
linien für die deutsch-kolumbianische Entwicklungszusammenarbeit
in diesem Bereich vorgeschlagen wurden:

– Schutz und nachhaltige Nutzung natürlicher Ressourcen (Biodi-
versität, Schutzgebiete)

– Kommunaler Umweltschutz (Abwasser, ggf. Abfall).

Es ist vorgesehen, eine gemeinsame Schwerpunktstrategie bei den
Regierungsverhandlungen, die im Dezember 2010 in Bonn stattfin-
den werden, zu verabschieden.

Bei diesen Regierungsverhandlungen sind Zusagen im Rahmen der
Finanziellen Zusammenarbeit für den Bereich „Naturschutz (Biodi-
versität)“ und für den Bereich „Abwasser“ vorgesehen. Das Engage-
ment wird begleitet durch eine erste Zusage im Rahmen der Techni-
schen Zusammenarbeit (TZ), die vor allem zur Stärkung des kolum-
bianischen Umweltministeriums beim Thema „Naturschutz“ einge-
setzt werden soll. Darüber hinaus ist die Zusage einer Finanzierung
im Bereich „Erneuerbare Energien/Energieeffizienz“ mittels einer
Zinsverbilligung aus der IKLU-Fazilität (IKLU: Initiative für Klima-
und Umweltschutz) vorgesehen.
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Bei der Kolumbienreise des Bundesministers wird die künftige Zu-
sammenarbeit mit Kolumbien im Rahmen des politischen Dialogs er-
örtert.
143. Abgeordneter
Thilo
Hoppe

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Welche konkreten Projekte sind unter dem
Themenschwerpunkt „Krisenprävention und
Friedensentwicklung“ geplant, und was ist das
Ergebnis der in der Antwort der Bundesregie-
rung auf die Kleine Anfrage auf Bundestags-
drucksache 17/2805 erwähnten Prüfung eines
möglichen Engagements in der technischen
Entwicklungszusammenarbeit im Rahmen des
kolumbianischen Vorhabens „Plan zur Integra-
len Konsolidierung der Macarena (PCIM)“,
die von der Deutschen Gesellschaft für Techni-
sche Zusammenarbeit (GTZ) GmbH vor Ort
durchgeführt wurde und deren Ergebnisse im
September 2010 vorliegen sollten?
Antwort der Parlamentarischen Staatssekreätrin Gudrun Kopp

vom 29. Oktober 2010
Im Themenschwerpunkt „Krisenprävention und Friedensentwick-
lung“ ist vorgesehen, die TZ-Vorhaben „Friedensentwicklung durch
Förderung der Zusammenarbeit zwischen Staat und Zivilgesellschaft
(Cercapaz)“ und „Stärkung des Rechtsstaats (Fortalesder)“ weiter-
zuführen. Die Bundesregierung unterstützt außerdem die kolumbia-
nische Staatsanwaltschaft mit dem Beratungsprojekt „ProFis“.

Bezüglich des TZ-Engagements zur Unterstützung des Vorhabens
„Plan zur Integralen Konsolierung der Macarena“ wird auf die Ant-
wort zu Frage 144 verwiesen.
144. Abgeordneter
Thilo

Hoppe

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
In welcher Form plant die Bundesregierung,
sich am kolumbianischen Vorhaben „Plan zur
Integralen Konsolidierung der Macarena
(PCIM)“ zu beteiligen, und inwiefern wurden
Akteure der kolumbianischen Zivilgesellschaft
bei der Prüfung eines möglichen Engagements
in der technischen Entwicklungszusammenar-
beit im Rahmen des o. g. kolumbianischen
Vorhabens konsultiert?
Antwort der Parlamentarischen Staatssekreätrin Gudrun Kopp

vom 29. Oktober 2010
Der kolumbianische „Plan zur Integralen Konsolidierung der Ma-
carena (PCIM)“ wird durch TZ-Beratung bei der partizipativen Er-
stellung eines Raum-/Umweltordnungsplans für die Region Macare-
na unterstützt werden. Im Verlauf der Prüfung dieser Maßnahme
wurden neben den Gesprächen mit den zuständigen Regierungsstel-
len auch andere Geber und Akteure der kolumbianischen ebenso wie
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der deutschen Zivilgesellschaft intensiv konsultiert. Die Unterstüt-
zung durch eine zunächst auf zwei Jahre angelegte TZ-Maßnahme
mit einem Volumen von bis zu 500 000 Euro wird aus dem Studien-
und Fachkräftefonds finanziert.
145. Abgeordnete
Ute

Koczy

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Mit welcher Position wird die deutsche Bun-
desregierung bezüglich der Yasuni-ITT-Initiati-
ve in die Regierungskonsultationen mit Ecua-
dor im November 2010 gehen, und unter wel-
chen Bedingungen wäre die Bundesregierung
bereit, einer finanziellen Unterstützung des bei
dem Entwicklungsprogramm der Vereinten
Nationen eingerichteten Yasuni-Treuhand-
fonds zuzustimmen?
Antwort der Parlamentarischen Staatssekreätrin Gudrun Kopp

vom 2. November 2010
Die Yasuni-ITT-Initiative ist eine interessante und innovative Idee
Ecuadors und damit eine souveräne Entscheidung der ecuadoriani-
schen Regierung. Das Bundesministerium für wirtschaftliche Zusam-
menarbeit und Entwicklung (BMZ) hat die ecuadorianischen Regie-
rung in der Anfangsphase bei der Formulierung der Initiative unter-
stützt. Die Bundesregierung wird unter den gegebenen Umständen
eine Unterstützung der Initiative dann in Betracht ziehen, wenn die
noch offenen Fragen zufriedenstellend beantwortet sind. Die Regie-
rungskonsultationen wurden auf Wunsch der ecuadorianischen Re-
gierung auf das erste Quartal 2011 verschoben.
146. Abgeordneter
Dr. Sascha

Raabe

(SPD)
Welche Maßnahmen ergreift das Bundesminis-
terium für wirtschaftliche Zusammenarbeit
und Entwicklung in den entsprechenden Gre-
mien und in Abstimmung mit den
betrieblichen Sozialpartnern der staatlichen
Durchführungsorganisationen im Bereich der
technischen Entwicklungszusammenarbeit
GTZ, Deutscher Entwicklungsdienst (DED)
und Internationale Weiterbildung und Ent-
wicklung gGmbH (Inwent), damit noch vor
der Fusion zur neuen Gesellschaft für Interna-
tionale Zusammenarbeit e. V. (GIZ) ein Über-
leitungstarifvertrag geschlossen wird, in dem
die für die Beschäftigten wesentlichen Fragen
wie Arbeitsplatzsicherheit, Mitbestimmung,
Altersversorgung und einheitliches Bezahlni-
veau geregelt sind, und wenn das BMZ keine
Maßnahmen ergreift, warum nicht?
Antwort der Parlamentarischen Staatssekreätrin Gudrun Kopp

vom 7. Oktober 2010
Das BMZ hat seit Mai 2010 mehrfach zu Arbeits- und Tarifgesprä-
chen eingeladen, in denen die Tarifverhandlungen, die seit dem
28. September 2010 laufen, vorbereitet wurden. Das BMZ begleitet
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diesen Prozess, der zwischen den Tarifparteien stattfindet, nunmehr
als konstruktiver Beobachter.

Die vor der Fusion getroffenen Vereinbarungen können, soweit rele-
vant, Eingang in den Fusionsvertrag finden. Diejenigen Verhand-
lungspunkte, die nicht abschließend geklärt werden können, werden
auch danach weiter zwischen den Tarifparteien zu verhandeln und
zu vereinbaren sein.
147. Abgeordnete
Karin

Roth

(Esslingen)

(SPD)
Mit welchen Maßnahmen stellt das Bundesmi-
nisterium für wirtschaftliche Zusammenarbeit
und Entwicklung unter Kenntnisnahme des
am 19. Oktober 2010 veröffentlichten Berichts
von Human Rights Watch „Development
Without Freedom: How Aid Underwrites Re-
pression in Ethiopia“, der dokumentiert, wie
die äthiopische Regierung Spenden und Hilfs-
güter instrumentalisiert, um die Vormachtstel-
lung der regierenden Revolutionären Demo-
kratischen Front der Äthiopischen Völker
(EPRDF) zu sichern, sicher, dass die Mittel
der deutschen Entwicklungszusammenarbeit
in Höhe von 96 Mio. Euro von 2009 bis 2011
in Äthiopien transparent und verantwortungs-
voll eingesetzt und nicht als politisches Druck-
mittel missbraucht werden, und in welcher
Form wird die Bundesregierung die Ergebnis-
se des Berichts in zukünftige Regierungsver-
handlungen mit Äthiopien einbinden?
Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Gudrun Kopp
vom 3. November 2010
Die Bundesregierung nimmt die Vorwürfe der Human-Rights-
Watch-Studie zu Äthiopien sehr ernst und wird sie in Gesprächen
mit der äthiopischen Regierung aufgreifen und thematisieren.

Die für Äthiopien wichtigsten Geber haben nach Bekanntwerden der
Vorwürfe bereits im Frühjahr 2010 eine eigene Untersuchung zur
politischen Instrumentalisierung der Entwicklungszusammenarbeit
durchgeführt. Diese Untersuchung hat keine Hinweise auf eine syste-
matische und flächendeckende Instrumentalisierung der Entwick-
lungszusammenarbeit ergeben. Einzelfälle können aber nicht ausge-
schlossen werden.

Um politischer Instrumentalisierung und Missbrauch von Mitteln
vorzubeugen, wurden wirksame Sicherungsmaßnahmen in die Pro-
gramme eingebaut, die in Äthiopien implementiert werden. Im Ge-
berkreis bemüht sich die Bundesregierung ständig darum, diese
Sicherungsmaßnahmen weiter zu verbessern, z. B. durch unabhän-
gige Überprüfungen und die Erhöhung von Transparenz.

Zudem hat das BMZ nach der Veröffentlichung der Studie von
Human Rights Watch unmittelbar die staatlichen Durchführungs-
organisationen aufgefordert, die Vorwürfe systematisch für die deut-
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sche Entwicklungszusammenarbeit zu überprüfen, auch wenn deut-
sche Programme in der Studie nicht explizit genannt werden. Äthio-
pien erhält keine allgemeine Budgethilfe, weder von Deutschland
noch von anderen Gebern. Wie im Bericht gefordert, wird das BMZ
die allgemeine Budgethilfe – die Deutschland 2005 eingestellt hatte –
nicht wieder aufnehmen und sich dafür einsetzen, dass auch die EU-
Kommission und die Weltbank dies nicht tun werden.

Die Mittel der deutschen Entwicklungszusammenarbeit kommen
den z. T. in extremer Armut lebenden Menschen in Äthiopien zugute
und tragen zur nachhaltigen Entwicklung des Landes bei. Auch die
Studie von Human Rights Watch erkennt die hohe Entwicklungs-
orientierung Äthiopiens und Erfolge bei der Armutsbekämpfung
und der Verfolgung der Millenniumsentwicklungsziele an.

Nachhaltige Entwicklung kann nicht von oben verordnet werden,
sondern muss breit getragen und verankert sein. Entwicklung muss
diskriminierungsfrei möglich sein, unabhängig von politischer oder
religiöser Weltanschauung. In Gesprächen mit der äthiopischen Re-
gierung wird sich die Bundesregierung auch in Zukunft weiter für
die Stärkung von Zivilgesellschaft und Privatwirtschaft in Äthiopien
einsetzen.
148. Abgeordnete
Uta

Zapf

(SPD)
Welche konkreten Projekte und Maßnahmen
in den Nicht-EU-Staaten Südosteuropas (Bos-
nien und Herzegowina, Kroatien, Monteneg-
ro, Serbien, Kosovo, Mazedonien, Albanien)
werden im Haushalt des Bundesministeriums
für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Ent-
wicklung für das Jahr 2010 mit welchen Mit-
teln gefördert?
Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Gudrun Kopp

vom 7. Oktober 2010
Für Bosnien und Herzegowina stehen im Haushalt des BMZ für das
Jahr 2010 folgende Mittel zur Verfügung:

a) Finanzielle Zusammenarbeit

Energiesektorprogramm V (Wasserkraft) 4,0 Mio. Euro
Förderung erneuerbarer Energien 9,0 Mio. Euro
Wasserver- und Abwasserentsorgung BuH II 6,0 Mio. Euro
Summe 19,0 Mio. Euro

b) Technische Zusammenarbeit

Programm zur Stärkung der staatlichen Verwaltung4,0 Mio. Euro
Lokale und regionale Wirtschaftsförderung 1,9 Mio. Euro
Erwachsenenbildung 1,9 Mio. Euro
Studien- und Fachkräftefonds 0,2 Mio. Euro
Summe 8,0 Mio. Euro

Gesamt 27,0 Mio. Euro
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Für Kroatien stehen im Haushalt des BMZ für das Jahr 2010 keine
planmäßigen Mittel zur Verfügung. Kroatien ist kein Partnerland
der bilateralen Entwicklungszusammenarbeit mehr. Die letzte Zusa-
ge ist im Jahr 2008 getätigt worden. Allerdings sind 2010 noch ein-
mal 150 000 Euro durch Auftrag belegt worden, um ein TZ-Projekt
zum Abschluss zu bringen.

Für Montenegro stehen im Haushalt des BMZ für das Jahr 2010 fol-
gende Mittel zur Verfügung:

a) Finanzielle Zusammenarbeit

Energieeffizienz in öffentlichen Gebäuden 2,0 Mio. Euro

b) Technische Zusammenarbeit

Studien- und Fachkräftefonds 1,0 Mio. Euro

Gesamt 3,0 Mio. Euro

Für Serbien stehen im Haushalt des BMZ für das Jahr 2010 folgende
Mittel zur Verfügung:

a) Finanzielle Zusammenarbeit

Abwasserprogramm II 6,0 Mio. Euro
Finanzsektorentwicklung 3,0 Mio. Euro
Erneuerbare Energien und Energieeffizienz 4,0 Mio. Euro
Energieeffizenzmaßnahmen für KMU 3,0 Mio. Euro
Summe 16,0 Mio. Euro

b) Technische Zusammenarbeit

Wirtschafts- und Beschäftigungsförderung 5,0 Mio. Euro
Beratung bei der Rechtsreform 2,5 Mio. Euro
Energieeffizienzberatung 2,5 Mio. Euro
Berufsorientierung an Sekundarschulen 3,0 Mio. Euro
Reform der beruflichen Bildung 0,15 Mio. Euro
Summe 13,15 Mio. Euro

Gesamt 29,15 Mio. Euro

Für Kosovo stehen im Haushalt des BMZ für das Jahr 2010 folgende
Mittel zur Verfügung:

a) Finanzielle Zusammenarbeit

Abwasserentsorgung Südwest 4,0 Mio. Euro
Kommunale Wasserver- und Abwasserentsorgung,
Pristina II 6,0 Mio. Euro
Summe 10,0 Mio. Euro
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b) Technische Zusammenarbeit
Kommunales Landmanagement 2,5 Mio. Euro
Förderung der Wettbewerbsfähigkeit des Privat-
sektors 3,5 Mio. Euro
Unterstützung des EU-Integrationsprozesses 3,0 Mio. Euro
Summe 9,0 Mio. Euro

Gesamt 19,0 Mio. Euro

Für Mazedonien stehen im Haushalt des BMZ für das Jahr 2010 fol-
gende Mittel zur Verfügung:

a) Finanzielle Zusammenarbeit 0,0 Mio. Euro

b) Technische Zusammenarbeit

Investitions- und Exportförderung 0,5 Mio. Euro
Regionale und Kommunale Wirtschaftsförderung 0,5 Mio. Euro

Gesamt 1,0 Mio. Euro

Für Albanien stehen im Haushalt des BMZ für das Jahr 2010 folgen-
de Mittel zur Verfügung (Zweijahreszusage):

a) Finanzielle Zusammenarbeit

Kommunales Infrastrukturprogramm II 3,0 Mio. Euro
Kommunales Infrastrukturprogramm II 1,0 Mio. Euro
Abfallentsorgung Südostalbanien 4,4 Mio. Euro
Begleitmaßnahme zur Abfallentsorgung,
Südostalbanien 1,0 Mio. Euro
Refinanzierung von KMU im städtischen und
ländlichen Raum 2,0 Mio. Euro
Sozialer Investitionsfonds IV 4,0 Mio. Euro
Energieeffizienz über den Bankensektor 3,0 Mio. Euro
Umweltschutzprogramm Ohridsee/
Abwasserentsorgung Pogradec 4,0 Mio. Euro
Summe 22,4 Mio. Euro

b) Technische Zusammenarbeit

Wassersektorreform 1,5 Mio. Euro
Programm Berufliche Bildung 2,4 Mio. Euro
Integrierte Wirtschafts- und Beschäftigungs-
förderung 2,4 Mio. Euro
Förderung der Anwendung EU-konformen Rechts 1,0 Mio. Euro
Studien- und Fachkräftefonds 0,5 Mio. Euro
Summe 7,8 Mio. Euro

Gesamt 30,2 Mio. Euro

Darüber hinaus stehen im Jahr 2010 7,05 Mio. Euro (Technische Zu-
sammenarbeit) und 9 Mio. Euro (Finanzielle Zusammenarbeit) für
regionale Kooperation zur Verfügung.
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149. Abgeordnete
Uta

Zapf

(SPD)
Welche konkreten Projekte und Maßnahmen
in den Nicht-EU-Staaten Südosteuropas (Bos-
nien und Herzegowina, Kroatien, Monteneg-
ro, Serbien, Kosovo, Mazedonien, Albanien)
sollen aus Sicht der Bundesregierung im Haus-
halt des Bundesministeriums für wirtschaftli-
che Zusammenarbeit und Entwicklung für das
Jahr 2011 auch künftig gefördert werden, und
wie hoch sind die hierfür geplanten Projektmit-
tel im Vergleich zu den Vorjahren?
Antwort der Parlamentarischen Staatssekreätrin Gudrun Kopp

vom 7. Oktober 2010
Für Bosnien und Herzegowina sind im Entwurf des Haushaltes des
BMZ für das Jahr 2011 folgende Mittel vorgesehen:

a) Finanzielle Zusammenarbeit

Entwicklung Mikrofinanzsektor 2,0 Mio. Euro
Wasserver- und Abwasserentsorgung BuH III 6,0 Mio. Euro
Summe 8,0 Mio. Euro

b) Technische Zusammenarbeit

Stärkung der lokalen Selbstverwaltung 2,0 Mio. Euro
Energieeffizienzberatung 1,5 Mio. Euro
Lokale und regionale Wirtschaftsförderung 2,0 Mio. Euro
Summe 5,5 Mio. Euro

Gesamt 13,5 Mio. Euro

Für Kroatien stehen im Haushalt des BMZ für das Jahr 2011 keine
Mittel zur Verfügung. Kroatien ist kein Partnerland der bilateralen
Entwicklungszusammenarbeit mehr. Die letzte Zusage ist im Jahr
2008 getätigt worden.

Für Montenegro sind im Entwurf des Haushaltes des BMZ für das
Jahr 2011 keine Mittel vorgesehen.

Für Serbien sind im Entwurf des Haushaltes des BMZ für das Jahr
2011 folgende Mittel vorgesehen:

a) Finanzielle Zusammenarbeit

Umweltmaßnahmen und Energieeffizienz 8,0 Mio. Euro
Finanzsektorentwicklung ländlicher Raum 2,0 Mio. Euro
Summe 10,0 Mio. Euro

b) Technische Zusammenarbeit

Beratung zur Energieeffizienz 2,0 Mio. Euro
Berufliche Aus- und Fortbildung 3,5 Mio. Euro
Öffentliche Finanzen 1,5 Mio. Euro
Studien- und Fachkräftefonds 0,5 Mio. Euro
Summe 7,5 Mio. Euro

Gesamt 17,5 Mio. Euro
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Für Kosovo sind im Entwurf des Haushaltes des BMZ für das Jahr
2011 folgende Mittel vorgesehen:

a) Finanzielle Zusammenarbeit

Energiesektorprogramm IV (Netz-Rehabilitierung) 5,0 Mio. Euro

b) Technische Zusammenarbeit

Reform der öffentlichen Finanzsysteme 2,75 Mio. Euro
Rechtsreformberatung 2,75 Mio. Euro
Studien- und Fachkräftefonds 1,0 Mio. Euro
Summe 6,5 Mio. Euro

Gesamt 11,5 Mio. Euro

Für Mazedonien sind im Entwurf des Haushaltes des BMZ für das
Jahr 2011 keine Mittel vorgesehen.

Für Albanien sind im Entwurf des Haushaltes des BMZ für das Jahr
2011 keine Mittel vorgesehen, da Albanien in 2010 eine Zweijahres-
zusage erhält.

Darüber hinaus stehen im Jahr 2011 5 Mio. Euro (Technische Zu-
sammenarbeit) für regionale Kooperation zur Verfügung.

Die insgesamt für die Region zur Verfügung stehenden Mittel (Fi-
nanzielle und Technische Zusammenarbeit) für die genannten Län-
der haben sich in den vergangenen Jahren wie folgt entwickelt (Zah-
len in Mio. Euro):
1
5

5

5

5

2008 2009 2010 201
Bosnien u. H. 21,0 23,5 27,0 13,

Kroatien 3,0 0,15

Montenegro 11,0 10,0 3,0

Serbien 29,0 31,0 29,15 15,

Kosovo 23,0 26,45 19,0 11,

Mazedonien 19,5 1,0

Albanien 32,5 7,0 30,2 (2 Jhr) 

Gesamt 119,5 117,45 109,50 40,
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